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Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Montag den 10. Dezember 1888,

Beginn: 11 Uhr 20 Minuten Vormittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge und geschäftliche Mittheilungen.
2. Referat des Prouinzialausschusscs,betreffenddie Geschäftsordnungfür den Provinzial-

landtag der Nheinprooinz.
3. Erste Berathung des Hauptetats der Prouinzialverwaltung der Rheinprovinz für die

Etatsjahre vom 1. April 1889 bis 31. März 1890 und vom 1. April 1890 bis
31. März 1891.

4. Wahl der Commifsionen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Ich habe zu
bemerken, daß nach unserer Geschäftsordnungdas Protokoll der vorigen Sitzung hier offen liegt
und daß auf das Protokoll nicht eingegangenwird, wenn nicht eines der Mitglieder wünscht, zu
einem Punkte des Protokolls eine Veränderung gemacht zu sehen.

Sodann habe ich mitzutheilen, daß der Herr Abgeordnete von Sandt mir geschrieben
hat, daß er zu seinem Bedauern durch seine Krankheit verhindert sei, der diesmaligen Session
des Landtags beizuwohnen und sich deshalb entschuldige.

Ferner habe ich von dem Herrn Landtagscommissariusfolgende Mittheilung zu machen.
Zunächst schreibt mir der Herr Oberpräsident:

Ew. Durchlauchtbeehre ich mich den Königlichen Regierungsrath von Philipsborn
als meinen Commissarius zu den Sitzungen des Provinziallandtages und der von
demselben zur Vorbereitung seiner Beschlüsse gewählten Commissionenganz ergebenst
anzumelden.

Ich beehre mich, den Herrn Regierungsrath von Philipsborn einzuführen.
Ein weiteres Schreiben des Herrn Oberpräsidentenbesagt:

Ew. Durchlaucht beehre ich mich den Seitens der Herren Minister für Land¬
wirthschaft «., der Justiz und des Innern mir zugegangenen Entwurf einer Hauberg¬
ordnung für den Kreis Altcnkirchen nebst Begründung, welcher gemäß der in
beglaubigter Abschrift angeschlossenenAllerhöchsten Ordre vom 28. v. M. dem
Provinziallandtage vorgelegt werden soll, mit dein ganz ergebensten Ersuchen zu
übersenden, die gutachtlicheAeußerung des Provinziallandtages gefälligst herbeizu¬
führen und mir das bezügliche Gutachten seiner Zeit zugehen lassen zu wolleu.

Ein ferneres Schreiben des Herrn Landtagscommissariuslautet folgendermaßen:
Ew. Durchlaucht beehre ich mich im Auftrage des Herrn Finanzministers in

den beiliegendenHeften die Verzeichnisse der einkommensteuerpftichtigen Einwohner der
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Rheinprovinz mit Angabe der Steuerstufen :c, nach Regierungsbezirken geordnet mit
dem ganz ergebensten Ersuchen zu übersenden, die nach §, 24 des Gesetzes vom
1. Mai 1851 resp. Art. 1 (§. 24) des Gesetzes vom 25. Mai 1873 erforderlichen
Neuwahlen der Bezirks-Commissionsmitglieder und Stellvertreter durch den Provinzial-
landtag gefälligst veranlassen und mir demnächst ein Verzeichnis)der in die Commissionen
gewählten Mitglieder und Stellvertreter unter Angabe ihres Wohnortes und ihrer
Standesverhältnisse mittheilen zu wollen.

In Betreff der Aufgaben dieser Commissionen, deren Zusammensetzung, der
Zahl der Mitglieder und Stellvertreter und der Dauer der Wahl nehme ich auf das
dorthin mit meinem Schreiben vom 9. Dezember 1882 (L. C, 320) abschriftlich
mitgetheilte Finanz-Ministerial-Neskript vom 24. März 1874 (II, 2563) mit dem
ganz ergebensten Bemerken Bezug, dah es auch für die bevorstehende Wahlperiode
bei der in diesem Neskripte bezeichneten Anzahl von Mitgliedern der gedachten
Commissionen und Stellvertretern verbleibt,

Ebenso liegt mir ein Schreiben des Herrn Landtagscommissarius betreffend die Neuwahl
der Ober-Ersatzcommissionsmitglieder vor. Da es nicht sicher ist, ob der Prouinziallandtag im
nächsten Jahre zusammentreten wird, glaubt der Herr Landtagscommissarius darauf dringen zu
müssen, daß jetzt die Neuwahlen vorgenommen werden müßten, weil sonst am I. Januar 1890
keine gewählten Mitglieder der Obcr-Ersatzcommissionen vorhanden sein würden. Sodann liegt
mir ein Schreiben des Herrn Landtagscommissarius mit anliegenden Wahlvcrhandlungsakten vor
über die stattgefundenen Wahlen in den Kreisen Grcuenbroich und Waldbroel, welche von Ihnen
W der letzten Sitzung als ungültig bezeichnet worden waren. Diese Akten resp, das Schreiben
würden dann wohl von der Wahlprüfungscommission, die zu wählen sein würde, noch zu controliren
und darüber zu berichten sein.

Ferner liegt mir ein Schreiben des Herrn Oberpräsidenten mit beiliegenden Akten vor,
betreffend die Aktienstraßen zwischen Aachen und Eupen. Es wird darin der Wunsch ausgesprochen,
daß diese Aktienstraßen von dem Provinzialverbande als Provinzialstraßen übernommen werden
möchten. Darüber ist, glaube ich, schon im Provinzialausschuh ein Vorschlag gemacht worden,
der andere Aktienstraßen betrifft. Wahrscheinlich würde beides zusammen behandelt werden müssen;
ich gebe das anheim.

Dann liegen mir noch mehrere Gesuche vor, zunächst ein Gesuch des Bürgermeisters
Naasel zu Angermundt, um Bewilligung einer Unterstützung für die Hagelbeschädigten der
Gemeinde Lintorf. Er führt darin aus, daß die Gemeinde Lintorf durch Gewitter mit Hagel-
lchlag einen Hagelschaden von 26 531 Mark auf 209 Hektare Roggen und Hafer gehabt hat, daß
die Königliche Negierung zu Düsseldorf den Hagclbefchädigten 1032 M. habe zukommen lassen
und daß also noch 25 499 M. zu decken blieben.

Sodann betrifft ein Gesuch von Bacharach, unterschrieben im Auftrag von Pfarrer Theile
daselbst, die Wiederherstellung der Pfarrkirche St. Peter zu Bacharach.

Sodaun ist den Mitgliedern des Landtages ein gedrucktes Gesuch zugegaugen, betreffend
den Antrag der Gemeinde Breuell auf Bewilligung einer Subvention für die Gemüsebau-
schule daselbst.

Ferner liegt mir eine Vorstellung des Vorsitzenden des Trier'schen Bauernvereins vor, um
Bewilligung eines Zuschusses für die Vereinskasse zur Beförderung der Obstbaumzucht und endlich
ein Gesuch des Straßenaufsehers a, d. Preßler in Pronsfeld um Wiederanstellung oder Pensionirung,
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Schließlich habe ich noch eine geschäftliche Anfrage an Sie zu richten Sie betrifft den
Umstand, ob Sie vielleicht eine Präklusivfrist feststellen wollen, bis zu welcher der hohe Landtag
Petitionen und Anträge entgegen nehmen will, Sie wissen, m, H., daß das seine sehr großen
Schwierigkeiten hat, wenn am letzten oder in den zwei letzten Tagen der Tagung hier Petitionen
oder Anträge eingehen, die dann nicht mehr behandelt werden können. Wir haben dies früher
auch immer so gchandhabt, und ich möchte auch die Frage an Sie stellen was Sie darüber denken.
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Ianssen.

Abgeordneter Ianßcn (Vurtscheid): Meine Herren! Ich möchte glauben, daß es doch
zweckmäßig wäre, von einer solchen Bestimmung abzusehen. Der Schaden des Zuspätkommens
der Petitionen trifft ja den Petenten. Die Leute sind aber sehr wohl in der Lage, sich darüber
zu informiren, zu welcher Zeit sie anklopfen müssen, damit ihr Gesuch noch der Prüfung von
Seiten des Landtags unterworfen werden kann. Eventuell glaube ich, würde die Sache, wenn
wir auf den angeregten Gedanken eingingen, in dem Nahmen der Geschäftsordnung zu reguliren
und nicht »Lplli-atiin zu behandeln sein,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich habe die Frage für zwei Dinge, für Petitionen und
selbstständige Anträge, gestellt. Wenn wir die Sache bei der Geschäftsordnnng behandeln wollen,
so bin ich damit einverstanden. Es könnten solche Anträge im hohen Hause gestellt werden, bei
denen es sehr wichtig wäre, wenn der Provinzialausschuh darüber berathen und erst mit seinem
Votum gehört werden könnte. Wenn diese sehr spät kommen, ist es eine große Schwierigkeit für
das hohe Haus, darüber noch zu beschließen. Ich gebe Ihnen das nur zu bedenken, wenn Sie
die Sache nachher bei der Geschäftsordnung behandeln wollen. Der Herr Abgeordnete Ianßen
hat das Wort.

Abgeordneter Ianßcn (Bnrtscheid): Wenn ich mir noch zu einer Bemerkung das Wort erbitten
darf, fo erlaube ich mir, Sie darauf aufmerksam zu machen, daß die Geschäftsordnnngcn weder des
Reichstages noch des Landtages der Monarchie eine derartige Bestimmung enthalten, und daß
es auch eine gewisse Beschränkung der Freiheit in Bezug auf die Antragstellung sein würde, wenn
man eine solche Prätlusiufrist stellte. Ich meine, weit mehr noch als die Petenten außerhalb sind
die Mitglieder dieses Hauses in der Lage, zu beinessen, bis zu welcher Zeit sie mit einein Antrage
kommen können, und wann sich das nicht empfiehlt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Dietze hat das Wort.
Abgeordneter Dietze: In Bezug auf Anträge, meine Herren, fo glaube ich, dürfen wir

uns nicht selbst binden und selbst präkludiren. Es ist wohl denkbar, daß im Laufe der Verhand¬
lungen, im Laufe der Diskussion solche Anträge nothwendig werden, und wenn das eine oder das
andere Mitglied es für gut findet, febstständige Anträge zu stellen, so würde es dadurch präkludirt
sein, daß wir dafür heute einen Schlußtermin feststellen. Ich möchte dafür fein, daß wir eine
derartige Bestimmung nicht treffen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Broich hat das Wort.
Abgeordneter Broich: Meine Herren! Nach der Geschäftsordnung können Anträge stets

gestellt werden, wenn sie von 20 Mitgliedern unterstützt sind. Das zu verhindern sind wir nicht
in der Lage, oder wir müssen die Geschäftsordnung ändern, nach der wir heute berathen und die
auch später diskutirt wird. Sind die Anträge gestellt, dann mag der Landtag darüber befinden,
wie er sie behandelt wissen will.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bin damit einverstanden. Wir gehen nunmehr zu
Punkt 2 der Tagesordnung über: Nefemt des Provinzialausschusses, betreffend die Geschäfts-
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Ordnung für den Provinziallaudtag der Nheinprcwinz. Der AbgeordneteAdams ist Berichterstatter
des Prouinzinlausschusses;ich ertheile ihm das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterAdams: Meine Herren! Namens des Provinzialcmsschnsses
empfehle ich Ihnen zur Annahme diejenige Geschäftsordnung, welche in Folge der Bemerkungen,
die bei den früheren Diskussionender vorigen Sitzung gemacht wurden, nun abgeändert worden
lst- Ich glaube, da Sie diefelbe gedruckt in Händen haben, zunächst nur auf diejenigen
Abänderungen eingehenzu sollen, die gegen die vorige Geschäftsordnung gemachtworden sind,
°le Ihnen ja auch gedruckt vorgelegen hat und Ihnen also bekannt ist.

Es sind ja im allgemeinen diejenigenBestimmungen gegeben,wie sie überall üblich sind,
wie sie bisher hier geübt worden sind, sowohl in dem vorigen wie in den früheren Landtagen,
und ich glaube uicht, daß das Verlesen aller einzelnen Paragraphen, wenigstensin meinem jetzigen
Referat, nöthig wäre. Es erhob sich bei der Diskussion im vorigen Landtage zuerst die Frage,
wie die Wahlen zu den Commissionen vorgenommenwerden sollen. Hierüber ist mehrfach verhandelt
worden, und es sind verschiedene Borschläge gemacht worden. Der Hanptuorschlag ging dahin,
d«h sich die ganze Bersammlnng in Abtheilungen theilen und daß iu deu Abtheilungendiese
Wahlen nun vorgenommenwerden sollten. Bon verschiedenen Seiten war man der Meinung, die
Abtheilungensollten durch das Loos gebildet werden. Bon anderer Seite war man wieder der
Meinung, dah die verschiedenen Interessenten der einzelnenBezirkendes Nordens, des Südens,
der mehr bevölkerten und der weniger bevölkerten Theile der Provinz in Rechnung gezogen
werden sollten. Der Provinzialausschuß hat auch dein letzteren Gesichtspunkte den Vorzug gegeben
und war der Meinung, daß dasselbe Verhältniß ungefähr angenommen werden solle, wie es zu
^r Wahl zum Provinzialausschuß festgehaltenworden ist, daß also die kleineren Regierungs¬
bezirke Aachen, Coblenz, Trier das Recht hätten, je 2 Mitglieder vorzuschlagen,daß der größere
Köln drei, und daß der größte Düsseldorf vier in Vorschlag bringe. So ist ja die Wahl zum
Provinzialausschuß geschehen,und so entstand die Meinung, es würde wohl zweckmäßig sein,
wenigstenszum Versuch bei dieser Session es so einzurichten, daß die ganze Versammlung sich
nach Regierungsbezirkenin Abtheilungentheilte und daß in den Abtheilungen die Wahlen nach
diesem Maßstabe von zwei, drei und vier erfolgten. Es würde dann das älteste Mitglied in der
betreffendenAbtheilung zunächst den Vorsitz führen, und es würde uuter seiner Leitung ein
Abtheilungsuorstehergewählt werden, und diese Abtheilungenwürden dann die Vorschlägemachen,
^eser Modus ist vorgeschlagen für den gegenwärtigen Landtag. Der Provinzialausschuß wollte
d»s nicht unbedingt sür alle Zeit empfehlen,sondern er wollte, da der Landtag jetzt eigentlicherst
Nun ersten Male — der vorige war doch nur zu einer kurzen Session zusammen — tagt, die
Erfahrungen dieses Landtages abwarten, nm Ihnen dann eventuell für den nächsten Landtag
denselben Modus oder einen anderen, wie sich das herausgestellt haben würde, vorzuschlagen.
Dadurch kam der Provinzialausschuß zu dem Ihnen gemachten Vorschlage in §. 3, wo die
Vorprüfung der Wahlen durch eine Commissionangeordnet ist, statt der früher vorgeschlagenen
^ahl neuu, die Zahl dreizehn zu empfehlen.

Es entstand ferner bei der früheren Berathung eine Differenz, bezüglich der Feststellung
der Tagesordnung. Die frühere Fassung war nicht die richtige. Im gegenwärtigen H. 8 ist
bezüglichder Feststellung der Tagesordnung Ihnen vorgeschlagen,daß dieselbenicht durch den
den Vorsitzenden festgestellt, sondern daß sie von dem Vorsitzendenvorgeschlagen und vom
Landtage festgestellt werde; das ist die Abänderung, welche zu §. 8 gemacht worden ist.

Zum tz. 11, Nedeorduuug, ist auch eine Aenderung vorzunehmen. Es handelt sich dort
nämlich um die Frage, in welcher Reihenfolge das Wort ertheilt werden soll. Daß die Regel
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ist, daß jeder in der Reihenfolge es erhält, wie er sich gemeldet hat, das versteht sich von selbst,
das hat auch hier seinen Ausdruck gefunden, aber es sind verschiedene Persönlichkeiten,die das
Recht darauf haben müssen, zu jeder Zeit gehört zu werden. Es sind dieses meistens die
Personen, die durch eine kurze faktische Bemerkung über die Sache selbst eine andere Wendung
der Verhandlung erzielen resp, eine Verbreitung über einen ohne Noth angeregtenPunkt verhindern
und überflüssigmachen können. Es sind nun als solche bezeichnet worden der Herr Oberpräsident,
sowie die zu seiner Vertretung oder UnterstützunganwesendenStaatsbeamten — es ist das auch
in der Provinzialordnung Z. 27 festgestellt, wo dem Herrn Obcrpräsidcnten dieses Recht zu jeder
Zeit gegeben ist, — ferner der Vorsitzende des Provinzialausschusses,dann die mit der Vertretung
der Vorlagen des Provinzialausschusses beauftragten Berichterstatter, sowie der Laudesdirektor
und die von dem letzterenbeauftragten oberen Provinzialbeamten. Es sind das alles Personen,
die durch die Stellung, die sie in Bezug auf die Vorbereitungder ganzen Vorlage angenommenhaben
und in Bezug auf ihre Detailkenntnißin der Lage sind, die Verhandlungenmöglichstabzukürzen.Der
ProuinzialausschußempfiehltIhnen also den ß. 11 in der jetzt vorliegendenFassung, worin dies
gesagt ist. Ich habe, ferner eine Bemerkung zu machen zu §. 13, die eine Erläuterung desselben in sich
faßt. Es ist in dem H, 13 nämlich gesagt, daß die Antragsteller (nur bei selbständigen Anträgen) und
die Berichterstatter, wenn sie es verlangen, das Wort bei Beginn wie bei Schluß der Verhand¬
lungen haben. Hierzu wäre zu bemerken, wennn wir das Recht zweien gäben, dann mühte man
zur Erläuterung sich auch darüber klar sein, welcher von ihnen, wenn ich so sagen darf, das
allerletzte Wort hat. Meines Erachtens versteht es sich von selbst, daß, wie es in allen
Parlamenten gebräuchlich ist, der Berichterstatterdas allerletzte Wort hat; wenn der Antragsteller
nach Schluß der Debatte das Wort noch haben will, so wird es ihn: vom Präsidenten ertheilt,
zu allerletzt aber erhält der Berichterstatter das Wort, weil er möglichenfalls das, was der
Antragsteller zuletzt bemerkthat, im ganzen Rahmen der Verhandlungen noch einmal behandeln
muß. Ich wollte dies bemerken, damit es im Prototoll steht und die Auffassung für immer
gesichert ist, daß der Berichterstatterdas allerletzteWort hat.

Wir haben Ihnen noch eine Aenderung vorgeschlagenzu § 26, sie ist aber sehr
unbedeutend, es handelt sich darum, daß die mit der Vertretung der Borlagen des Provinzial¬
ausschussesbeauftragten Berichterstatter bei den Commissionssitzungenmit berathender Stimme
anwesend sind. Es ist zur rascherenAbwickelung der Verhandlungen in den Commissionennoth¬
wendig, daß diejenigen, die mit der Sache vollständig vertraut sind und vom Provinzialausschuß
mit der Vertretung seiner Ansicht beauftragt sind, diesen Commissionenbeiwohnen. Das, meine
Herren, sind die Veränderungen, welche gegen die Vorlagen, die wir im verflossenen Landtage
hatten, vom Prouinzialausschuß Ihnen vorgeschlagenwerden. Im Nebrigen habe ich zu dieser
allgemeinern Berathung der Ihnen vorliegenden Geschäftsordnung nichts Weiteres zu bemerken.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht in der Generaldiskussionjemand das Wort? —
Der Herr AbgeordneteBusch hat sich gemeldet; ich glaube nach dem Antrage, den er zu gleicher
Zeit eingereichthat, verstanden zu haben, daß er wohl zur Spezial-Diskussionsprechen will.

Abgeordneter Busch: Zur Spezial-Diskussiondieses Punktes möchte ich sprechen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Zur General-Diskussionwünscht also Niemand mehr das

Wort? — Dann schließe ich dieselbe.
Wir kommenzur Spezial-Diskussionund beginnen mit ß. 1. Zu F. 1 hat zunächst der

Herr AbgeordneteBusch das Wort.
Abgeordneter Busch: Ich habe einen Antrag eingereicht und möchte bitten, denselben zu verlesen.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Ich werde ihn verlesen, aber ich glaube, daß er zu §, 3
gehört. Der Antrag lautet: , ^ ,.., ,,, ,

„Die vom Provinzialausschuh für §, 3 vorgeschlagene Zahl der Comnusstonsnutglieder
von 13 auf 15 festzustellen und dieselbe in solcher Weife auf die einzelnen Negierungs-
bezirke zu vertheilen, daß für Aachen und Coblenz je 2, für Trier und Köln ,e 3
und für Düsseldorf 5 gewählt werden." .. , ^« n . ..

AbgeordneterVufch: Ich habe mich geirrt, ich wollte fagen: Zu Punkt 1 des Referats,
also nicht zu §, l der Geschäftsordnungsondern zu §, 3 derselben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordueteMelbeck hat das Wort.
AbgeordneterMelbeck: Ich möchte mir erlanben, zu 8- t einen Zusatz vorzuschlagen,

der zwar nicht von großer Bedeutung ist, der aber nach den bisherigen Er ahrungen der großen
parlamentarischen Körper sich als nothwendig und zweckmäßigherausgestellt hat. Nach den
Geschäftsordnungendes Abgeordnetenhausesuud des Reichstages ist nämlich m Bezug auf den
Alterspräsidentenbestimmt, daß das älteste Mitglied die Vefugniß hat, dem ihm un Älter nachst¬
ehenden Mitglied den Vorsitz zu überlassen. Wir haben nun zwar hier emen sehr tapferen
Alterspräsidenten, aber es kann doch der Fall eintreten, daß der im Alter ihm nächst folgende
"ach seiner Ansichtsich als zweckmäßiger erweist, und ich glanbe, die Geschäftsordnungmutz die en
Fall vorsehen. Ich möchte mir daher erlauben, hinter dem Wort „Mitglied" zu etzen: „°d r
auf desseu Wunsch ein im Lebensalter ihm am nächsten stehendesMitglied." Ich beziehe uuch,
wie gesagt, auf die Geschäftsorduungeudes Abgcordnetenhaufesund des Reichstages.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Der Antrag lautet so:
„Zu 8. 1 hiuter dem Worte „Mitglied" zu setzen: „oder auf dessen Wnnsch ein un
Lebensalter ihm am nächsten stehendesMitglied."

Zunächst hat der Herr Abgeordnete Dietze das Wort.
Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Ich glaube, daß der Antrag 'we °r uns "„

vorliegt, sehr richtig gedacht ist, aber ich halte dafür, daß er absolut gegen den «"sdruck licheu
Wortlaut des ß. 32 der Provinzialordnung verstößt. In ß. 32 hecht es ganz prWse: „Unt
dem Vorsitze des an Jahren ältesten Mitgliedes, welchem die beiden jüngsten Mitglieder als
Schriftführer und Stimmzähler zur Seite stehen, wählt der P^inziallandtag '"jäherer V r-
schrift des diesem Gesetze beigefügtenWahlreglements einen Vorntzendenund emen Stellvertreter.
Wir würden also eine ganz willkürliche Aenderung der Provinzialordnung eingehen, wenn wir
«inen derartigen Zusatz anfnehmen. An und für sich ist die ganze Vestunmung der Provmzuck-
ordnung eigentlichkeine glückliche, sie ist aus anderen Provinzen überkommen ich hatte mel ebe
gesehen daß der einmal gewählte Vorsitzendeso lange verblei t bis unter semem Vors e
Neuwahl stattfinden hat; dann würden wir mit dem Alterspräftdenten mch s zu thun haben
aber wie es in §. 32 der Provinzialordnung steht, die für uns maßgebendist und nach der wn
uns zu richten haben, halte ich es nicht für zulässig, eine solche Bestimmung aufzunehmen.

Landesdirektor Klein: Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Abgeor neten Dietze
sind abfolut richtig. Räch der Provinzialordnung hat das älteste Mitglied den Vorsitz zu fuhren
und hat uuter dessen Vorsitz die Wahl stattzufinden; wir können das nicht durch eme Geschäfts¬
ordnung ändern. Wenn das älteste Mitglied den Vorsitz nicht übernehme,,will, fo bleibt nichts
anderes übrig, als daß er an dem Tage der Eröffnung ausbleibt, m welchem Me thatsachlich
ein anderer der Aeltestewird; allein ein Devolviren des Rechtes, welches die Provinzialordnung
dem ältesten Mitgliede gegebenhat, halte ich nicht für zulässig. Es findet sich auch ein solcher
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Zusatz in keiner Geschäftsordnungder übrigen Provinzen, und man würde doch darauf gekommen
sein, wenn es für zulässig erachtetwürde, umsomehr als die Geschäftsordnungdes Abgeordneten¬
hauses und des Reichstages diesen Zusatz enthält.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich theile die Auffassungder Herren Vorredner,

ich möchte nur zur Erleichterung des Herrn Alterspräsidenten, der nicht geneigt sein sollte, den
Vorsitz zu übernehmen, mir die Bemerkung erlauben, daß er sich uns am ersten Tage nicht zu
entziehenbraucht, er kann so lange im Foyer verweilen, bis die Wahlen vor sich gehen (Sehr
gut! Heiterkeit!), das würde auch auf alle im Alter folgendenMitglieder in Uebung kommen,
die ebenfalls nicht die Neigung hätten, den Vorsitz zu übernehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBusch hat das Wort.
AbgeordneterNnsch: Ich verzichte auf das Wort, ich wollte nur das Gleichefagen, wie

der Herr Vorredner.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteMelbeck hat das Wort.
AbgeordneterMelbeck: Ich gebe ja zu, daß die Prouinzialordnung darüber Bestimmungen

getroffen hat, das ist aber bei den großen parlamentarischen Körpern auch in den betreffenden
Gesetzen der Fall und ich sehe nicht ein, weshalb die Prouinzialuerwaltung nicht das Mcht haben
soll, in ihrer Geschäftsordnungeine solche die Geschäfteerleichternde Bestimmung zu treffen. Im
Uebrigen lege ich keinen so großen Werth darauf und ziehe den Antrag zurück, da derselbeauf
Widerspruchstößt.

Vorsitzeuder Fürst zu Wied: Der Antrag zu §. 1 ist also zurückgezogen.Ist zu §, l
noch etwas zu bemerken? WünschenSie, daß er verlesen wird? (Stimmen: Nein!)

Wir gehen zu §. 2 über. WünschenSie, daß er verlesen wird? (Stimmen: Nein!)
Zu 8- 3 ist ein Antrag gestellt worden, den ich Ihnen eben verlesen habe. Er ist von

einer ganzen Reihe von Abgeordnetenunterschrieben,ich glaube, es siud deren ungefähr 20. Der
Herr AntragstellerBusch hat das Wort.

AbgeordneterBusch: Meine Herren! Gestatten Sie mir, den vorliegenden Antrag mit
einigen Worten zu motiuiren. Es handelt sich in erster Linie um die Wahlprüfungscommission
in §. 3. Mir ist es natürlich gleichgültig, ob sie aus dreizehn oder fünfzehn oder wie vielen
Mitgliedern besteht. Ich würde damit einverstandensein, wenn es so bliebe, wie in der vorigen
Session. Es ist im Referate aber darauf Bezug genoimnenworden, daß diefe Zahl auch für die
übrigen zu wählenden Commifsionenmaßgebend sein würde, und da muß ich gestehen, daß mir
die Zahl dreizehn etwas unsympathischist. Ich glaube nicht, daß der Provinzialausschuß diese
ominöse Zahl vorschlägt,um zu dokumentiren,daß uus keine abergläubischen Neigungeninaewohnen,
aber ich sehe nicht ein, warum wir gerade die Zahl dreizehn wählen, weil wir dieselbe zufällig
auch im Provinzialausschuß habe». Es hat aber die Vertheilung dieser Zahl auf die einzelnen
Regierungsbezirkedamals fchon vielen Widerspruchgefunden und ich fehe nicht ein, warum das
Mißverhältnis), welches bei diefer Vertheilung für Düsseldorf gegenüber den anderen Bezirken
maßgebendgebliebenist, für alle ewigen Zeiten bestehen bleiben soll, Ich weiß nicht, ob es richtig
ist, daß wir statt durch Verloosuug zu bildende Abtheilungen an der Eintheilung in Regierungs¬
bezirke festhalten,es mag dieses ja mit dem Gedanken an die früheren ständischen Einrichtungen
in etwa zusammeuhängen;und ich will meinerseits, wenn ausgesprochenwird, daß es versuchs¬
weise so gehalten werden soll, nichts dagegen einwenden; jedenfalls aber scheint es mir nickt
richtig zu sein, die vollständig willkürliche Weise der Vertheilung, die damals festgestellt worden
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ist, auch jetzt nocb für die Commissionswahlenfestzuhalten. Es handelt sich bei diesen Wahlen ja
in erster Linie eigentlichnicht darum, w o das Mitglied der Commisswnwohnt, fondern um die
Tüchtigkeitund Fähigkeit des Mitgliedes, Wir können aber nicht annehmen, dah im Regierungs¬
bezirk Düsseldorfvcrhältnihmähig weniger tüchtige Mitglieder wohnen, die zu Commissionen befähigt
sind, als in den kleinerenRegierungsbezirken. Deshalb ist von uns der Antrag gestellt worden,
für den RegierungsbezirkDüsseldorf in etwa das Verhältniß günstiger resp, richtiger zu gestalten:
und zwar Magen wir als Gefammtmitgliedcrzahl für jede Commission die Zahl 1^ vor; im
Verhältniß würden, wenn diefe Zahl 15 festgestelltwürde, auf den RegierungsbezirkDusseldorf
6 Mitglieder entfallen. Nun wollen wir uns aber um diefe Zahl nicht streiten, nur können ja
ohnehin die einzelnenPersonen zu ganz genauer Feststellung des ZahlenoerlMmsses nicht m
einzelne Theile theilen, auf die anderen Regierungsbezirkewürden ja neben Ganzen auch ^ruch-
NMle von Mitgliedern entfallen; wir sind aber im vorliegendenFalle in Bezug auf Dusfeldorf
sehr bescheiden und sagen einfach: wir wünschen,daß der Köln am nächsten stehende Bezirk Trier
der 2l Mitglieder gegenüber 24 Mitgliedern von Köln hat, diesem gleichgestellt werden und
Düsseldorfein Mitglied mehr erhalte. Es würden darnach, wie in dem Antrage bemerktwird
°uf Köln und Trier 3 Mitglieder entfallen, auf Aachen und Coblenz wie bisher 2 und auf
Düsseldorf5 Mitglieder. Das Verhältniß der Abgeordnetenist 56 für Düsseldorf, 24 für Köln,
21 für Trier es ist also der Negiernngsbezirk Düsseldorfmehr als doppelt fo stark im Provmzial-
landtage vertreten, wie diese beiden letztgenannten; wenn wir nichtsdestowenigeruu Regierungs¬
bezirk Düsseldorf uns befcheiden, mit 5 Mitgliedern, alfo mit einem Drittel in den Commis,i°nen
vertreten zu sein, so glaube ich, daß dieser billige Wunsch wohl acceptirt werden kann. Der
RegierungsbezirkDüsseldorf hat 1 754 000 Einwohner und der RegierungsbezirkKöln hat 7.4 000
Einwohner, alfo hat der RegierungsbezirkDüsseldorf gerade eine Million mehr und m diesem
Verhältniß stehen auch die Abgeordneten, wir haben mehr als doppelt so viele Abgeordnetewie
Köln. Ich glaube deshalb, Sie könnten unsern Vorschlagwohl annehmen und namentlich um
deshalb, als doch der jetzige Beschluß auch für die fpätereu Commissionenmaßgebend sein soll.
Auch ist darauf Vezng zu nehme», daß, wenn eventuell im einzelnenFall die Verdoppelung der
Mtgliederzahl einer Eommifsionvon 13 auf 26 eintritt, das bisherige unrichtige Prinzip ebenfalls
eine Verdoppelung erfahren würde. Ich empfehlealfo, den Antrag, wie er vorliegt, anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDr. Schmidt hat das Wort.
Abgeordneter I)r. Schmidt: Meine Herren! Die Thatsache, daß nnser Ausschuß m

diesem Paragraphen die Zahl 13 festgehalten hat, scheint mir allerdings eine ganz natürliche
Sache zn sein, weil er aus dieser Voraussetzung selbst gewählt und aus 13 Mitgliedern zusam¬
mengesetzt worden ist. Ob das aber zweckmäßig ist, daß wir in Zukunft uns gerade an diese
Zahl 13 binden, das scheint nur eine sehr zweifelhafteSache zu fem. Es scheint das auf dem
Gedanken zu beruhen, daß wir lediglich als Vertreter aus den Neg'erungsbezirken hier sehen
und „.einer Ansicht nach ist es doch richtiger, daß wir sagen: „Wir sind Vertre er de ganzen
Provinz" Deshalb möchte ich vorschlagen,daß wir gerade bei dem hier zur Berathung stehenden
Paragraphen es bei der alten Zahl 9 lassen, um von vornherein zu dokumentnen daß wir uns
nicht sklavisch an die Zahl 13 binden wollen. Die andere Ansicht, die dahin geht, ob wir und
wie wir die Abtheilungen bilden, das ist etwas anderes. Wir haben es hier einfach nur m.t §. 3
zu thun und da fchlage ich vor, die Zahl 9 wieder herzustellen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBusch hat das Wort.
AbgeordneterBusch: I°, meine Herren! Um für meine Person zu sprechen, wurde ich

'»ich diesen. Vorschlage nicht widersetzen, insofern dann andererseits von dem von dem Pro-
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viuzialausschusse vorgeschlagenen Modus, daß die Regierungsbezirke die Abtheilungen bilden,
Abstand genominen wird. Es handelt sich allein darum, soll die Wahl nach Regierungsbezirken,
wie vom Provinzialciusschuß vorgeschlagen wird, erfolgen, also versuchsweise die Regierungsbezirke
unsere Abtheilungen bilden, oder sollen neue Abtheilungen durch Verloosung gebildet werden.
Soll nach solchergestalt gebildeten Abtheiluugeu gewählt werden, so habe ich uichts dagegen, dann
würde nur auch die bisherige Zahl 9 besser gefallen, als die neue Zahl 13. Ich erkläre dies
persönlich, ich spreche also nicht im Namen sämmtlicher Antragsteller.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeorduete Icmhen hat das Wort.
Abgeordneter Ianßen (Vurtscheid): Meine Herren! Ich glaube, wir müssen uns ver¬

gegenwärtigen, daß die Bildung der Commissionen nach den bisherigen parlamentarischen
Erfahrungen auf dreierlei Art vorgenommen werden kann. Die eine ist die, welche wir in der
Praxis in der letzten, allerdings kurzen Session beobachtet haben, nämlich: daß das Präsidium
in Fühlung mit einigen Herren aus unserem Gremium Vorschläge macht und daß die Versamm¬
lung diese Vorschläge per Akklamation acceptirt. Das ist ein Verfahren, das sich meiner Ansicht
nach nicht empfiehlt, weil es uns in die ständischen Verhältnisse zurückversetzt, wo die Bildung
der Commissionen resp. Ausschüsse durch das Präsidium des Hauses erfolgte. Mit dieser Tradition
hat unsere neuere Gesetzgebung gebrochen und darauf dürfen wir nicht wieder zurückkommen. Der
andere Modus wäre der, daß wir im Plenum die Commissionen durch Loosziehung bilden. Nun
möchte ich aber zu bedenken geben, wie wunderbar diese Looszichuug in ihren Resultaten sich
gestalten könnte. Beispielsweise kann ja das Loos so fallen, daß bei irgend einer mit lokalem
Hintergrund versehenen Frage Mitglieder aus einem Bezirk, der dieser Frage ganz fern steht,
in großer Mehrzahl zur Entscheidung berufen würden. Alfo von einer Bildung der Commifsionen
durch direkte Loosziehung im Plenum des Landtages kann wohl nicht fuglich die Rede sein. Dann
bleibt als ein Drittes die Bildung von Abtheilungen. Nuu stehe ich meinerseits dem Gedanken durchaus
uicht autipathisch gegenüber, daß wir Abtheilungen in derselben Weise bilden, wie es im Landtage
und im Reichstage geschieht, daß also die Herren Abgeordneten bei ihrer Anmeldung den ihrer
Zahl nach bestimmten Abtheilungen zugeloost werdeu. So würde jede Abtheiluug aus uugefähr
derselben Anzahl von Mitgliedern bestehen. Diese Abtheilungen würden ihren Vorsitzenden zu
wählen haben, überhaupt sich definitiv constituireu und dann würde durch Vermittelung dieser
Abtheilungen die Bildung von Commissionen erfolgen, Meine Herren, daß ist ein Modus, der
in unseren: Gcschäftsordnungsentwurfe nicht vorgesehen ist, der überhaupt die Geschäfte lcitung in
unserm Landtage etwas erschweren würde. Nun bleibt übrig, die Abtheilungen in der Weise sich
bilden zu lassen, daß wir dem Vorgehen treu bleiben, welches wir im Sommer bei der Vilduug
des Prouinzialausschusses befolgt haben, indem wir die Gesammtheit dcr Vertreter eines Bezirks
sich als Abtheilung geriren und von den Bezirksvertretuugen aus au das Plenum Vorschläge in
Bezug auf die Lommissionsbildung sich vollziehen lasse,:. Die Herren, welche sich vorhin geäußert
haben, sind thcilweise prinzipiell, theilweise mit Rücksicht auf die Zahl der den einzelnen Bezirken
zuzutheilenden Abgeordneten mit dicfem Modus nicht einverstanden. Aber, meine Herren, ich
glaube doch, daß wir damit bisher gute Erfahrungen gemacht haben. — Ich habe die Ehre,
Mitglied des Promnzialausfchusses zu sein, und kann Ihnen die Versicherung geben, daß noch in
keiner Phase der Verhandlungen des Prouinzialausschusses diese Art seiner Zusammensetzuug als
eine mangelhafte, als eine lückenhafte empfunden worden ist. Nun meine ich, würden wir
umsomehr bei diesem Modus verbleiben können, als wir uns eingestehen müssen, daß die große
Mehrzahl der Fragen, die wir zu verhandeln haben, mehr oder minder mit lokalen Verhältnissen
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u> Zusammenhang stehen, und daß es sehr darauf ankommt, in den Commissionen Kräfte zu sehen,
welche mit diesen lokalen Verhältnissen vertraut sind. Ob die Zahl von 15 Mitgliedern für eiue
Kommission eine glücklichere ist, als die Zahl 18, wie sie die Vorlage enthält, das gebe ich den
Herren anheim. Ich möchte mich des Urtheils darüber enthalten, erlaube mir aber daran zu
«innern, daß diese Frage in der Vorversammlung, die mir in diesem Sommer in der Tonhalle
abhielten,nicht zu Gunsten der Auffassungder heutigen Antragsteller entschieden worden ist.

AbgeordneterBusch: Meine Herren! Ich möchte den verehrten Herrn Vorredner auf
s"»e Hinweisung, daß wir bisher noch keine ungünstigen Erfahrungen gemacht hätten mit der
Zahl i.'; bei der Zusammensetzungdes Provinzialausschusses, erwidern, daß dieses wohl nichts
Legen unsern Antrag beweist. Ich habe vorhin schon gesagt, es handelt sich nicht darum, wo ein
Mitglied wohnt, sondern um die Tüchtigkeit des Mitgliedes, und es wird sich ja auch im
Proumzialansschußnur einzig und allein um dieses Kriterium handeln. Es bleibt deshalb aber
durchaus uicht ausgeschlossen,daß bei jeder späteren Gelegenheit immer wieder auf das doch
thatsächlichunrichtige bisherige Zahlenverhältniß hingewiesen uud die Berichtigung desselben
beantragt werden kaun. Nun, meine Herren, ich kenne keine einzige parlamentarischeKörper¬
schaft, wo die Zusammensetzung der Commissionen nicht nach einem bestimmten zahlenmäßigenModus
vorgenommenwird, sei es nach Fraktionen, sei es nach Abtheilungen oder wie sonst. Fraktionen
haben wir glücklicherweise noch nicht, und werden sie hoffentlich auch uicht erhalten. Cs ist aber
vollständiggerechtfertigt,daß, wenn wir sie hätten, der Wille der einzelnenFraktionen auch in
«"ein bestimmten Zahlenverhältniß zum Ausdruckkommen müsse. — Ob aber in Fraktionen oder in
Abtheilungengewählt wird, unter alleu Umständenwird die Zahl der Conunissionsmitgliederimmer
genau im Verhältniß zu der Grüße der Abtheilungen oder Fraktionen festgestellt. Ich sehe
"icht ein, daß wir einen Unterschied machen sollen von allen anderen parlamentarischen Körperschaften
^r Welt, und ich vermag auch keiuen Grund zu entdecken,warum Düsfeldorf bei 50 Abgeord¬
neten gegenüber den kleinereuBezirken,z. V. Köln mit 24 Abgeordnetenin dem bisherigenMiß¬
verhältnis auch ferner stehen bleiben und weiter benachtheiligt werden foll. Wenn Köln mit
24 Abgeordnetenin der Commissionmit 3 Mitgliedern vertreten sein soll, fo würde Düsseldorf
über 6 beanspruchen können. Wir wollen jedoch nicht so haarscharf bei der Vertheilung der
einzelnen Mitglieder rechnen, aber wir wollen doch wenigstenseinigermaßen das Verhältniß richtig
^ stellen suchen. Ich meine, es ist kei» Grund ersichtlich, und auch in den Vorbesprechungenein
solcher nicht ersichtlich gemacht worden, warum ein solches Mißverhältnitz bestehen bleiben soll.
Das Einzige, was seiner Zeit in dieser Beziehung angeführt worden ist, fagte der Abgeordnete
Wecker, indem er behauptete: Wir wissen mit der Vertheilung der uns zugewiesenenkleinen Zahl
von nur 3 Ausschußmitgliedernkaum fertig zu werden und müssen eigentlich anstatt dessen 4—5
haben. Aber, meine Herren, das konnte jeder andere Regierungsbezirkeben so gut auch von ftch
sagen, ein wirtlicher Grund ist das nicht und cs ist auch sonst kein einziger angeführt worden,
und wenn der RegierungsbezirkDüsseldorf so bescheideu ist, daß er vou 15 MttgKedern anstatt
°er ihm billigerweisezukommenden 6-7 nur ein Drittheil, also nur 5 beansprucht,so Kegt dies
s° sehr in der Billigkeit, daß Sie sich alle dem gewiß nicht verschließenkönnen und unserem
"Ntrage deshalb zustimmenwerden. (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Es wünscht Niemaud mehr das Wort. Ich schließe die
Diskussionund gebe dem Herrn Berichterstatter das Wort zum Schluß,

Berichterstatter Abgeordneter Adams: Meine Herren! Es ist hier die Frage erörtert
worden, ob nicht bei der jetzigendoch nur versuchsweisenBildung der Abtheilungen das Prinzip
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der Vertheilung ein anderes soll als die Zahl 13 — es sollen 15 genommenwerden um einzelnen
Regierungsbezirkenmehr zu geben. Meine Zerren! Wenn wir vor der Frage ständen, wie wir
es definitiv machen sollen, dann würde wohl eine eingehende Erörterung dieser Frage von
Wichtigkeitsein Wenn es sich aber nur darum handelt, daß wir Versuche machen wollen, daß wir
versuchen,ob etwas, was wir im Laufe dieses Jahres beschlossen haben für den Prouinzialausschuß,
ob sich das auch weiter bewähre, dann, meine Herren, glaube ich, sollten wir nicht ein neues
Prinzip in der Sache einführen und eine scharfe Vertheilung nach Zahlen hier eintreten lassen.
Im Allgemeinen haben ja die Abtheilungen nicht die Bedeutung, daß sie selbst irgend etwas zu
entscheiden hätten, sie haben nur die Mitglieder für die Commissionen vorzuschlagen, sie sind
nicht dazu gezwungen,gerade aus den betreffenden Regierungsbezirken die Leute zu wählen, sondern
wenn in einem anderen RegierungsbezirkeLeute wohnen, die für die betreffendeFrage hervor-
ragend tüchtig sind, so wird unzweifelhaftauch die Abtheilung fo rücksichtsvoll fein und wird nicht
aus sich wählen, sondern wird suchen das Mitglied des Hauses, welches bereits in der betreffenden
Frage besondere Erfahrungen gesammelt hat, auch in die Commissionhincinzuwählen.

Das eigentlichUrsprüngliche, wie es anch in den Parlamenten gewöhnlich gchandhabt
wird, ist das, daß man die Abtheilungen durch das Loos bildet. Wir würden auch Ihnen den
Vorschlagmachen, den ganzen Landtag in 5 Abtheilungen durch das Loos zu uerloosen,und in
diesen Abtheilungen, wie sie durch das Loos gebildet sind, die Wahlen vornehmen zu lassen. —
Man muß die Wahlen in Abtheilungen vornehmen, da es nicht möglich ist, im Hause selbst bei
130 Mitgliedern ein richtiges Resultat zu erzielen, welches die Ansicht der Mehrzahl wirklichzum
Ausdruckbringt. Der Prouinzialausschuß stand nun vor der Frage, sollte er Ihnen vorschlagen,
durch das Loos die Abtheilungen zu bilden und dann in 5 Abtheilungen die Wahlen vornehmen
zu lassen, dann etwa die Commission aus 15 Mitgliedern zn bilden, indem jede Abtheilung
3 wählen würde, — oder sollte er Ihnen vorschlagen, zunächst noch einmal eine Session weiter
den Modus zu probiren, welcher in Bezug auf den Prouinzialausschuß vom Landtag beschlossen
war, und da kam der Ausschuß zu dem Resultate, vorzuschlagen,es noch einmal zunächst zu
probiren, und wenn es sich nicht bewährt, dann Ihnen für den nächsten Landtag einen anderen
Vorschlag zu machen. Aber jetzt aufs Neue in die Diskufsion der Frage einzugehen,wie viel
Commissionsmitgliedcrjedem Regierungsbezirkin Rücksicht auf feine Scelenzahl zustehen, das hielt
der Prooinzialausfchuß nicht für richtig, fondern er glaubte, auf dem Boden Desjenigen, was
man in der Tonhalle allgemein ausgesprochenhatte, was im Landtage angenommen wurde, auf
dem Boden dieser Eintheilung, daß die kleineren Bezirke 2 bekämen,Köln 3, Düsseldorf 4, für
die Versuckszcit stehen zu bleibe». Ich erlaube mir Ihnen daher dies vorzuschlagen.— Wir
werden dann in dem späteren Landtag die Frage genau prüfen können, ob wir ganz
genau uach der Seelenzahl eintheilen, oder ob wir die Eintheilung nach dem Loose vornehmen,
da muß ich nun fagen, es würde meine Meinnng die sein, daß einer solchen scharfen Abtheilung
nach der Seelenzahl das Loos vorznzichn ist. Wir sind nämlich ein ganzer Landtag der die
ganze Provinz vertritt und sind nicht ein aus 5 Theilen zusammengesetzter Laudtag, in welchen
jeder Theil die Interessen seiner Bezirke zn vertreten hat. Deshalb ist die Eintheilung nach dem
Loos des Ganzen und die Wahl der Eommiffion in diesen durch das Loos gebildeten Abtheilungen
jedenfalls prinzipiell viel richtiger als das Prinzip einer scharfen Eintheilung nach der Scelenzahl,
Ich möchte Ihnen daher empfehlen, machen wir für diesen Versuch keine Aenderungen, sondern
lassen wir es bei derjenigen Wahl, die Ihnen vorgeschlagen ist, die bereits einmal versucht ist,
die sich bis jetzt nicht übel bewährt hat, und stellen wir im nächstenLandtage definitiv fest,
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°b wir es dabei belassen wollen — nach den Regierungsbezirken,— und stellen wir dann fest,
w welchen Zahlen oder entscheidenwir uns definitiv, daß die Sache durchs Loos zu machen
^- Ich empfehle Ihnen daher die Beibehaltung des Z. 3, wie er vom Ausschuß vorgeschlagen ist.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Wir kommen jetzt zur Abstimmung.
Zur Fragestellung hat der Herr AbgeordneteBecker das Wort.

Abgeordneter Becker: Meines Erachtcns muß zunächst über den Antrag Schmidt abge¬
stimmt werden, weil derselbe eine ganz andere Voraussetzunghat, also sich am weitesten von der
Vorlage entfernt, während dcr Autrag des Herrn AbgeordnetenVufch nur eine veränderte Zahl
bei Iesthllltung desselben Wahlvcrfahrcns vorschlägt, also näher zu der Vorlage steht. Ist der
Antrag Schmidt abgelehnt, so mühte über den Antrag Busch abgestimmtwerden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich werde so 'verfahren — ich war im
Augenblick zweifelhaft, welcher Antrag der weitgehendste wäre — wenn kein Widerspruchdagegen
^folgt. Ich stelle alfo zunächst zur Abstimmung den Antrag des Herrn AbgeordnetenSchmidt,
^ Mitglieder zu wählen, welcherAntrag zur Voraussetzung hat, daß auf ganz andere Weife
gewählt ist. Ich bitte diejenigen Herren die dafür sind, sich zu erhebe«. (Geschieht.) Das ist
°>e Minorität, der Antrag ist gefallen.

Sodann kommt der Antrag Vufch uud Genossen, diefen vorgeschlagenenWahlmobus
beizubehalten,aber von 13 auf 15 die Zahl festzustellen, mit der Verthcilung, die vorher genannt
^t, für Aachenund Coblenz 2, für Trier und Köln 3 und für Düsfeldorf 5. Ich bitte diejenigen
Herren, welche dafür sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist mit 68 gegen 65 Stimmen
gefallen.

Nun bringe ich den Antrag des Ausschusses zur Abstimmung mit 13 Mitgliedern. Ich
bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag sind, sich zu erheben. Das ist dieselbe Majorität
und ist der Antrag demnach angenommen.

Wir kommen nunmehr zu §. 4. Der Herr AbgeordneteConze hat das Wort.
Abgeordneter Conze: Ich glaube, daß weitere prinzipielle Fragen gar nicht mehr vor¬

kommen, und daß wir das Geschäft abkürzen könnten, wenn die Versammlung es genehmigen
wollte, den Rest en dloo anzunehmen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteConze hat vorgeschlagen, den Nest
en KI«,, anzunehmen. (Zwischenrufe:Auch der Paragraphen, zu denen Aenderungenvorgefchlagen
s'nd? Abgeordneter Conze: Ja.)

Es hat sich noch ein Redner zu §. 11 und zu §. 13 gemeldet, also kann ich fragen, ob
<w dloo-Anuahme genehmigt ist für die übrigen Paragraphen oder ob wir das zuerst erledigen
'"ützten. Sind Sie damit einverstanden oder wollen Sie, daß jeder einzelneParagraph durch-
genommen wird? Sind Sie einverstanden,daß wir bis zu §. 10 sn dloo annehmen?

AbgeordneterDr. Schmidt: Ich möchte auch noch zu §, 7 einen Antrag stellen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Dann müssen wir einzeln durchgehen, dann ist der en dloo-

Antrag gefallen. Ist zu §. 4 etwas zu bemerken? Zu z. 5, zu §. 6, zu §. 7. Der Herr
AbgeordneteSchmidt hat das Wort.

AbgeordneterDr. Schmidt: In diefem §. 7 im zweiten Satz heißt es: Die Vorlagen
°es Provinzialausschusses können vor der Eröffnuug des Landtages den Mitgliedern zugesandt
"erden. Wenn das Wort „können" heißen soll „dürfen", dann wäre ja der ganze Satz überflüssig,
bann thäten wir besser, ihn zu streichen. Wenn es aber die Bedeutung haben foll, daß dem
^rovinzialausschussedadurch ein Wink gegeben wird, möglichst diese Vorlagen vor der Eröffnung
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des Landtages den Mitgliedern zuznweisen, dann halte ich es für wesentlich, daß das schärfer
ausgedrücktwird. Ich würde also vorschlagen,daß hier gesagt wird, statt „können die Vorlagen
des Provinzialnusschusses" „werden soweit als möglich vor der Eröffnung des Landtages den
Mitgliedern zugesandt." Es ist namentlich von den neu eingetretenenMitgliedern sehr freudig
begrüßt worden, daß ein so vortrefflicherBericht über die bisherige Geschäftsführung des Land¬
tages uns mitgetheilt worden ist. Wenn das einige Tage vorher geschieht, so kann Jeder sich
zu Hanse gehörig die Sache vornehmen; er kann anch über einzelne Sachen, die im Bericht
vorkommen, das Material, welches ihm zu Hause zu Gebote steht, benutzen und sein Urtheil
vorbereiten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist der Autrag gestellt worden, in §, ? statt „können"
„werden so weit als möglich" zu sehen. Ich wiederholees für den Fall, daß die Herren auf den
letzten Bänken den Antrag nicht verstanden haben sollten. Das Wort hat der Herr Abgeordnete
von Solemachcr-Antweiler.

AbgeordneterFreiherr von Solemachcr-Antweiler: Meine Herren! Ich glaube, ob
da steht „können" oder „werden so weit als möglich" dies praktisch genau dasselbe ist. Ich halte
das nur für eine rcdactionelleAenderung und denke, daß von Seiten des Provinzialausschnsscs,
wenn diese Frage früher dort angeregt worden wäre, ebensogut „werden soweit als möglich" wie
„können" hätte in Vorschlaggebrachtwerden können. Es ist der Wunsch des Ausschusses, soweit
als möglich die Sachen immer vorher mitzutheilen. Es kann nur apudictisch nicht gesagt werden
„müssen"; denn es ist zuweilennicht möglich, eine Vorlage lange vor Eröffnung des Landtages
fertig zu stellen. Es geschiehtdies oft erst im letzten Moment. Ich glaube daher, daß der
Aenderung „werden so weit als möglich" absolut keine Bedenkenentgegenstehen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Berichterstatter.
Berichterstatter Abgeordneter Adams: Meine Herren! Die Sache kaun doch nnter

Umständen Schwierigkeitenhabe» und könnte dazu fübrcn, daß einzelneBerichte des Ausschusses,
die nicht so früh fertig gestellt worden sind, wo man aber streng genommendie Behauptung auf¬
stellen könnte, daß sie hätten fertig werden können, nickt zur Verhandlung kommen würden, da
sie nicht mitgetheilt worden sind. Ich glaube, die Erfahrung zeigt, daß der Ausschuh, sogar bei
der jetzigen gedrängte» Geschäftslage, das Möglichstegethan nnd sehr viel zugeschickt hat. Ich
glaube deshalb, daß eiue Aenderung nicht nöthig wäre. Es müssen jetzt noch fortwährend einzelne
Referate vertheilt werden. Darüber ein Kriterium anzustellen, ob nicht die Möglichkeit vor¬
handen gewesen wäre, auch die schon zuzuschicken,halte ich nicht für gut. Ich glaube, wir könuten
es so lassen „die Vorlagen können zugesandt werden." Es hat jetzt der Ausschuß in voriger
Woche in den letzten Tagen, sogar noch am Samstag Sitzung halten müssen; es kann daher vor¬
kommen, daß einzelne Vorlagen nicht zugeschickt werden können. Ich glanbe daher, man darf das
Vertrauen zu dem Ausschußhabeu, es vorläufig fo zu lassen. Ich möchte Sie demnach bitten,
den Antrag, so wie er vom Ausschußvorgeschlagen ist, anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteVroich hat das Wort.
AbgeordneterBroich: Meine Herren! Ich schließe mich dem Herrn Vorredner vollständig

an und glaube, es genügt, wenn der hohe Landtag hier bei diesen: §. ? den Wunsch ausspricht,
der Provinzialansschnß möge wichtige Vorlagen thunlichst beschleunigenund Sorge tragen, daß
die gedruckten Beschlüsse möglichst frühzeitig vor Eröffuung des Landtages den Mitgliedern des
letzteren zugesandtwcrdeu. Ich glaube, meine Herren, daß der Ausspruch dieses Wuusches, der
ja protokollirtwird, zur Erreichung des beabsichtigten Zweckes genügen wird.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Der Zerr AbgeordneteSchnürt hat das Wort,
Abg. Dr. Schmidt: Meine Herren! Wenn das geschieht, was der Herr Vorredner soeben

gesagt hat, dann bin ich vollständigbefriedigt und nehme meinen Antrag zurück.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Antrag ist zurückgezogen. Ist noch etwas zu §. 7

zu bemerken? Wenn nicht, so bleibt derselbe so, wie er vorgeschlagen ist.
§. 8, §. 9, §. 10, das Wort hat der Herr AbgeordneteMelbeck.
Abgeordneter Melbeck: Ich möchte den Antrag wiederholen, daß die übrigen Theile

6Q Klo« angenommenwerden,
VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist der Antrag auf sn Kloc-Annahme noch einmal

gestellt worden. Ich muß bemerken, daß dies nicht angeht, weil zu §. 11 sich schon Jemand
zum Wort gemeldet hat. §. 10 ist angenommen. Zu §. 11 ertheile ich das Wort dem Herrn
AbgeordnetenGraf von Hoensbroech.

AbgeordneterGraf Wilhelm von Hoensbroech: Meine Herren! Im §. 11 ist einer
Reihe von Persönlichkeitendas Recht eingeräumt worden, jederzeit zu sprechen; sie müssen „zu
jeder Zeit angehört werde". Ich möchte den Herrn Berichterstatter darüber fragen, ob dieser
Ausdruck„zu jeder Zeit gehört werden" dahin zu intervretiren ist, daß sie auch nach Schluß
der Debatte zu hören sind, wie es sonst in parlamentarischen Körperschaften üblich ist. Es ist,
wie Sie wissen dort üblich, daß, wenn ein Vertreter der Regierung nach Schluß der Debatte
das Wort ergreift, hiermit die fachlicheDebatte wieder eröffnet wird. Sollte diefcr Ausdruck
dahin interpretirt werden, fo halte ich es für erforderlich, in diesem ß. auch einen derartigen
Zusatz zu machen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Berichterstatter Abgeordneter Adams.
BerichterstatterAbgeordneter Adams: Nach dem Inhalte des Z. 14 würde dies verneinend

zu beantworten sein. Es würde dahin zu beantworten sein, daß ihnen nicht das Recht zusteht,
auch nach Schluß der Debatte gehört zu werden. Im §. 14 heißt es, daß dieser §.13 sich nur
auf das Recht der Berichterstatter und Antragsteller erstreckt und daß diese zum Schlüsse der
Berathung nochmals das Wort zu nehmen berechtigtsind, es wird aber den Personen, die vorher
im §. 11 genannt sind, dieses Recht nicht ertheilt. Der Provinzialausschuh hat sich mit dieser
Frage nicht beschäftigt, und insofern ein Antrag gestellt wurde, man solle ihnen dieses Recht
ertheilen, jedoch mit der Bemerkung, daß dann die Debatte dadurch wieder eröffnet wäre, fo
würden wir darüber zu verhandeln haben. Nach der vorliegendenGeschäftsordnungist es dahin
zu verstehen,daß nur Antragsteller und Berichterstatter das Wort haben. Ich gebe aber anheim,
ob es nicht richtiger wäre, den Paragraphen zu ändern und diese Bemerkung hinzuzufügen,
insofern ein dahin gehender Antrag gestellt wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf von Hoensbroechhat
das Wort.

AbgeordneterGraf Wilhelm von Hoensbroech: Ich stelle diesen Antrag nicht, weil
ich nicht die Interessen der Kategorie dieser Persönlichkeitenzu vertreten habe. Nur für den Fall,
daß dieser Antrag von anderer Seite gestellt würde, so würde ich den Zusatz beantragen, daß
dann nach dem Satz „müssen zu jeder Zeit gehört werden" eingefügt werde: „Nehmen dieselben
nach Schluß der Debattte das Wort, so gilt die Debatte wieder für eröffnet."

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Regierungsrath von Philipsborn hat das Wort.
Regierungsrath von Philipsborn: Meine Herren! Was den KöniglichenLandtags-

Eonnnissariusund die zu seiner Vertretung oder Unterstützung abgeordneten Staatsbeamten anbetrifft,
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so ist in §. 2? der Provinzialordnung eine Bestimmung darüber enthalten. Sie lautet ausdrücklich
dahin, dieselben müssen auf Verlangen jeder Zeit gehört werden. Ich meine, damit würde die
Entscheidung der vorliegenden Frage durch das Gesetz gegeben sein. Ich wollte nur Ihr? Auf¬
merksamkeit auf diese gesetzlicheBestimmung noch einmal hinlenken.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herreu! Ich glaube, der Antrag Hoensbroech
besteht daneben ganz zu Recht. Er alterirt nach meiner Ansicht nichts von alle dem, was im
Gesetz vorgesehen ist; dies bezieht sich eben nur auf die Vertretung der Staatsbehörden. Ich halte
daher den Antrag Hoensbroech für richtig. Das Wort hat der Herr Antragsteller.

Abgeordneter Graf Wilhelm von Hoensbroech: Meine Herren! Ich bin ja allerdings
darüber nicht zweifelhaft, daß diese Bestimmung der Provinzialordnung,, wie sie eben von dein
Herrn Vertreter der Staatsrcgierung angeführt worden ist, das Recht einschließt, daß der Commissar
Seiner Majestät und dessen Vertreter jeder Zeit auch nach Schluß der Debatte, so lange überhaupt
der Gegenstand noch nicht verlassen ist, gehört werden müssen. Dieses Recht haben aber die übrigen
Persönlichkeiten, die hier aufgeführt worden sind, nach der Provinzialordnung nicht. Da fragt es
sich für mich darum, ob diefer Ausdruck, „zu jeder Zeit gehört werden" auch für die übrige
Kategorie von Herren, die an sich das Recht nicht haben, dahin zu intervretiren ist, daß ihnen
dies Recht gegeben werden soll, und wenn ihnen dies Recht gegeben wird, so muß nach meiner
Ansicht ein Zusatz hinzugefügt werden, der auch für diejenigen Herren, die das Recht schon nach
der Provinzialordnung haben, passend wäre.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Solcmachcr-Antweiler hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich halte die
Anregung, die der Herr Graf von Hoensbroech gegeben hat, für eine sehr schätzens- und oankenS-
werthe. Wie der Herr Berichterstatter bereits erwähnt hat, ist diese Sache im Ausschuß nicht
zur Sprache gekommen. Nachdem dieselbe aber einmal erwähnt ist, habe ich wenigstens das
Gefühl, daß sich hier wirklich eine Lücke befindet, die unter allen Umständen ausgefüllt werden
muß, auch selbst für de» Fall, daß den übrigen genannten Kategorien das betreffende Recht nicht
eingeräumt wurde, welches dem Vertreter der Staatsregierung zustehl. Das Recht des Vertreters
der Staatsrcgierung, jeder Zeit das Wort zu nehmen, scheint mir unzweifelhaft zu fein, und
deshalb halte ich diefen Zusatz überhaupt für zweckmäßig, daß man nämlich fagt, wenn von
diesem Rechte, von diesem oder jenem Herrn Gebrauch gemacht wird, so gilt jedesmal die Debatte
für eröffnet.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter Abgeordneter Adams hat
das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Adams: Meine Herren! Wie ich bereits vorhin andeutete,
halte ich es auch für nothwendig, daß diefe Bemerkung über die Wiedereröffnung der Debatte in
die Geschäftsordnung aufgeuommen werde. Denn daß die Vertreter der Staatsbehörden zu jeder
Zeit das Wort haben, ist im §.2? der Provinzialordnung ausdrücklich bestimmt, und daran
können wir keine Aenderungen machen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Also zu §. 11; ich glaube, es würde zu §. 14 besser
passen. Das Wort hat der Abgeordnete Ianßen zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Ianßen (Burtfcheidt): Meine Herren! Ich glaube, es würde am zweck¬
mäßigsten sein und den Intentionen des Herrn Antragstellers entsprechen, wenn es dem Provinzial-
ausschuh überlassen bliebe, die Sache redaktionell festzustellen. Ueber den Sinn der gegebenen
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Anregung sind wir ja vollkommen klar. Es würde eine geringe Mühe für den Provinzialausschuß
lein, die vorgeschlagene Bcstimmmung da einzufügen, wo sie patzt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Antragsteller ist damit einverstanden, Ist das
hohe Haus mit diesem Antrage und dem Geschäftsordnungsuorschlage einverstanden? Es erfolgt
«in Widerspruch. Ich constatire dies. Der Antrag'Graf Hoensbrocch ist angenommen und wird
also vom Provinzialausschuß redaktionell festzustellen sein, §. 11 wäre mit dieser Aenderung
angenommen, welche redaktionell auch bei einein anderen Paragraphen eingesetzt werden kann.
§- 12, §. 13, § 14. Das Wort hat Herr Abgeordnete Melbeck.

Abgeordneter Melbeck: Ich wiederhole den Antrag auf Ln lilo^Annahme des übrigen Theils.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Erfolgt Widerspruch gegen den Antrag, der soeben gestellt

worden ist, auf «n Kloc-Annahme des Restes? Ich konstatire, daß kein Widerspruch erfolgt und
erkläre somit die ganze Geschäftsordnung, wie sie uns vorgelegen hat, für «n dluu angenommen.

Wir würden nunmehr zur ersten Berathung des Hauptetats der Provinzialverwaltung
der Rheinprouinz für die Etatjahre vom 1. April 1889 bis 31. März 1890 und vom 1. April
1890 bis 31. März 1891 übergehen. Meine Herren! Ich möchte hinzufügen, daß der Hauptetllt
eigentlich sämmtliche Spezialetats in sich einschließt, daß also bei der Generaldebatte auch gar kein
anstand ist, die Spezialetats mit hinein zu ziehen; es ist ja nur überhaupt eine erste Berathung
der Etats. Ich halte das für günstig für die Berathung, die wir nachher haben, daß jetzt beim
Hauptetat auch alle Fragen berührt werden, die von den Spezialetats ihre Rückwirkung auf den
Hauptetat haben. Haben Sie Bedenken dagegen? Die Spezialetats sind ja nur Anlagen zum
Hauptetat. In diesem Sinne habe ich Ihnen die Tagesordnung gestern vorgeschlagen. Es erfolgt
kein Widerspruch; wir werden also fo verfahren. Das Wort ertheile ich dem Herrn Berichterstatter,
Landesdirektor Klein.

Landesdirektor Klein: Meine Herren! Ich habe die Ehre gehabt, im Monat Juni d. I.
dem hier versammelt gewesenen 34. Provinziallandtage den Hauptetat, sowie die Spezialetats der
Provinzialvcrwllltung vorzulegen. Diese Etats konnten bei der damaligen Zeitlage nicht eingehend
berathen werden. Der Proviuziallandtag hat deshalb und mit Rücksicht auf den Umstand, daß
das Etatsjahr schon begonnen hatte, ein Quartal bereits verlaufen war, sowie daß die Umlagen
bereits ausgefchrieben waren, befchlosfen, von einer eingehenden Berathung der vorgelegten Etats
abstand zu nehmen und statt dessen dicfe Etats provisorisch für das laufende Jahr in Kraft
W fetzen, jedoch unter der Bedingung, daß keine Rechte oder Ansprüche aus diesen Etats über den
Lauf des Jahres hinaus von irgend einer Seite erworben werden können. In Gemäßheit dieses
Beschlusses ist denn auch für das laufende Jahr nach diesem Etat gewirthfchaftet worden. Der
neugewählte Provinzialausschuß hat sich im Laufe diefes Herbstes mit der Frage der Etats wieder
beschäftigt und ist derselbe hierbei zu der Beschlußfassung gelaugt, daß es sich nur empfehlen würde,
Lanz neue Etats für die Zeitveriude vom 1. April 1889 bis zum 31. März 1891, alfo für eine
zweijährige Etatsperiode aufzustellen und diese neu aufgestellten Etats an die letzten vom Provinzial-
landtag definitiv genehmigten Etats, alfo an die Etats für die Periode vom 1. April 1886 bis
zum 31. März 1888 anzuschließen. Der Provinzialausschuß war der Meinuug, daß diese Art
d°s Verfahrens am besten dem provisorischen Charakter der augenblicklichgeltenden Etats entsprechen
würde, indem bei diesem Verfahren diese letzteren Etats, abgesehen von der Gültigkeit derselben
für das laufende Jahr, gar nicht weiter in Betracht kommen würden. Hiernach finden Sie, meine
Herren, in dem Ihnen vorgelegten Hauptetat, wie in den Spezialetats, welche Ihnen unterbreitet
"erden, in erster Kolonne die Vorschläge des Provinzialausschusses für die Etatsperiode 1889 bis
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1891, in der zweiten Kolonne finden Sie als Vergleich bezogen den Betrag der bezüglichen
Positionen nach dem Etat pro 1886 bis 1888 und andererseits dann als Vergleichskolonne den
Unterschied zwischen dem Etat pro 1886/88 und der neuen Vorlage, Wenn ich, meine Herren,
kurz den wesentlichsten Unterschied dieser neu vorgelegtenEtats mit den augenblicklich laufenden
provisorischen berühren darf — welch letztere Etats alsdann für die Diskussion nicht weiter in
Betracht kommen dürften — fo besteht derselbe darin, daß die in dein provisorischen Etat vorgesehene
Erhöhung der Umlagen von 2 960 00N M. auf 3 080 000 M., also die Erhöhung von 120 000 M.
in dem neu vorgelegtenEtat nicht wieder erscheint, sondern daß die Umlagen genau in derselben
Höhe bestehen gebliebensind, wie sie bereits in dem Etat pro 1886/88 enthalten waren. Diese
120 000 M. Mehrbetrag sind auch für das laufende Jahr nicht erhoben worden, weil der Landtag
von der Voraussetzungausging, datz der fehlende Betrag aus den Überschüssen der vorhergehenden
Jahre und aus sonstigen bereiten Mitteln gedeckt werden könnte. Ich habe in Parentese hinzu¬
zufügen, daß diese Voraussetzungvollständigzutreffenwird, so daß wir wegen der 120 000 M.,
die nach dem provisorischen Etat als Fehlbetrag geblieben waren, in keinerlei Verlegenheitgekommen
sind und daß deshalb keinerlei Nachforderungenan den Landtag gestellt werden. Wie die Nedu-
zirung der Umlagen auf den früheren Betrag erreicht worden ist, das, meine Herren, habe ich bei
späteren Positionen zu erläutern.

Als ich im Monat Juni den Hcmptetat nebst den dazu gehörigen Spezialetats vorlegte,
habe ich den Vorzug gehabt, in meinem längeren Vortrage unsere Finanzverwaltung sowie unsere
Etatsverhältnisse eingehend zu erläutern. Der damals gehaltene Vortrag ist in Folge verschiedener
aus dem hohen Hause an mich gerichteten Wünsche in 8sp6raw gedruckt worden, und befindet
sich diese bezügliche Druckschriftja in Ihrer aller Händen. Ich glaube, meine Herren, daß ich
Ihre kostbare Zeit in unnützer Weise in Anspruchnehmen wollte, wenn ich auf meine damaligen
Ausführungen heute noch einmal zurückgehen und Ihnen dieselben wiederholen wollte; ich glaube
vielmehr, daß es der Sachlage und den Intentionen nur entspricht,wenn ich auf die damaligen
Ausführungen verweise und nur soweit darauf zurückgehe,als dieses unbedingt zur Erläuterung
der Zahlen des Hauptetats nöthig ist. Ich möchte aber bitten, meine Herren, mir zu gestatten,
zwei kleine Irrthümer oder Druckfehler, die sich damals eingeschlichen haben, kurz berichten zu
dürfen. Es ist nämlich auf Seite 1 damals gesagt worden, daß aus dem Staatshaushalte eine
Summe von einer Million Mark ausgeschieden worden sei, um den Landkreisen zur Durchführung
der damals in Ausarbeitungbegriffenen neuen Kreisordnung überwiefenzu werden; es ist insofern
ein Druckfehler,als die Summe nicht eine Million Mark betrug, die auf die Kreise des Staats
vertheilt worden ist, sondern eine Million Thaler, also drei Millionen Mark. Es ist auf Seite 5
noch ein Lapsus insoweit untcrgelaufen, als dort bei Erläuterung der sogenannten Nebenfonds
gefugt worden ist, daß das Eigenthum dieser Nebenfonds denselben als juristischen Personen
verbliebensei und auf die Provinz nicht übergegangenwäre. Es trifft das nicht bei allen Fonds
dieser Art zu; der Stammfonds der Prouinzialhülfskasseund der Meliorationsfonds sind vielmehr
durch das Dotationsgesetzder Provinz vollständig übereignet worden, so daß die Provinz anch
materiell in der Lage sein würde, über diese Fonds zu verfügen. Ich wollte dies nicht unerwähnt
lassen, weil meine späteren Ausführungen mit meiner damaligen Erklärung in Widerspruchtreten
könnten. Wenn ich hiernachzum Hauptetat zurückkehren darf, so finden Sie, daß derselbe mit
7 520 000 Mark balancirt; es ist dieses gegen den Etat pro 1886/88, welcher mit 7 226 000
Mark balancirte, ein Mehr von 291 000 M. Dieses Mehr, meine Herren, ist aber blos schein¬
bar und beruht nur auf einer veränderten Aufstellung des Etats. In dem jetzt vorliegenden
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Hauptetat sind nämlichgewissePositionen nen eingestellt worden, die hier als durchlaufende Post...
«scheinen, und die früher nicht im Hauptetat verrechnetworden sind. Diese Posten sind folgende:
Zunächst ist in Titel I unter Nr, 5 eine Rente eingestellt, welche den Antheil an der Staatsrente
des Provinzialverbandcs Westfalen für die Unterhaltung der Straßenstrecke der Gemeinde Ober-
bonsfeld darstellt. Diese Rente ist auf Grund eines Urtheils des Obcr-Verwaltungsgerichtsin
Berlin der Nheinprovinzfür eine Straßenstrcckezugesprochen worden, welche nachträglichmit der
Nheinprovinzvereinigt worden ist und für welche die Provinz Westfalen die gesammte Staatsrente
bekommen hatte, deren ratirlichen Antheil abzugeben sie sich weigerte. Das bezogene Urtheil ist
«st während der Etatspcriode 1886/88 ergangen und konnte deshalb jener Einnahmepostenin dem
früheren Etat nicht figuriren, fondcrn derselbe konnte erst jetzt aufgenommenwerden, nachdem
uns die Rente endgültig zugesprochenwar. Die zweite Neueinstellungfinden Sie in Titel III,
es sind dort neu eingestelltworden 120 000 M. vierprozentige Zinsen des Stammfonds von
3 000 000 M. der Landesbank, der früheren Provinzial-Hülfskasfe. Diefe Zinsen wurden früher
dem Ständefonds zugeführt und neben dem Hauptetat verrechnet, weil dem Landtage die
unmittelbare uud ausschließlicheVerfügung über den Ständefonds zustand. Es ist bereits von
dem früheren ständische» Landtage der Wunfch ausgefprochcn,auch diefe 120 000 M. durch den
Etat laufen zu lassen, damit ein vollständigerUeberblicküber die gesammtenEinnahmen und
Ausgaben der Provinz vorläge Diesem Wunscheist jetzt durch Einstellung der in Rede stehenden
120 000 Mark in den Hauptetat entsprochenworden. Die dritte Position betrifft den Zins¬
gewinn des rheinischenMeliorationsfonds. Mit diesem Fonds verhält es sich ebenso, wie mit den
Zinsen der Landesbank; auch dieser Fonds lieferte seine Zinsen ab, allein dieselbenwurden in
»epkraw verrechnet und erschienenebenfalls nicht im Hauptetat. Die vierte Position ist eine
außerordentlicheEinnahme von 120 000 M. ebenfalls aus Zinsüberschüssender Landesbank, die
eben so wenig wie die Zinsen des Stammfonds im Etat sigurirten. Dann kommt als neuer
durchlaufenderPosten die Einnahme und Ausgabe für die landwirthschaftliche Unfallgenosfenschaft
hinzu. Wenn Sie diese Beträge zusammenziehen, meine Herren, so haben wir neu eingestellt in
den Etat 302 350 M, welche Summe in dem früheren Hauptetat also nicht enthalten war. Zieht
man hiervon die Erhöhung des Etats der vorgenannten Summe von 294 000 M. ab, so ergiebt
sich, daß in Wirklichkeitnoch 8350 M. weniger Verwendung vorliegen, als früher. Es würde
übrigens auch, wenn wir eine Mehlverwendungmachen wollten, dazu an Mitteln fehlen, es fei
denn, daß wir zu eiuer Erhöhung der Umlage übergehen wollten, was nach der Vorlage nicht
geschehensoll Hieraus folgt schon, daß eine materielle Mehrausgabe nicht hat Platz greifen
können. Ich glaube, meine Herren, das Gefammtbild des Etats, welches mit derselbenUmlage,
wie im Jahre 1886 abschließt,hiernach nur als ein günstiges bezeichnen zu können, zumal wenn
Sie, meine Herren, in Betracht ziehen, daß allein die gesetzlich der Provinz obligendenVer¬
pflichtungen um 97 065 M, also fast um 100 000 M. in dcr abgelaufenenEtatsperiode gewachsen
sind. Außerdemhaben alle übrigen Zweige der Verwaltung sich ausgedehnt, und wir mußten mcht
blos diesen 100000 M. durch eine zweckmäßige Verthcilungder vorhandenen Mittel und Einschränkung
der Ausgaben, fondern auch den gewachsenen Verhältnissender Verwaltung Rechnungtragen.

' Es ist trotzdemgelungen, den Etat mit derselben Umlage abschließen zu tonnen, dadurch,
daß sich bei anderen Positionen durch Einschränkungenund zweckmäßigeEinrichtungen der
Verwaltung erheblicheErsparnisse erzielen ließen. Ich werde, meine Herren, die Ehre haben,
auf diefe einzelnenPositionen später noch zurückzukommen.Wenn ich hiernach auf die Einzel¬
heiten ,des Etats nunmehr eingehen darf, fo finden Sie unter Titel I der Einnahme die
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allgemeineDotationsrente des Staats auf Grund des Gesetzes vom 30. April 1873 und 8. Juli
1875 mit 1756 736 M. aufgeführt Hinsichtlich diefer dem Provinzialverbande für
gemeinnützigeZwecke, welche in dem Gesetze vom 8. Juli 1875 näher angegeben sind,
zugewiesenenRente ist also eine Aenderung nicht eingetreten, Titel II führt die Dotations-
rente des Staats auf, welche dem Prooinzialverbande für genau bestimmte Einzelzwecke
überwiesen worden sind. Es ist dies zunächst eine Dotationsrente für das Hebammen¬
wesen, welche nach §. 12 des Gesetzes vom 8. Juli 1875 zum Zwecke der Erthcilung von
Prämien an hülfsbedürftige Hebammen dem Provinzialuerbande überwiesen worden ist. Die
zweite Position betrifft die Dotationsrente für die Unterhaltung der Hebammen-Lehranstaltzu
Köln mit 4972 M. 50 Pf. Auch diese Rente ist der Provinz zu dem Zwecke überwiesen worden, um
dieselbe zu derselben Aufgabe, zu welcher sie früher diente, also zur Unterhaltung der Hebammen-
Lehranstalt in Köln, zu verwenden, Sie finden diefelbe unter den Einnahmen bei dem betreffenden
Anstaltsetat nachgewiesen,so daß wir in dieser Beziehung genau nach dein Gefetz verfahren.
Endlich hat der Staat der Provinz drittens für die Unterhaltung der landwirthfchaftlichen Schulen
12 600 M, überwiesen. Diese 12 600 M. werden auch zu diesem Zwecke verwendet, allein diese
Summe reicht bei weitem nicht aus, um die Ausgaben für landwirthschaftliche Schulen zu bestreiten,
die genannte Summe stellt vielmehr etwa nur ein Viertel der Ausgabeu dar, welche heute der
Provinzialuerband für die Zwecke des landwirthfchaftlichenUnterrichts leistet. Sie finden das
Nähere angeführt in dem Spczialctat für die Landwirthschaft, auf den ich später kommenwerde.
Nr. 5 des Titels II umsaht die Dotationsrente für die Straßcnverwaltung mit 2 056 233 M.
Gegen Zahlung dieser Summe ist dem Provinzialverbande die Unterhaltung des ehemaligen
Staatsstraßennctzes in einer Ausdehnung von 2300 Kilometer überwiesenworden, und ist diese
Summe auch mehr als ausreichend,um dieses Staatsstraßennetz zu unterhalten. Wir unterhalten
aber außerdem noch viertausend und einige hundert Kilometer Vezirksstraßen, für welche von
Seiten des Staates eine Rente nicht gegeben ist. Die fünfte Position ist der Antheil an der
Rente von Obcrbonsfcld, welche ich bereits vorher zu erwähnen Gelegenheit hatte, fo daß die
gcsammteRente für spezielle Zwecke sich auf 2 07? 085 M 50 Pf. beziffert. Titel III hat die
Einnahme aus Nebenfonds zum Gegenstande, Es sind dies diejenigenFonds, welche ich vorhin
streifte, Fonds, welche eigene Einnahmen für die Provinz gewähren und zur Verfügung des
Landtages stellen. Hier finden Sie zunächst die Zinsen des Stammfonds der Hülfskasseeingestellt
mit 120 000 M,, es sind dies die Zinsen des alten Stammfonds, welchen die Hülfskassebereits
vor dem Jahre 1886 befaß — und ferner die Zinsen des Reservefonds von 2 000 000 M. mit
80 000 M. — Diese 2 000 000 M. sind der Landesbankals weiterer Reservefonds durch den
33. Landtag überwiesenworden. Diese Summe rührt aus der Kapitaldotinmg her, welche der
Nheinprooinzursprünglich auf Grund des Dotationsgcsetzesvom Jahre 1875 zu Theil geworden ist

(der stellvertretendeVorsitzende AbgeordneterAdams übernimmt den Vorsitz)
und diese 2000 000 M. sind früher als Provinzialfonds mit ihren Zinsen in der allgemeinen Einnahme
verrechnet worden und waren die hier in Rede stehenden 80 000 M. auch bereits in dem früheren
Etat enthalten, wie das ausdrücklich angeführt worden ist. Nach dem Statut für die Laudesbank
sind diese 5 000 000 M., bestehend in 3 000 000 M. ursprünglicherStammfonds und 2 000 000 M.
späterer Reservefonds,derselbenüberwiesenworden gegen die Verpflichtung,die Zinsen jener Fonds
an den Landtag, bezw. an die Centralverwaltung im Ganzen mit 200 000 M. abzuführen.

Ein ähnliches Verhältniß waltet hinsichtlichder Zinsen des Meliorationsfonds ob.
Der rheinische Meliorationsfonds betrug zur Zeit der Ueberweifung durch den Staat
741500 M., ist aber durch die früheren Landtage auf 2 000 000 M. erhöht worden.
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dieser Stammfonds wird benutzt,um Darlehen zu mäßigen Zinsen — drei Jahre zinsfrei, dann
3°/° Zinfen und 2°/u Amortisation — für die Unterstützung von Wegebautcn in armen
Gegendenund für laudwirthfchaftlicheZwecke zu gewähren. Die Zinfen dieses Meliorationsfonds
un Betrage von 40 000 M, follen nach statutengemäßen Bestimmungen für Zwecke der Land-
wirthfchaftverwendet werden, und sind in Gemähheit dieser Bestimmung diese 40 000 M. dem
Svezial-Etat für die Landwirthfchaft als Einnahme mit überwiesenund wird deren Verwendung
dort im Einzelnen dargelegt. Die folgende Position Titel IV. hat eine außerordentliche Einnahme
von 120 000 M. zum Gegenstände Diese Position ist neu im Etat, und der Ausschußverhehlt
Nch auch uicht, daß diese Position einen etwas ungewissenCharakter hat und ist der Ungewißheit
dieser Position bei späteren Anträgen des Ausschusses Rechnung getragen. Diese 120 000 M.
sollen nämlich als weitere Ziusübcrschüssevon der Landesbank abgeführt werden. Die Landes¬
bank besitzt, nieine Herren, wie ich erwähnte, 5 000 000 M. Stammkapital, außerdem hat sie
emen eigenen Reservefondsvon über 1000 000 M., fo daß sie im Ganzen mit 6 000 000 M.
Kapital arbeitet; dieses Kapital würde bei einer 4°/<>igenVerzinsung 240 000 M. ergeben. Die
Bundesbankerzielt aber außerdem noch weitere Ueberschüssedadurch, daß sie Depositenzu mähigen
Zinsen 2°/«, 2'/2°/„, 3°/«, annimmt und diese Gelder ausleiht, wobei sie höhere Zinsen empfängt.
<jn Folge diefer letzteren Einnahme betrug der Gefammt-Zinsgewinn,welchen die Landesbanknach
Abzug aller Kosten im vorigen Jahre erzielte, bereits 371 52? M. Der Ausschuh glaubte, daß
von dieser Summe ein höherer Betrag als 200 000 M zur Verfügung des Landtages abgeführt
werden könne, wofür die angeführte Summe von 120 000 M. in Aussicht genommen ist, wobei
^ Betracht kommt, daß das Geschäft der Landesbank sich fortwährend vergrößert und daß der
Zinsübcrschuß für das laufende Jahr voraussichtlichhöher sein wird, als wie für das vorher¬
gehende Jahr. Wenn Sie nun erwägen, daß die Landesbank bereits einen laufenden Reserve¬
fonds von über 1 000 000 M. besitzt, daß ferner 2 000 000 M. als außerordentlicherReservefonds
vorhanden sind, so werden Sie mir darin wohl beipflichten, daß diese Reserven genügen und daß
"Ngesichtsdes Risikos, welche die Landesbank hat, nicht weiter erforderlichist, den gesammten
Gewinn der Landesbank, welcher 4°/u Zinsen des Stammfonds übersteigt, dem Reservefonds zuzuführen.
Der Ausschuß hielt vielmehr für richtiger, den zur Dotirung des Reservefonds nicht unbedingt
erforderlichenGewinn zu gemeinnützigenZwecken zu verwenden. Die Frage war nämlich die:
^st es richtiger, daß wir weiter den Reservefonds über das Bedürfniß verstärken, alfo weitere
Kapitalien ansammle», damit alsdann später nach 10 oder 12 Jahren in weit größerer Weise
über die Überschüsse verfügt werden kann, oder ist es richtiger, daß wir unsern laufenden
Reservefondsebenso hochhalten,wie irgend eine Hypothekenbank und die hierzu nicht erforderlichen
Ueberschüsscdem Landtage für gemeinnützige Zwecke zur Verfügung stellen. Heute kann ich nun
lagen, daß unsere Landesbank ungefähr das Dreifache an Reservefonds besitzt, was die best¬
geleiteten Hnpothekenanstllltenhaben. Es stellt sich Titel III. in den Einnahmen auf 360 000 M.
Die Verwendung dieser zur Verfügung des Provinziallandtag.es stehenden eigenen Einnahmen der
Provinz ist in dem den Titel III. der Einnahme korrespondirendenTitel III. der Ausgaben
"achgewiesen.Titel IV. hat die Provinzialabgaben zum Gegenstand. Als solche sind vorgesehen:
Tüel IV. Nr. 1 zur Verwaltung und Unterhaltung der früheren Bezirksstrahen 2 281417 M.
gegen 2 660 000 M. im früheren Etat, so daß bei Titel IV. Nr. 1 sich ein Miuns ergiebt von
3?8 583 M. Zur Verzinsung und Tilgung der Irrenanstaltsbauschuld sind 300 000 M. erfor¬
derlich, endlich zur Ergänzung der Dotationsrente beziehentlich für allgemeine Zwecke der
^«uinzialueiwaltung 378 583 M. Das ist die Summe, welche bei Titel IV. Nr. 1 abgesetzt

22»
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worden ist, Titel IV. schließtalso ab mit 2 960 000 M. Es ist dieses dieselbe Summe, welche
bisher erhoben worden ist und handelt es sich bei Nr, 1 und 3 nur um eine sogenannte Umbuchung
oder anderweitigeBuchung der Umlage. Sie werden nun gewiß mit Recht die Frage erheben,
weshalb man zu dieser veränderten Buchung übergegangenist. Der Grund hierzu, meine Herren,
liegt im Dotationsgesetzeund in den bestehenden Einrichtungenin der Nheinprovinz.

Wie Sie wissen, haben wir die Unterhaltung der Vezirksstraßenübernommen, jedoch mit
Ausschlußder Straßen im Kreise Wetzlar. Der Kreis Wetzlar hatte sich nämlich den früheren
Wegebczirkender Provinz nicht angeschlossen, er hat vielmehr, gerade so wie dies in allen
übrigen Provinzen unseres Staates der Fall ist, die Straßen, welche eine über den Bann der
Commune hinausgehendeBedeutung hatten, als Kreisstraßcn ausgebaut und unterhalten, und hat
für die Unterhaltung dieser Straßen stets eine besondere Umlage als Kreisumlageerhoben. Diesen
Verhältnissenentsprechend war es richtig, daß unser Straßenregulatiu bei Uebergabeder Vezirks¬
straßen an die Provinz bestimmte, daß der Kreis Wetzlar, so lange die bezüglichen Kreisstraßen
nicht als Bezirksstraßenübernommensein würden, von der Umlage für die Bezirksstrahenbefreit
fein follte. Es waren nun bei der früheren Etatsaufstellung die Kosten für die Unterhaltung der
Bczirksstraßenund für sonstige Strahenzwecke,insoweit diese Kosten durch Umlagebestritten werden,
nicht auseinander gehalten und wurde der Kreis Wetzlar von dieser gesammten Umlage freigelassen.
Es sind Klagen darüber von keiner Seite laut geworden. Solche Klagen hätten früher vom
Landtage entschiedenwerden können und würde der Landtag auf Grund der damaligen Bestimmungen
das Recht, die Umlagen in der Weise zu vertheilen, für sich in Anspruch genommen haben. Anders
aber liegt die Sache nach Erlaß der Provinzialordnung. Nach der Provinzialordnung muh fest¬
gestellt werden, welche Ausgaben für Strahenzweckegemachtund wofür die Umlage ausgeschrieben
wird. Jeder Kreis, welcher sich hierbei benachtheiligtglaubt, kann dagegen im Wege des Ver-
waltungs-Streitverfahrens vorgehen. Im Hinblicke auf diese gesetzlichenBestimmungen mußten
die Ausgaben beziehungsweisedie Abgaben für die Vezirksstraßen ausgeschieden werden, damit
zugleich auch der Kreis Wetzlar lediglich zu denjenigenUmlagen herangezogenwerden kann, wozu
er gesetzlich verpflichtet ist. Von diesen Erwägungen geleitet, sind aus Position I. diejenigen
Beträge ausgeschieden worden, welche für die Unterhaltung der Bczirksstraßen einer und für die
Unterstützungdes Eommunal- uud Kreiswegebaues,sowie für den Neubau von chaussirten Wegen
erforderlichsind. Das Dotationsgesetzschreibt nämlich vor, daß die vorgenanntenUnterstützungen
zunächst aus der allgemeinenDotationsrente, welche in den Einnahmen unter Titel I. aufgeführt
ist, bestrittm werden sollen. Es heißt im §. 4 des Gesetzes vom 8. Juli 1875, die Ueberweisung
der gedachten Summe erfolgt zur Verwendung für folgendeZwecke:

1. Fürsorge für den Neubau von chaufsirtenWegen und Unterstützung des Gemeinde-
und Kreiswegebaues;

2. Beförderung von Landes-Meliorationen«.
Alsdann folgen die anderen Zwecke, es sind deren sieben.
In erster Linie steht alfo die Unterstützungdes Communalwegebauesund des Kreiswege¬

baues, sowie die Fürsorge für den Neubau chaufsirter Wege. Angesichts dieser Bestimmung
erachtetees der Provinzialausschuß als das richtigsteVerfahren, daß die Koüen für Unterstützung
des Eommunal- und Kreiswegebaues, fowie für Neubauten von Strahen aus der allgemeinen
Dotationsrente entnommenund alsdann die Umlage, wie folgt, festgestellt werde: 1. den Beitrag
für die Bezirksstrahen,dann 2. die Umlage für die Verzinfung und Amortifation der Irrenanswlts-
Baufchuldund endlich 8. die Abgabe zur Ergänzung der allgemeinen Dotationsrente mit 378 583 M-
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Die Uebernahme der vorgedachte!, Kosten auf die allgemeine Dotationsrente hatte zur Folg?, daß
nunmehr die Decke an dem anderen Ende zu kurz wurde, da die allgemeine Dotationsrcnte eben
hin reichte, um die früher aus derselben zu bestreitendcn Ausgaben zu decken. Wenn wir
340 000 M. mehr aus der allgemeinen Dotationsrente vorwegnehmen, fo muß sich am Ende
ein Ausfall ergeben und diefer Ausfall muh im Wege der Umlage erhoben werden und zwar in
der Form, wie dies in den übrigen Provinzen der Fall ist, „als Ergänzung der Dotationsrente."
Mit dem eingeschlagenen neuen Verfahren kommt unser ganzes Umlageverfahren mehr in Einklang mit
demjenigen der übrigen Provinzen. Die übrigen Provinzen haben die Position unter Titel IV. Nr. I.
sämmtlich nicht, weil keine einzige Provinz Kreisstrahen oder Landstraßen außer den Staatsslrahen,
in deren Unterhaltung die Staatsrente gewährt wird, übernommen hat Die bezüglichen Ausgaben
werden vielmehr von den Kreisen im Wege der direkten Kreisumlagcn getragen. V« einem
Vergleich der Provinzialabgabcn in den verschiedenen Provinzen muß die vorbcrührte Position I
also fortfallen und es kommt nur in Betracht die Umlage von 300 000 M. für die Irrenanstalts-
Nauschuld, d. h. die Verzinsung und Amortisirung der noch bestehenden Schuld aus den ganzen
Irrenanstaltsbauten im ursprünglichen Betrage etwa 13'/-- Millionen, und zweitens diejenige Abgabe,
welche erhoben wird zur Ergänzung der allgemeinen Dotationsrcnte mit 378 583 M. Wenn Sie,
meine Herren, also einen Vergleich mit den übrigen Provinzen ziehen wollen, so kann eigentlich
nur die letzte Smmne in Betracht kommen. Da nnn aber auch die anderen Provinzen gebaut
haben, so würden cvcntnell die 300 000 M. für die Irrcnanstaltsbauschuld mitgerechnet werden
können, so daß die gesammte Umlage 658 753 M. betragen würde. Wenn Sie nun die Umlage
der anderen Provinzen nachsehen, so werden Sie finden, daß die Nhcinprovinz in dieser Hinsicht
absolut nicht ungünstig gestellt ist. Hannover erhebt 495 978 M., Posen 508 000 M., Westpreuhen
786 000 M., Ostpreußen 460 000 M., Pommern 747 46? M., Schleswig-Holstein ,00 000 M
Ich muh aber bemerken, daß Schleswig-Holstein die Kreisrente vorläufig noch in den Etat einstellt.
Schlesien hat eine Umlage von 798 000 M., Sachsen l 004 000 M„ Westfalen 400 000 M.,
Brandenburg 783 977 M. Diesen Beträgen gegenüber steht unsere Provinz mit 658 753 M.
Umlage allerdings nicht ungünstig. Ich glai.be, meine Herren, daß dieser Hinweis schon andeutet,
daß unsere finanzielle Vcrwaltnng einen Vergleich mit den übrigen Provinzen sich nicht zu
scheuen braucht. , „

Der Titel V hat die durchlaufenden Posten zum Gegenstande, welche wir blos verein¬
nahmen und wieder ausgeben. Es ist zunächst die Kreisrente mit 333 411 M., welche an die
Landkreise der Provinz nach Maßgabe der gesetzlichenBestimmung vertheilt wird. Ferner die
Erstattung der Auslagen für die landwirthschaftliche Verufsgenossenschaft, welche vorlänttg auf
20 000 M. festgestellt worden sind. Sie finden in den betreffenden Titeln der Ansgaben diefe
durchlaufenden Posten in gleicher Weise in Ausgabe gestellt,

Titel VI sind verschiedene Einnahmen Es sind zunächst Zinsen von vorubergchend
rentbar angelegten Beständen der Centralfonds mit 10 000 M. und sodann unvorgesehene Ein¬
nahmen bezw. Abrunoungsposten mit 2767 M. 50 Pf. Die Zinsen von den vorübergehend ange¬
legten Beständen sind um 10 000 M. geringer angesetzt, weil der Ertrag des wahres 1886/8? bereits
eine bedeutende Verminder»ng der früheren Einnahmen ergeben hatte. Diese Verminderung,
weine Herren, hat ihren Grund darin, dah früher die Landesbank die Depositen der Centralstelle
wit 3°/« verzinste und dah in Anbetracht des allgemein gesunkenen Zinsfußes, der Zinsfuß d>e,er
Depositen, die jeden Tag liquid gehalten werden müssen, auf 2°/° herabgefetzt wurde, wodurch
wir ein Drittel der Gefammteinncchme an Zinsen verlieren. Dann, meme Herren, hat tne Zms-.
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Verminderung ihren zweiten Grund darin, daß bei der Strahenvcrwaltung eine Aenderung einge¬
treten ist, Sie werden es vielleicht alle schon wahrgenommen haben, daß wir jetzt die neuen
Decken im Sommer mittelst Dampfwalzen einbauen, was zur Folge hat, daß die bezüglichen
Ausgaben nunmehr schon in den Sommermonaten geleistet werden, während dieses früher erst
im Winter oder im Frühjahre des nächst kommenden Jahres geschah Da nun die Einnahmen
der Provinz von dein Staate monatlich und von den Kreisen erst quartaliter ^ostnumeranäo
eingehen, fo muhte bei dem neuen Verfahren die Straßenuerwaltung, welche früher stets Bestände
hatte, jetzt in Vorschuß kommen, weil sie ihren gcsammten Credit zu ^/« schon im Sommer ver¬
ausgabt. Dieser Vorschuh ist augenblicklich nicht unerheblich. Der hierdurch an Zinsen entstehende
Ausfall ist hier zum Ausdruck gekomme» mit 10U00 M. Zählen Sie die verschiedenen Ein¬
nahmeposten zusammen, so ergicbt sich die angeführte Summe von 7 520 «00 M, Die Aus¬
gaben anlangend, so entsprechen dem Titel I der Einnahmen diejenigen Ansgabeposten, welche
auf einer Verpflichtung beruhen, welche mit dem Dotationsgefetze dem Prouinzialverbmide über¬
tragen worden ist. Indem der Staat der Provinz die Dotationsfonds übertrug, hat er gleich¬
zeitig die auf diesen Fonds früher ruhenden rechtlichen Verpflichtungen mit übertragen und den
einzelnen Provinzen überwiesen. Hinsichtlich dieser rechtlichen Verpflichtungen ist die Provinz
als Schuldnerin an Stelle des Staates, des früheren Schuldners getreten. Diese Verpflichtungen
bestehen in Renten im Gesammtbetrage von 3251 M. Die kleine Aenderung, welche hier gegen
den früheren Etat zu erwähnen ist, besteht darin, daß die Natnralrenten, welche sich darunter
befinden, nach dem Durchschnittsmarktpreis etwas geringer zu veranschlagen waren als in den
früheren Jahren. Es beruht Letzteres auf dem Sinken der Getreidepreife, ebenso kann aber auch
beim Stcigcu der Preise eine Erhöhung dieser Neute eintreten. Es ist die Frage schon früher
einmal aufgetaucht, ob nicht im Laufe der Zeit zu einer Ablösung dieser Rente dnrch Kapitalien
übergegangen werden soll. Es ist das eine Frage, welche der frühere Prouinzial-Verwaltungsrath
auf sich hat beruhe» lassen, bis die neue Provinzialordmmg eingeführt sein würde und womit
der jetzige Prouinzialausschuß sich noch nicht hat befassen können. Als fernere Ausgabeposition
finden Sie hier auts linsain ausgeführt: „auf Grund des Beschlusses des 26. Prouinziallanotages
für die Wilhelm-Augusta-Stiftung 50 000 Mark."

Mit dieser Position hat es folgendes Vewandtniß: Aus Anlaß der denkwürdigen Feier
der goldenen Hochzeit Sr. Majestät des hochseligen Kaisers Wilhelm und der Kaiserin Augusta
halten die Stände der Nheinvrouinz eine Stiftung in der Weife getroffen, daß sie aus der
Dotationsrente 50 000 M. jährlich ausschieden, um zu Taubstummenzwecken verwendet zu werden.
Diese Verwendung ist bei den Ausgaben unter Titel „WilhelmAugusta-Stiftung" nachgewiesen.
Der Titel II nmfaßt eigentlich die »eckos mn,teriay der ganzen Prouinzialucrwaltung. Der Titel II
hat die Zuschüsse zum Gegenstaude, welche an die einzelnen Institute uud Verwaltungszweige
gezahlt werden. Diese gesammten Zuschüsse beziffern sich auf 6 501 007 M. 50 Pf. und stellen
diejenigen Summen dar, welche aus den Staatsrenten uud aus der Prouinzialumlage für die
Zwecke der Provinzialuerwaltung im engeren Sinne verwendet werden. Wenn Sie, meine Herren,
den Etat zur Hand nehmen, fo finden Sie in der ersten Kolonne als Vorschlag des Prouinzial-
ausschusses diejenige Summe aufgeführt, welche als Zuschuß aus der Dotationsrente beziehentlich
aus der Umlage den einzelnen Instituten beziehentlichden einzelnen Verwaltungsbehörden gezahlt werden
soll. Die Kolonne 2 giebt den Bttrag der Summe an, welche nach dem Etat 1886/87 gezahlt ist,
während die Kolonne 3 bis 4 den Vergleich zwischen dem neuen Voranschlage und der letzt¬
bewilligten Etatsposition enthält. Endlich finden Sie noch 2 Kolonnen po»t linsam mit der
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vorgedruckten Bemerkung: Die Spezialetats weisen nach als 5, Kolonne eigene Einnahmen und
als 6, Kolonne gescunmteAusgaben. Die eigenen Einnahmen sind diejenigen Beträge, welche
der betreffendenAnstalt oder dein Vcrwaltnngszweigeaus eigenen Quellen, wie zum Beispiel aus
dem Arbeitsbctricbe der Laudwirthschaft, oder an Wegekosten für aufgenommene Kranke und
dergleichen zufließen. Die Gesammtausgabe stellt die Addition der eigenen Einnahmen und des
Zuschusses aus Prouinzialniitteln dar. Es sind also, wenn ich bei 1 stehen bleiben darf, an die
Eentraluerwaltungsbchürde 199 000 M. als Znschnß aus Prouinzialmitteln vorgesehen gegen
277 965 in der Etatspcriode 1886/88, also weniger 78 965 M. Kolonne5 weist als eigene
Einnahmen 139 000 M. auf, so daß im Ganzen 199 000 ^ 139 000 M., das sind 338 000 M.,
zur Erhebungkommen sollen, um die Gesammtausgabeder Ceutraluerwaltungsbchörde— Kolonne 6
— mit 338 000 M. zudecken. Ans welchen Posten die eigene Einnahme von 139 000 M. besteht
und in welcherWeise die Gesammtausgabe von 338 000 M. verwendet wird, ergiebt der Sozial¬
etat, Anlage I des Hauptetats. Dieses Verfahren finden Sie bei den übrigen Verwaltungs-
zweigcn bczw. Anstalten in derselben Weise durchgeführt. Der Ausschuß war der Ausicht, daß
die also bewirkte Aufstellung des Hauptetats mit Anreihung der Spezialetats als Anlage zu dem
Erstereu Ihueu die Uebersicht und das Nachschlagen der einzelnenPositionen wesentlich erleichtern
würde. Wenn Sie, meine Herren, z. B. wissen wollen, was das gesammte Irrenwesen kostet,
so brauchen Sie nur Position 13 des Hauptetats nachzusehen. Dort finden Sie als Zuschuß
der Prouiuz iu Kolonne 1 aufgeführt 260 000 M; Sie finden ferner in der Kolonne 5, wie viel
jede Anstalt an eigenen Einnahmen hat und in Kolonne 6, wie hoch sich die gesammtenAusgaben
jeder einzelnen Anstalt belaufen; endlich finden Sie die Ziffer angegeben, unter welcher die
bezüglichen Spezialetats, die über das Einzelne Aufschlußgeben, dem Hauptetats als Aulagen
beigefügt sind. Die Gesammtausgabe für die Eentralverwaltungsbehörde anlangend, so habe ich
bereits im Monat Juni d. Is. im Einzelnen nachgewiesen,daß die Summe von 338 000 M.
für die Gcsammtköstender Centralverwaltung keineswegs als außergewöhnlichhoch angesehen
werden könne. Es sind nämlich von dieser Summe zunächst abzuziehen die Kosten des Landtages,
des Prouinzialllusschussesund des Prouinzialrathcs, welche Positionen etwa 62 000 M. ausmachen,
so daß für die gcfammte Centralverwaltung nur 276 000 M. übrig bleiben, eine Summe, welche
hinter den Durchschnittskosteneiner Königlichen Regierung nnd den Kosten der Verwaltungen
der anderen Provinzen und der großen Städte zum Theil zurückbleibt,oder wenigstens diese

nicht wesentlich übertrifft. ^ ^ . ^
Ich werde die Ehre haben, die einzelnenPositionen später bei Durchnahme des Etats

für die Eentralverwaltungsbehördezu rechtfertigen. Die Position Nr. 2 hat die Ausgaben für
die Wittweu- uud Waisenkassezum Gegenstand mit 10 000 M. gegen 8500 M. in. Voyahre.
Der Mehrbetrag von 1500 M. ist durch die Erhöhung einiger Gehälter und den Zutritt neuer
Beamten zur Kasse begründet. Nach Maßgabe der Bestimmuugen für unsere Wittwen- und
Waisenkasse zahlt nämlich der Provinzialverband 2°/« der Gehälter der beitretendenBeamten als
Zuschuß an die Kasse. Die eigenen Einnahmen der Kasse beziffernsich auf 15 350 M; es sind
dies die Beiträge, welche die Beamten zahlen, sowie die Zinsen von den angesammeltenKapital-
bestanden. Die Gesammt-Ausgabe beträgt also der eigenen Einnahme von 15 350 M. und dem
Zuschüsse von 10 000 M. entsprechend 25 350 M, welche Summe zur Zahlung von Wittwen-
und Waisengeldern beziehentlich zur weiteren Kapitalansammlung verwendetwird. Zu Position 3
der Ausgabe, Ausgabe-Etat der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societiit, ferner zu Position 4,
Ausgabe-Etat der Landesbank der Nheinprovinz, habe ich in generellerHinsicht Nichts hervorzu-
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heben. Die Position 5 betrifft die Verwaltung des Landarmenwesens. Bei dieser Position ist
der Zuschuß der Provinz um 07 065 M. gestiegen,von 575 800 M. auf 672 865 M., und ich
muh leider hinzufügen, daß das Anwachsen dieser Ausgabeposition noch nicht abgeschlossen ist,
sondern daß wir in dieser Hinsichtnoch eine weitere Steigerung der Ausgaben gewärtigen müssen.
Ich habe bereits im Monat Juni d. I. die Ehre gehabt, die Gründe hierfür darzulegen; sie
beruhe» iu dcu geschlichen Bestimmungenund vor allem in der Bestimmung, daß die Frist für
den Verlust des Hülfsdomiziles mit dem Erwerbe desselben zusammenfällt. Das Hülfsdomizil
wird «ämlich in 2 Jahren erworben uud iu derselbenFrist von 2 Iahreu verloren. NehmenSie
nun an, daß eine Person oder eine Familie dem Waudertricb verfällt, fo wird es von hundert
Fällen kaum zehnmal eintreten, daß an dem nämlichen Tage, an dem das Domizil in einer
bestimmtenGemeinde aufgegeben,in einer anderen Gemeinde wieder eine dauernde Niederlassung
begründet und zwei Jahre fortgesetzt wird. Wenn aber die Familie auch nur zwei Tage herum¬
zieht, taun diese geringe Frist fchon hinreichen, um sie landarm zu machen. Wir können aus
unseren Akten constatiren, daß Jahr für Jahr nach arithmetifchen Sätzen auf Grund dieser
meines Erachtens verfehlten gesetzlichen Bestimmung die Zahl der Landarmen zuuimmt und
zunehmen muß. Ich habe bereits früher ausgeführt, daß man dies weniger beklagen könnte,
wenn damit eine Entlastung der einzelnen Ortsarmenverbände Hand in Hand ginge, allein, meine
Herren, das ist auch nicht einmal durchgängig der Fall. Unter dem Drucke der Kosten des Land-
armcuwcscus leidet unsere Provinz nicht allein. Es ist in einer Denkschrift,welche der zuständige
Äbtheilungüdirigentüber diesen Gegenstandausgearbeitethat, nachgewiesen, daß es in den übrigen
Provinzen thcilweise noch schlimmer aussieht und dort noch mehr geleistet werden muß. Die
Staatsregierung hat sich bekanntlichbereits längere Zeit mit der Frage befaßt, ob nicht eine
Aenderung der Gesetzgebungin dieser Hinsicht anzustreben sein würde, uud es steht zu hoffen,
daß diese in nicht zu langer Frist erfolgt; denn so kann es auf die Dauer nicht weiter gehen.
Wenn Sie erwägen, daß wir vor 10 Jahren zur Zeit des Dotatiousgesetzesnoch keine 200 000 M.
zahlten und daß gegenwärtig das Landarmenweseu die Provinz ca. 700 000 M. tostet, so
tonnen wir mit der grüßten Bestimmtheit sagen, daß diese Last in absehbarer Zeit eine Million
jährlich überschreitenwird. Position 6, Verwaltuug der Staats-Ncbcnfonds, betrifft die Polizei-
strafgelder, welche diesseits vereinnahmt und an die Gemeinde wieder abgeführt werden, Nr. 7
betrifft die Ausgabe für die Unterbringung verwahrlosterKinder. Diese Ausgabe hat um 6700 M.
reduzirt werden können und zwar aus dem Gruude, weil es uus in immer weiterein Maße
gelungen ist, Zwangszöglingc in Familien unterzubringen. Wir haben dieses nicht nur vom
finanziellen Standpunkte aus zu begrüßen — was an sich ein engherzigerStandpunkt bei dieser
Frage wäre, — sondern hauptsächlich aus dem Grunde, weil wir die Erfahrung gemacht haben,
daß die Zwangszöglinge, welche ans Familien kommen, bei ihrer späteren Unterbringung, und
zwar der Mädchen als Dienstboten, Näherinnen oder sonstige Arbeiterinnen und der Knaben als
Handwerker, Knechte uud dergleichen vielfach weniger Schwierigkeiten bieten und glücklichere
Resultate ergeben, als diejenigen Kinder, welche aus Anstalten hervorgehen. Die Nnstaltszöglinge
waren bis zum Austritte unter strenger Führung gehalten uud hat sich bei ihnen der Uebcrgang
in das freiere Leben als Lehrlinge oder als Dienstboten in vielen Fällen nicht ohne Störung
vollzogen. Außerdem tritt hinzu, daß die Nnstaltszöglinge an viele Bedürfnisse gewöhnt sind,
welche ihnen die Anstalt bot und bieten konnte, namentlich in hygienischer Beziehung, welche aber
der einzelne kleine Privathaushalt, welcher solche Zöglinge als Lehrlinge :c. übernimmt, nicht
gewähren kann. Das Gcwohute wird alsdann manchmal entbehrt, während der Sinn für die
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Annehmlichkeiten und Vortheile, welche das Leben in der Familie bietet, andererseits nicht geweckt
A, und mag es daher vielfach kommen,daß die Dienstherren oder Lehrmeistermit den Zöglingen
sich nicht zurecht finden und die Zöglinge sich vielfach an die neuen Verhältnissenicht gewöhnen
können. Bei den Kindern, welche sich in der Familienpflegebefunden haben, machtenwir dagegen
die Erfahrung, daß sie sich bald eingewöhnten und zum überwiegendenTheile sehr gut führten,
allerdings mußten wir hierbei auf sorgfältige Auswahl der Familien, sowie darauf achten, daß
wir ganz verwahrloste Rangen zunächst einer Anstalt überwiesen,um sie an Zucht und Ordnung
zu gewöhnen. Wir haben vorzugsweiseFamilien auf dem Lande uns gewählt, nicht in den
größeren Städten, und wir sind, wie dankenswert!)anerkannt werden muß, dabei eifrig unter¬
stützt worden von den Herren Geistlichen,den Vinccnzvereinenund den verschiedenen Erziehungs¬
vereinen katholifcherwie evangelifcherConfefsion, Diese Vereine haben auch ihr Auge über die
Kinder behalten, nachdem sie in der Lehre oder sonst untergebracht waren und sind dieser
Mitwirkung die Resultate zuzuschreiben,welche wir so glücklich siud, auf diefem Gebiete zu
verzeichnen.

Die demnächst folgende Position, das Landarmenhaus zu Trier, erhält keinen Zuschuß,
sondern es sind nur eigene Einnahmen des Landarmenhauses zu Trier zur Deckung der Ausgaben
aufgeführt. Damit hat es nun folgendes Bewandtniß: Das Landarmenhaus zu Trier nimmt
Landarme, Ortsarme, außerdem Epileptische auf, gegen den im Ministerial-Tarife für die Unter¬
bringung von Armen festgesetztenBetrag von 60 bezw. 80 Pfg. und bestreitet mit dieser Einnahme
sämmtliche Kosten, sodaß ein Zuschußnicht nöthig ist. Es hat sich vielmehr ein Ueberschuß ergeben,
welcher zur Ansammlung eines Reservefonds verwendet wurde. Die Provinz behandelt ihre
Landarmen, wie die Ortsarmen, indem sie für jeden Landarmen dieselben Kosten zahlt,
welche für den Ortsarmen gezahlt werden. Die folgendePosition — die Prouinzial-Arbeitsanstalt
zu Nrauweiler — meine Herren, erforderte früher einen Zuschuß von 215 900 Mark, welcher
auf 190 000 Mark ermäßigt werden konnte. Es ist diese Ermäßigung des Zuschusses hauptsächlich
dem Arbeitsbetriebe, welcher in Brauweiler sehr intensivdurchgeführtist, zuzuschreiben.Wir haben
aus dem Arbeitsbetricb in Vrauweilcr nicht blos den direkten Vortheil, daß die Anstalt dadurch
eine eigene Einnahme hat, fondern auch den indirekten Vortheil, daß wir einen großen Theil,
ich möchte fast sagen, den überwiegenden Theil der Bedürfnisse für die übrigen Anstalten an
industriellen Erzeugnissen, aus der Arbeitsanstalt in Brauweiler zu billigen Preisen beziehen.
Dadurch erzielenwir auf der einen Seite, daß der Vortheil der billigen Gefängniharbeit der
Provinz zu statten kommt, und auf der andern Seite, daß eine Conkurrenz mit dem freien
Gewerbe nach Möglichkeit vermieden wird. Es ist der Betrieb so im Einzelnen durchgeführt,
daß sogar das Getreide, welchesdie Irrenanstalten als Mehl verbacken, in der Anstalt zu Brau¬
weiler auf der dortigen Dampfmühle gemahlen wird, fo daß überall der Zwifchenhandelvermieden
wird. Ferner verwenden wir die Corrigenden der Anstalt zu Brauweiler in ausgedehntem
Maaße zu Arbeiten auf den Prouinzialstraßen, wodurchdie Anstalt einen ständigen Verdienst und
die Straßenverwaltung auf der anderen Seite billige und tüchtige Arbeitskräfte erhält. Position
W - das Hebammenwesen,— enthält zunächst 1630 M. zu Prämien und Unterstützungenfür
Hebammen,wovon 980 Mark durch den Staat gezahlt werden, und fodann 34 702 Mark 50
Pfennig als Unterhaltungsbeitrag für die Hebammenlchranstalt,gegen 26272 Mark 50 Pfennig
w Jahre 1886/88, alfo ein Mehr von 8430 Mark. Diefes Mehr, meine Herren, wird dadurch
begründet, daß der Kursus für die Hebammenschülerinnenin der Anstalt von Köln von 5 auf
2 Monate verlängert worden ist. Es wurden früher in der Anstalt zu Köln in 2 Kursen
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von je 40 Schülerinnen 80 Schülerinnen jährlich ausgebildet, jede Schülerin zahlte 400 Mark,
es ergab das eine Einnahme von 32 000 Mark jährlich, es ist aber auf Andringen der
Stcmtsregierung, welche durch die Gutachten des Direktors unserer Hebmnmenlehranstalt
sowie unserer anderen Anstaltsdirektoren unterstützt wurde, die Verlängerung des Kursus auf
9 Monate beschlossenworden, weil sich thatsächlich herausgestellt hat, daß eine Zeit von 5 Monaten
nicht genügt, um die Hebammendein jetzigen Stande der Wissenschaftnach auszubilden. Das
hat zur Folge, daß in jedem Jahre in Zukunft in der Anstalt zu Köln nur ein Kursus abgehalten
werden kann, so daß für die Folge jährlich nur 40 Schülerinnen anstatt früher 80 ausgebildet
werden. Würde man nun die Entschädigungfür die einzelne Hebammenschülerinauch auf das
Doppelte, von 400 auf 800 Mark erhöht haben, so würde die Einnahme dieselbe gebliebensein,
allein es schien dem Landtage nicht angängig, den Pflegesatzvon 400 M. auf 800 M, zu erhöhen,
sondern es wurde beschlossen, den fraglichen Satz auf 600 M. festzusetzen. Es hat durch diese
Reduzirung sich ein Einnahmcausfall ergeben, welcher in dein erhöhten Zuschuß sich ausspricht.

Die folgende Nr, 11 betrifft die Taubstummenanstalten. Der frühere Etat wies nach
170 725 M., fodaß ein Mehr von 5655 M. gefordert wird. Dieses Mehr, meine Herren, hat
dann seinen Grund, daß die Provinz die früher gemeinfam mit der Stadt Elbcrfeld errichtete
Taubstummenanstaltin der letzteren Stadt übernommen und dort ein eigenes Gebäude für die
Taubstummenanstaltmit einem Kostenaufwandvon über 100 000 M. errichtet hat.

Diefe 100 000 M. sind aus dein Fonds der Taubstummenanstalt in Neuwied entnommen
worden, wodurch die eigenen Einnahmen einen Zinsenauöfall von 4000 M erlitten haben. Diesem
Ausfalle fowie der Steigerung der Ausgaben in Folge der Uebernahme der Anstalt zu Elberfeld
auf alleinige Rechnung der Provinz ist die Erhöhung des Zuschusses zuzuschreiben. Die Blinden¬
anstalt zu Düren erfordert nach dem neuen Etat 75 580 M, also 8180 M. mehr; dieses Mehr
rst dadurch hervorgerufenworden, daß das Bedürfniß die Einstellung einer neueu Klasse in Düren
mit 20 Kindern und einem eigenen Lehrer gebieterischerfordert hat. Diese neue Klasse mußte
unbedingt eingestellt werden, weil eine große Anzahl Blinder keine Aufuahme finden konnte. Der
letzte ständische Landtag hat die Errichtung dieser Klasse beschlossen und ist die Erhöhung des
Zuschusses bei dieser Position die Folge jenes vom Landtage gefaßten Beschlusses. Im Nebrigen
smd Erhöhungen der Ausgaben bei der Anstalt zu Düren nicht zu verzeichnen. Die Position 13
betnfft dre Ausgaben für die einzelnenIrrenanstalten, beziehentlich die Ausgaben für das Irren¬
wesen; dieselben sollen nach dem Etat 260 000 M., oder mit Einschluß der getrennten Ausgaben
für dw Leitung und Beaufsichtigungder baulichenUnterhaltungsarbeiten in den Anstalten mit
10 400 M, 270 400 M. betragen, gegen 318 200 M. pro 1886/87, also 47 800 M. weniger
wie bisher. Die Zahl der in den Anstalten verpflegtenKranken ist dabei erheblich gewachsen,
wozu noch eine neue Ausgabepositiou für die Unterbringung von Irren in Privatanstalten
gekommen i,t, über welche Frage der Herr Dezernent bei der Vorlegung des Spezwletats nähere
Aufschlüsse ertheilen wird. Die Minderausgabe an Zuschußfür das Irrenwesen ist hauptsächlich
dem Umstände zuzuschreiben,daß einestheils die Landwirthschaft höhere Erträge liefert und
anderntheils durch das Arbeiten der Korrigendenanstalt Vrauweiler für die Irrenanstalten
viele Bedarfsartikel billiger als durch Ankauf beschafftwerden, wie dieses vorhin von mir
erwähnt worden ist. Die Position 15, Kosten zur Unterbringung der Epileptiker, ist von
50 ,)00 M. auf 53 550 M, also um 2950 M. dem Bedürfnisse entsprechend gestiegen. Ebenso
mußte tue Position 16 für milde Stiftungen um 5000 M. erhöht werden, um die zahl¬
reichen idiotischenKinder unterbringen und sie, soweit dieses bei ihre», Zustande möglich ist,
ausbilden lassen zu können. Die Ausgabe für landwirthschaftlicheZweÄe Position 1? hat
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hier nur die Verwendung der Rente, welche der Staat für die landwirthschaftlichen Lehranstalten
zahlt, zum Gegenstande, während die eigentliche Ausgabe für Landwirthfchaftsich im Titel III
findet, worauf ich nachher zurückkommen werde. Hinsichtlichdes Rittergutes Desdorf habe ich
nichts zu bemerken. Wenn Sie, meine Herren, die bis jetzt besprochenen Positionen zusammen,
zählen, so ergiebt sich ein Gesammtzuschuhder Provinz für die aufgeführtenZweige der Provinzial-
verwaltung von 1 821 007 M. 50 Pf. gegen 1 851 592 M, 50 Pf. in dein früheren Etat.

Die folgendenPositionen 20 bis 21 incl. haben die Provinzialstrahen-Verwaltung zum
Gegenstände. An die Letztere sollen nach dem neuen Etat abgeführtwerden 1. aus der allgemeinen
Dotationsrcnte der von mir Eingangs erwähnte Betrag für die Unterstützung des Eonnminal-
wegebauesmit 250 000 M. und für den Neubau von chaufsirtenWegen mit 90 000 M., also
zusammen340 000 M., 2. die Staatsrente für die Strcißenverwaltung mit 2 056 233 M., 3. die
Rente von der Provinz Westfalen mit 2 350 M. und 4. die Umlagen für die Unterhaltung der
ehemaligen Vezirksstraßenmit 2 281 417 M., das macht zusammen 4 680 000 M. gegen 4 623 000 M.
in dem früheren Etat, also ein Mehr von 57 000 M. Der Stmßenverwaltung kommt dieser
Mehrzuschuß aber nicht zu Gute, weil dieselbe nach dem vorliegendenEtat einen Beitrag zu den
Kosten der Centralverwaltung leisten soll, welcher in dein Spezialetat für die Centraluerwaltungs-
behörde mit 114 000 M. in Einnahme gestellt ist. Der folgende Titel III. der Ausgaben ist
bereits erwähnt; derselbehat die Ausgaben aus Titel III. der Einnahme zum Gegenstande, also
aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtagcs mit 360 000 M. Es wird hier vorgeschlagen,
zunächst 28 000 M. Zuschuß zum Etat für Forderung von Kunst und Wissenschaft oder 9000 M.
mehr zu bewilligen. Diese Mchrforderung stützt sich darauf, daß die Denbnälerstatistik in der
Rheinprouinz durchgeführtwerden soll und daß anderweitige Bedürfnisse noch zu befriedigensind,
die zurückgestellt werden müssen, wenn dieses Mehr nicht bewilligt wird; es wird hierauf bei Vor¬
legung des Spezialetats näher eingegangenwerden. Für die Verwaltung der Prouinzialmuseen
waren bisher 14 000 M. eingestellt, es muß auch dieser Betrag um 2000 M, erhöht weiden,

(der Vorsitzende Fürst zu Wied übernimmt wieder den Vorsitz)
weil der Neubau des Museums in Trier vollendetist und nach Ueberführung der Mufeumsbestände
in das neue Gebäude unvermeidliche Mehrausgaben entstehen durch die Anstellung eines Portiers zur
Ueberwachungder Sammlungen. Dasselbe wird später bei Bonn auch der Fall sein. Die 4. Ver¬
wendung betrifft die Verausgabung des Zinsgewinnes des Meliorationsfonds mit 40 000 M. zu
landwirthschaftlichen Zwecken. Nr. 5 betrifft eine Position von 100 000 M., welche einer näheren
Erläuterung bedarf. Aus Anlaß der Mißernte des Jahres 1883 in der Eifel ist damals mit der
Staatsregierung eine Vereinbarung dahin getroffen worden, daß der Staat eine Summe von
200 000 M. in den Staatshaushalt einstellen follte, um diese Summe zur Hebung des Nothstandesin
der Eifel zu verwenden, wogegen die Provinz ihrerseits die Hälfte dieser Summe, also 100000 M.,
zu gleichem Endzwecke hergeben würde. Die früheren Landtage haben diese Summe seither aus
der Kreisrente bewilligt, welche zur freien Verfügung des Provinziallandtages stand. Da nun
aber mit Einführung der Provinzialordnung die Verfügung über die Kreisrcnte fortgefallen ist, so
muß für die Beschaffungdiefer 100 000 M. anderweitFürsorge getroffen werden, wenn nicht das
begonnenesegensreicheMeliorationswerk in der Eifel sistirt werden soll. Der Provinzialausschuh
weiß diese 100 000 M. nicht anders zu beschaffen, als durch Entnahme dieser Summe aus dem
Dispositionsfonds, das heißt den Einnahmen von 360 000 M. aus den Nebenfonds. Der
Ausschuhhielt es nämlich nicht für billig und gerechtfertigt, daß die Umlagen der Provinz —
abgesehenvon ganz außerordentlichenFällen — erhöht würden, um einem Theile der Provinz
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bessere wirthschaftliche Verhältnisse zu verschaffen. Hierzu dürften — glaubte man — nur die
Einnahmen aus den Nebenfonds dienen, welche bestimmungsgemäßzu gemeinnützigen Zwecken zu
verwenden sind, wobei die Meliorationen der Eifelthäler gewiß in erster Linie zu nennen sind.
Wollte die Provinz jene 100 000 M. nicht fortbewilligen, so würde damit auch die staatliche
Beihülfe von 200 000 M. in Fortfall kommen und somit im Ganzen 300 000 M. für die Folge
der Eifel entzogenwerden.

Es wäre dieses im Interesse jenes von der Natur so stiefmütterlichbehandeltenLand¬
striches sehr zu beklagen, indem alsdann die begonnenenzweckmäßigen Arbeiten, welche zur Zeit
in der Eifel in Ausführung begriffen sind, in Stillstand kommen müßten. Die Verwendung
dieser Summe geschieht in der Weise, daß in jedem Frühjahr in Coblcnz unter dein Vorsitz des
Herrn Oberpräsidenteneine Eommission,bestehend aus Vertretern des Provinzialuerbandes einer¬
und Vertretern des Ministeriums, der betheiligtenKöniglichen Regierungen von Trier, Coblenz
und Aachen andererseits stattfindet und daß hierbei ein genereller Verwendungsplan festgestellt
wird. Dieser Verwendungsplanwird, insoweit die Beiträge der Prouinzvon 50°/„ der Alisgabesumme in
Betracht kommt, innerhalb der Provinzialuerwaltung nochmals von einer besondernCommission,
bestehend aus Mitgliedern des Provinzialausschussesund sachverständigenMitgliedern des Land¬
tages bezw. Bewohnern der in Betracht kommendenGegend geprüft und demnächst von dem
Proviuzialausschussedefinitiv festgestellt;es findet alfo eine sorgfältige Prüfung und Erwägung
der zu verweudendenBeträge im Voraus statt, ehe die Bewilligung ausgesprochenwird. Die
Ausführung geschieht durch Königliche Beamte, welche von Seiten des Staats überwacht werden.
Wir haben aber auch unsererseits stets unser Augenmerk auf die Ausführung der Meliorations¬
arbeiten gerichtet und bei allen Conferenzen mit den Bertrauensmännern aus der Eifel uns auf
das Genaueste darüber zu vergewissern gesucht, ob die Ausführungen zweckmäßig und dem
Bedürfniß entfprechend sind und ob insbesonderenicht zu kostspielig gearbeitet und wirklich Prak¬
tisches geschaffen wird. Bis jetzt ist in jeder Conferenz von den Vertretern der Eifel, sowie
denjenigen Herren, welche die fraglichen Arbeiten angesehenhatten, bestätigt worden, daß die
Verwendung eine höchst zweckmäßige sei und daß es sich nur empfehlenkönne, wenn auf diesem
Wege fortgefahren werde. Unter diesen Umständen darf der Ausschuß wohl auf die Weiter-
bcwilligungder 100 000 M. rechnen. Die sechste Position hat einen weitern Zuschuß für die
landwirthschaftlicheuLehranstalten, und zu sonstigen landwirthschaftlichen Zwecken mit 58 000 M.
zum Gegenstände,sodaß mit Hinzurechnungder oben erwähnten12 600 M, im Ganzen 70 600 M.
für die hier vorgesehenenlandwirthschaftlichenZwecke verwendet werden sollen. Ich sehe, meine
Herren, daß ich eine Position überschlagenhabe, es ist dies Position 3 für gewerbliche Zwecke
38 000 M. Der Provinzialausschuß war der Ansicht, daß nicht blos die landwirthschaftlichen
Lehranstalten, sondern auch bei der großen Bedeutung, welche das industrielleLeben in unserer
Provinz hat, auch die Industrie-Lehranstalten aus dem vorliegenden Titel bedacht werden müßten.
Von dieser Erwägung ausgehend hat der Ausschuß einen besondern.Spezialetat für gewerbliche
Zwecke abschließendmit 38 000 M. aufstellen lassen. Dieser Speziat-Etat umfaßt im Wesent¬
lichen diejenigen Ausgaben, welche früher aus dem Ständefonds auf jedesmaligeu Antrag von
Fall zu Fall bewilligt wurden. Es betrifft dies erstens den Zuschuß für die Gewerbeschulein
Crefeld mit 9000 M. wobei eine Erhöhung von 3000 M. gegen bisher vorgesehen ist, zweitens
den Zuschuß für die Fachschuleder Eisenindustrie in Remscheid mit 5000 M, den Zuschuß für
die Korbflechtllnstalt in Heinsberg mit 3000 M., einen Zuschuß für die Hüttenschulein Bochum,
welche zwar in Westfalen errichtet ist, aber zum großen Theil von Rheinländern besucht wird,
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mit 3500 M. und einem Zuschuß an den Central-Gewerbeuerein mit 12 500 M. Es bleiben
dann noch für sonstige gewerbliche Zwecke 6000 M. übrig. Nach Abrechnung der genannten
Vcwillignngen würden dem Landtage aus Titel III noch 80 000 M, zur freien Verfügung
bleiben. Es wird nun ferner vorgeschlagen von diesen si0 000 M., wie im Hauptetat schon gedruckt ist,
auf 8 Jahre 60 000 Vt. zur Errichtung eines Kaiserdmkmals zu bewilligen, so daß dem Land¬
tage nach dem Etat nur 20 000 M. übrig bleiben würden. Ich bemerke indessen, daß die Sache
bei Weitem nicht so bedenklich ist, wie sie aussieht, es wird vielmehr dem Landtage, welcher bei
der nächsten Etatsaufstellung nach zwei Jahren zusammenkommen wird, ein ausreichender Dispositions¬
fonds zu Gebote stehen, wenn auch alles das bewilligt wird, was hier uorgcfchlagcu ist. Es
kommt immlich in Betracht, daß in dem früheren Ständefonds, welchen der alte Landtag zwar
ausgeschüttet hat, sich dennoch einzelne Betrage noch angesammelt habcn, so daß der Ständefonds
noch einen Bestand von 20 000 M, dem nächsten Landtage wird zur Verfügung stellen können.
Wenn Sie, meine Herren, nun von den 8») 000 M,, welche übrig bleiben, auch 60 000 M.
bewillige,,, fo bleiben doch noch 20 000 M, jährlich frei oder in zwei Jahren ^0 000 M,, welche zu
dem vorerwähnten Bestände von 20 000 M, hinzutreten, was im Ganzen 60 000 M. ergiebt,
welche dem Landtage unter allen Umstanden zur Verfügung stehen werden.

Hierzu tritt aber weiter die gesummte Dispositionssumme aus dem laufenden provisorischen
Etat. Derselbe hatte nämlich auch 120 000 M. vorgesehen. Wenn Sie nun auch die Bewilligung
der Summe für das Kaiferdenkmal bereits für das laufende Jahr gelten lassen wollten, so würden
aus dem lllmeudcn Jahre doch noch 60 000 M. übrig bleiben und glaube ich hiernach mit
Bestimmtheit sagen zu können, daß der nächste Landtag, nach zwei Jahren in der Lage sein werde,
über wenigstens 120 000 M, zu verfüge», es ist dieses eine höhere Summe, wie dem ständischen
Landtage je zur Verfügung gestanden hat. Es ist nämlich hierbei zu berücksichtigen, daß die
frühcreu Landtage die Ausgabe für alle diejenigen Zwecke, wie Unterstützung der verschiedenen
schulen, Museen, Kunst und Wissenschaft aus dem bleibenden Dispositionsfonds bestreiten
wußten, während dicfe Ausgaben bereits jetzt anderweit vorgesehen sind. Für die sonstigen Antrage
aus dein Dispositionsfonds sind in keinem früheren Landtage 60 000 M. pro Jahr disponibel
gewesen, während nach meiner Ausführung für die Folge 120 000 M. für derartige generelle
Bewilligungen dem Landtage zu Gebote stehen werden. Da dicfe ganze Berechnung aber Zukunfts¬
rechnung ist und deshalb immerhin ungewiß sein kann, so hat der Prouinzialausschuß beschlossen,
dem hohen Hause den Antrag zn unterbreiten, vorläufig keine weiteren Bewilligungen zu treffen,
sondern hiermit bis zur nächsten Etatsperiode zu warten. Trifft »reine Berechnung zn und ist
das Geld nach 2 Jahren in Wirklichkeit vorhanden, so kann darüber verfügt werden. Wenn
Sie, meine Herren, diefen Vorschlag annehmen, so kommen wir auf den Standpunkt, auf dem
wir früher waren, d. h daß für die Folge nicht mehr im Voraus Bewilligungen aus dem
Dispositionsfonds beschlossen, sondern abgewartet wird, bis die Gelder wirklich angesammelt sind,
so daß Sie über wirklich disponible Gelder verfügen. Diese Vorsicht ist um so mehr am Platze,
als ja in Folge vou Uuglücksfällen bei den Zinseneinnahmen von der Landcsbank Ausfälle
entstehe» könnten, Titel IV außerordentliche Ausgaben ist weggefallen. Derselbe hatte Ausgabe»
zum Gegenstände, welcbe früher aus der Kreisrente bestritten wurden. Titel V betrifft durch¬
laufende Posten uud Titel VI verschiedene laufende Lasten, wobei vor allem die Verzinfnng uud
Tilgung der Irreimnstalts-Vaufchuld mit »00 000 M, jährlich zu erwähne» ist. Die Ausgaben
ergebe» zufamme» 7 520 000 M., entsprechend dem Gesainmtbetrage der Einnahmen,

Hieimit habe ich, meine Herren, die Ehre, meine Erläuterungen zu den einzelnen
Positionen des Hauptetats zu schließe», indem ich nur gestatte, im Uebrigen auf meine Aus-
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führungen im 34. Landtage Bezug zu nehme». Ich möchte Ihnen, meine Herren, noch für die
formelle Erledigung unserer Etatsangelegenheiten den Vorschlag unterbreiten, daß Sie nach Schluh
der Generaldiskussion den Hauptetat zur zweiten Lesung zurückstellen, alsdann vorher die Spezialetats
berathen und festsetzen und demnächst auf den Hauptetat, welcher im Wesentlichen ja nur die
Zusammenstellung der Resultate der Spezialetats ist, zurückgreifen. Hinsichtlich der Berathung der
Spezialetats möchte ich Ihrer Erwägung anheim geben, ob es sich nicht empfiehlt, diefe Etats
zum ersten Male hier im Plenum vorzuberathen, damit die große Zahl von nen eingetretenen
Mitgliedern Gelegenheit gewinnt, die Etats im Einzelnen kennen zu lernen. Woll>en Sie die
Etats von vornherein an eine Eommifsion verweisen, so würden nur die Commissionsmitglicdcr
über die Einzelheiten näher orientirt sein. Sollte sich bei der Vorbcrathung im Plenum ergeben,
daß einzelne Etats so einfach sind, daß eine weitere Berathung gar nicht nothwendig erscheint, so
tonnen Sie diese Etats ja definitiv im Plenum erledigen und nur Dasjenige an die Eommissionen
zur Vorbcrathung überweisen, wobei eine weitere Erläuterung und Erörterung nach den einzelnen
Titeln noch für erforderlich erachtet wird. Es würden für die Commifsionsberathung sich gewiß
schätzenswerthe Anhaltspunkte bei der ersten Berathung der Etats hier im Plenum ergeben. Es
mag dieses Verfahren etwas ungewöhnlich sein, und von dem Verfahren, welches in der Regel
beobachtet zu werden pflegt, abweichen, allein ich wiederhole, daß mein Vorschlag auch von den
Mitgliedern des Prouinzialausschusses gerade mit Rücksicht auf den Umstand, daß man sämmtlichen
Mitgliedern des Landtages Gelegenheit bieten soll, mit den Etats in. Einzelnen sich bekannt zu
machen, für zweckmäßig erachtet wurde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: In der Generaldiskussion hat der Herr Abgeordnete
Courth das Wort,

Abgeordneter Eourth: Die Generaldiskusston wird sich wohl schwer von der Spezial-
diskussion trennen lassen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist zunächst eine Oeneraldiskussion, ich kann Ihnen
nicht helfen, Sie können die einzelnen Punkte herausnehmen, wie Sie wollen.

Abgeordneter Eourth: Ich wollte blos zu einem Posten sprechen. Es liegt nicht der
Etat für die Landesbank vor, fondern wir sind auf die desfallsigen Angaben im Hanptetat
angewiesen. Es hat aber der Herr ^andeödirektor hervorgehoben, daß es unnöthig erscheine, den
Reservefonds der Landesbank zu erhöhen und die Gründe, die er angeführt hat, sind gewiß ganz
zutreffend. Es ist schon ein Reservefonds von 2 Millionen der Landesbank überwiesen worden,
es ist ferner ein Fonds von 1 Million angesammelt worden und die Risiken, welchedie Landesbank
läuft, sind nicht schwer. Wenn das richtig ist, meine Herren, so wären wir in der Lage, mehr
als die 320 000 M. einzustellen. Wie im Hauptetat angeführt, betrugen die Ueberschüsse der
Landesbank pro 1887/88 371527,06 M. und würden wir für das laufende Jahr eine gleiche
Summe einstellen können. Ich sehe nicht ein, weshalb wir das nicht thun sollen. Wir haben
unter Titel III. aus deu Fonds der Landesbank zur freien Verfügung nur 80 000 M. uud zwar
ist diese Summe zu einem Zwecke, welchem wir Alle zustimmen, im Voraus auf 8 Jahre mit je
00 000 M. belastet Wir haben also in Wirklichkeit nur 20 000 M. für die Zwecke der Kunst
und Wissenschaft, die an uns herangetragen werden. Das ist außerordentlich wenig, lind wenn
der Herr Landcsdirektor auf die Zunkunft hingewiesen hat, so hat er eben Zukunftsmusik gemacht.
Ich möchte gern für die Gegenwart etwas haben und wenn nicht zu bestreiten ist, daß der Reserve¬
fonds hoch genug angewachsen ist, würden wir in der Lage sein, eine größere Summe, als
geschehen, aus den Ueberschüssen der Landesbank in den Hauptetat einzustellen.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher-Antwcilcr
hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher- Autweiler: Die Ausführung des Herrn
Kollegen Courth ist nicht ganz richtig. Er sagt, es wären 371000 M. Zinsgewinn vorhanden
und wenn davon mm 320 000 eingestellt würden, so blieben 51000 übrig. Das wurde ganz
"chtig sein, wenn darauf zu rechnen wäre, dah in Zukunft wiederum 37 l 000 M. verdient werden.
Vom 1. Juli d. I. ab ist jedoch für Darlehen auf ländlichen Grundbesitz der Zmsfuß von 4 auf
3°/4°/° ermäßigt worden; es macht das bei einer Summe von ca. 20 Millionen emen Ausfall
von ca. 50 000 M„ also werden vom 1. Juli ab 50 000 M. weniger eingenommen. Deshalb
ist die Summe vou 120 000 M geuau das Maximum dessen, was uach reiflicher Neberlegung
Seitens des Provinzialausfchufscs einzustellen beantragt werden konnte.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Eourth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Diese Erläuterung, die ich bekommen habe, ändert die Sache.

Aus dem Bericht habe ich das nicht ersehen können; die betreffende Bemerkung im Hauptetat
bezifferte nur den Ueberfchuß pro 1887/88. . ^ ^ ^ .

Vorsitzender Fürst zu Wied: Sie ziehen alfo Ihren Antrag zurück. Der Herr Abgeord¬
nete Friederichs hat das Wort. ...... . .^

Abgeordneter Friederichs: Ich glaube, meine Herren, die Generaldiskussion kann nicht
geschlossenwerden, ohne daß das hohe Haus seine Befriedigung zunächst darüber ausdruckt, daß
eine Erhöhung der Umlagen nicht stattgefunden hat und auch nicht stattfinden foll; dann zweitens,
daß der Gesammtabschluß, wi.» der Herr Landesdirektor fchon gesagt hat, em günstig«
ist- Ich halte es für nothwendig, daß auch das hohe Haus denfelbeu Ausspruch thut, ^ch habe
so lange Jahre an dem Etat mit gearbeitet, daß ich mich verpflichtet fühle, dies hier auszusprechen.
Es sind dann noch weiter zusnmmende wie auch Bedenken erregende Bemerkungen zu machen,
zustimmende bei den. Etat der Strahenbauteu und bei der Verwaltung der Irrenanstalten, die ich
mir aber vorbehalte, bei den Sozialetats später zu machen; wie die Bedenken erregenden bei dem
Landarmenwesen, das ja um eine halbe Million in den Jahren, seitdem ich hier sitze, zugenommen
hat, ich behalte mir vor, bei dem Spczialetat auch hierauf zurückzukommen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Graf von Brühl hat das Wort.
Abgeordneter Graf von Brühl: Es ist fo viel Lobenswertes über den Etat vorgebracht

worden, daß ich als Nenling in der Sache ein Paar Bemerkungen für die Zukunft vorbringen
möchte. Sie wissen ja, wie schwierig es ist, einen Etat übersichtlich aufzustellen, aber auf der
andern Seite ist es für jeden Neuliug etwas furchtbar Schwieriges im Etat, wie er jetzt vorliegt,
sich zurechtzufinden. Ich möchte daher dein Ausschuß sehr warm ans H-rz legen, daß er für
die Zukunft eine noch größere Uebersichtlichkeit anstrebt und erreicht. Ich glaube, daß sich das
«uch machen läßt, wenn man gewissermaßen die eigenen Einnahmen der Provinz von denMigen
Geldern, die sie vom Staat bekommt, trennt; wenn man dasjenige, was aus Abgaben herrührt,
°°n demjenigen trennt, das aus eigenen Instituten der Provinz herrührt. Ich übersehe nicht,
wie viel Geld wir eigentlich haben, ob wir arm oder reich sind. Es ist von dem Herrn Landes¬
direktor eingehend vorgetragen worden, wie viel Umlagen in anderen Provinzen gezahlt werden.
Ich glaube aber, diese Zahlen geben blos einen ungefähren Anhalt, ob wir wirklich mehr oder
weniger Steuern erheben, denn die Steucrkräfte sind, foviel mir bekannt, in den einzelnen Provinzen
sehr verschiedene. Es würde wohl einen richtigeren Anhalt geben, wenn uns gesagt werden
konnte, wieviel Prozent der Staatssteueru ungefähr in den einzelnen Provinzen erhoben werden.
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Nach einer Berechnung, die ich für den Kreis Dann vornahm, beträgt die Provinzialmnlage
10 Prozent der Staatssteuern. Es würde gewih allen sehr interessant und lehrreich sein, wenn
wir wissen könnten, ob ein gleichmäßigerMaßstab vorhanden ist, ob dies Verhältniß in allen
Provinzen ungefähr dasselbe ist. Zum Schluß möchte ich dann noch von neuem hervorheben,
daß es ja vielleicht etwas bedenklich erscheint, wenn wir jetzt bei der Lcmdesbaukuns Hülfe holen
müssen, nachdem uns durch das durchgefallene Reglement für das FenerversichcnmgsinstitutGelder
entgangen sind. Es ist ja sehr schön, daß wir dies Institut der Landesbank haben. Ob es aber
auf die Dauer wünschcnswerthist, daß — bei vorübergehendenNöthen — die Erträge aus dem,
was die Landwirthschaft an Zinsen an die Landcsbank und an den Meliorationsfonds zahlen
muh, als Lebensretter erscheinen, will ich dahin gestellt sein lassen. Ich stelle es anheim; es sind
das Wünscheeines Neulings, aber ich wollte sie hier nicht verschwiegen haben,

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich habe den dritten Wunsch nicht verstanden.
AbgeordneterGraf von Brühl: Ich habe gesagt, das wären Wünsche eines Neulings,

von denen ich nicht weiß, ob sie überhaupt berücksichtigt werden können, die ich aber doch nicht
verschweigen möchte.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte um Entschuldigung,Herr Graf, ich habe den dritten
Wunfch nicht verstanden, den Sie vorher anssprachen, als Sie von der Landwirthschaft redeten.

AbgeordneterGraf von Brühl: Ich habe es als fraglich hingestellt,ob es gut ist, daß
die Erträge aus der Landesbank und aus dem Meliorationsfonds, also Beträge, die hauptsächlich
von der Landwirthschaft aufgebracht weiden, verwendet werden, um andere Mindererträge im
Budget zu decken.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
LandcsdirektorKlein: Meine Herreil! Ich glaube, daß hinsichtlich des ersten Bedenkens

und des ersten Wunsches, welchen Herr Graf Brühl hegt, ein Mißverständnis; vorliegt. Wenn
Sie den Hauptetat zur Hand nehmen, so finden Sie, daß in den Eimmhmen nur aufgeführt
sind die Rente des Staates und die Umlage. Es ist also nichts aufgeführt, was eigene Ein¬
nahmen der Institute darstellt, und ebenso verhält es sich mit den Ausgaben. Man hat nur
geglaubt, dem Gedächtniß eine Nachhülfezu geben, iudein man post lineani kurz anführte, daß
die Institute auch eigene Einnahmen haben, deren Verwendung in den Spezialetats nachgewiesen
ist Es ist das gewiß keine unnütze Vermehrung der Kolonnen, sondern es ist eine zweckmäßige
Handhabe zur leichtercuOrientirung, welche, wie ich glaube, von der Mehrzahl der Herren
dankbar empfundenwerden wird. (Bravo!) Wollte man dem Wuufche des Herrn Grafen Brühl
Rechnung tragen, fo wäre dies sehr einfach. Man brauchte nur die Kolonnen 5 und 6 wegzu¬
streichen. Der zweite Wuuschdes Herrn Grafen Brühl ging dahin, daß die Prozente angegeben
werden möchten,welche die andern Provinzen als Umlage bezahlen. Ich habe bei einer andern
Gelegenheit— ich glaube, es ist dies bei der vorigen Etatsberathung der Fall gewesen— den
Prozentsatz aufgeführt. Mau fagte damals, wohl mit Recht, daß die Prozentsätzein keiner Weife
maßgebendfein könnten. Wenn nämlich die Nheinprouinz ein Steuerquantum von 25 Millionen
und Ostpreußen ein solches von etwa tt Millionen besitzt, so ergiebt sich, daß im Falle die Nhein¬
prouinz ein Prozent erhebt, 250 000 M. und in Ostpreußendagegen nur 60 000 M. der Provinzial-
verwaltung zufließeu. Der Prozentsatz kann hiernach bei einein Vergleiche der Ansgaben der
verschiedenen Provinzen nicht maßgebend sein, sondern nur die Summe, welche außer
den Dotationsrenten als Prouinzialumlage erhoben wird. Deshalb habe ich jetzt die Summe
angeführt, während wir beim Prozentfatz am günstigsten stehen würden. Wenn Sie
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nämlich die Ausgaben für die Unterhaltung der Bezirksstraßen ausscheiden,so erheben wir kaum
1V2°/u Umlage, einen Satz, welchen alle übrigen Provinzen, mit Ausnahme der reich dotirten
Provinz Hessen-Nassau,erheblich überschreiten. Den letzten Wunsch des Herrn Grafen Vrühl
anlangend, daß die Zinsen der Landesbank nicht zu anderen Zwecken, sondern ausschließlichzu
Zwecken der Landwirthschaft verwendet werden möchten, weil diese Zinsen auch von der Land¬
wirthschaft aufgebracht würden, fo kann ich zunächst nur sagen, daß dieser Wnnsch auf einer
unrichtigenVorstellung beruht. Es ist nämlich keineswegs richtig, daß die Zinsübcrschüsseder
Landesbank von der Landwirthschaft aufgebracht werden. Diese Ueberschüsse rühreu vielmehr
zunächst von den 5 Millionen Mark Kapital her, welche der Landesbank aus Staats- uud Prouinzial-
fonds gegebenworden sind, von diesen Zinsen hat die Landwirthschaftnichts zu beanfuruchen,da
nicht sie, sondern der Staat und die Provinz das Kapital aufgebracht haben. Wenn die 5 Millionen
Mark nicht der Landesbank gegeben worden wären, fo würden wir die Zinsen der 4o/»igen
Consols, in welchen jene Kapitalien bestanden haben, abschneiden. Was den weiteren Verdienst
der Landesbank anlangt, so wird derselbe nicht aus den ländlichenDarlehen erzielt. Es würde
meines Erachtens auch Unrecht sein, wenn die Provinz darauf ausginge, von der Landwirthfchaft,
unter deren Schild ja die ganze Landesbank errichtet worden ist, — indem man der Landwirth¬
schaft zu Hülfe kommen wollte — einen Gewinn zu ziehen, es wäre dies gegen die Intentionen
des Statutes und des Landtages, das Kuratorium der Landesbank hat vielmehr den Zinsfuß
sofort heruntergesetzt,wie dieses die Verhältnisse gestatteten, fo daß eigentlichein Gewinn aus den
Inndwirthschaftlichen Darlehen weder beabsichtigt noch erzielt wird. Der Gewinn der Landesbank
rührt daher, daß sie zahlreiche Depositen zu 2, 2'/? und 8°/„ hat, und dieses Geld hoher
verwendet, das ist der Hnnptuerdienst, welchen die Landesbank hat. Hierbei läßt sich aber in
keiner Weise feststellen, ob die Depositen vorzugsweise aus der Landwirthschaftoder aus anderen
Verufszweigcukommen. Endlich muß ich noch erwähnen, daß den Lüwcnantheil der Einnahme
der Landesbank doch der Landwirthfchaft zu Gute kommt, indem die 100 000 M. für die
Eifel ja ausfchließlich für landwirtschaftliche Zwecke verwendet werden und ebcnfo die
58 000 M. für die landwirthfchaftlichen Lehranstaltenund die 40 000 M. Zinsen des Meliorations¬
fonds. Meine Herren! Der Provinzialausschuß, welcher die Sache mit der größten Sorgfalt
erwogen hat, hat die verschiedenen Interessen in Betracht gezogen, und ich glaube, daß er die
richtige Mitte innegehalten hat, indem er möglichstJeden, das Seine zuwendete. Die Land¬
wirthschaft förderte er durch die erwähntendirekten Zuwendungenund nicht minder durch Neduzirung
des Zinsfußes für ländliche Darlehen, daneben muh aber auch anderen Anforderungen in uuserer
großen vielgestalteten Provinz Gerechtigkeit widerfahren und dürfen insbefondere Kunst und
Wissenschaft, sowie die gewerblichenBestrebungen nicht leer ausgehen. Ich glaube, daß bei den
VorschlägenWind und Sonne hier zicznlich richtig vertheilt worden sind. (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Solcmachcr hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Meine Herren! Alles das, was der Herr
Graf Vrühl hinsichtlichdes Zinsgewinns der Landesbank vorgebracht hat, ist, glaube ich, in
unwiderleglicher Weise von dem Herrn Landesdirektor bereits als unzutreffeud charakterisirtworden.
Der Herr Graf Vrühl hatte aber noch einen Punkt berührt, den der Herr Landesdirektor nicht
erwähnt hat. Er hat gefagt, daß man nicht den Zinsgewinn des Meliorationsfonds für andere
als landwirthfchaftlicheZwecke verwenden möchte. Da hat der Herr Graf Vrühl den Etat nicht
genau angesehen, denn es steht auf Seite 2 in der Einnahme: Zinsgewinn des rhcinifchen
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Mcliorationsfonds 40 000 M, und auf Seite 10 in der Ausgabe: Zinsgewinn des Meliorations¬
fonds zur Verwendung für landwirthschaftliche Zwecke auf Beschlußfassung des Provinzialausschusfes
40 VON M. Also davon wird kein Pfennig zu einem anderen Zwecke verwendet.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht noch Jemand das Wort zur Generaldiskussion?
Meine Herren! Es ist hier ein Antrag von Seiten des Herrn Freiherrn von Plcttenberg ein¬
gegangen, der vielleicht nicht hierher speziell gehört, den ich aber glaube hier vortragen zu müssen,
um Sie zu fragen, wie derselbe nachher behandelt werden soll. Es würde dies vielleicht in einen
Etat einzustellen sein. Der Antrag lautet:

„Der Prouinziallandtag wolle beschließen, daß die Beerdigungskostenfür aufgefundene
Leichen, deren Erstattung von Angehörigen oder Ortsarmenuerbänden nicht zu erlangen
ist, nicht von der Gemeinde des Fundorts, sondern von dem Landarmcnvcrbande der
Provinz zu tragen sind, eventuell — wenn letzteres nicht als angängig erscheinen
sollte — daß sie in einer besonderen Position auf deu Etat der Provinz übernommen
werden sollen."

Wegen des letzten Eucntualantrages mußte ich dies hier erwähnen, weil wir das bei der
ersten Berathung dieses Etats wohl besprechenmüssen. Sonst würde ich glauben, wenn Sie
damit einverstandensind, daß es zu behandeln sein würde bei der Besprechung des Landarmen-
etats. Wollen Sie es jetzt besprechen oder bei der Berathung des Landarmentats? (Stimmen:
Bei dem Landarmeuetat!)

Es wünscht Niemand mehr das Wort zur Generaldiskussiondes Etats. Ich schließe die
Generaldiskussion, WünschenSie in die Spezialdiskussioneinzutreten oder belieben Sie erst die
Spezialelats durchzunehmen und dann wieder in die Spezialdiskussion der einzelnenPunkte ein¬
zutreten? Ich denke, wir müssen erst die Spezialelats durchberathen. Wenn Niemand weiter das
Wort dazu nimmt, so nehme ich an, daß Sie mit mir einverstandensind, dann würden wir für
heute von der weiteren Berathung der Etats absehen. Der Herr Abgeordnete Necker hat
das Wort.

AbgeordneterBecker: Ich nehme dabei an, daß nach dem Vorschlagedes Herrn Landes¬
direktors die Versammlung beschließt,auch die Berathung der Spezialelats im Plenum vorzu¬
nehmen und daß eventuell vorbehalten bleibt, nach Bedürfniß eine Position oder einen Etat au
eine Commissionzu verweiseu. Die Commissionswahlwürde nachher zu thätigen sein.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Zu dieser Geschäftsordnungsfrage würde
ich den Antrag noch ergänzen uud sagen, daß ich Ihnen vielleicht vorschlagenmöchte, möglichst
morgen gleich in die Spezialelats einzutreten, um gleich hintereinander die Sache zu erledigen uud
diejenigenPunkte herauszusuchen,welche an die Commissionenverwiesen werden müssen, damit
die Commissionenauch sofort arbeiten können. Sind Sie. damit einverstanden? (Zustimmung.)
Danach würde ich nachherdie Tagesordnung vorschlagen. Wir würden alfo mit diesem Punkte
der Tagesordnung fertig sein. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Adams zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterAdams: Ich glaube, daß wir in der Weise am raschesten arbeiten würden,
wenn wir jetzt anfangen, die Spezialelats durchzugehen, diejenigenPositionen, bei denen sich keine
Anstündeund Bemerkungen finden, als erledigt erklären, diejenigen,bei denen sich Anstünde finden,
der Commission,welche gewählt wird, zuweisen,die dann morgen darüber Bericht erstatten könnte.
Wir wären dann mit dem Theil, worüber nichts zu bemerken ist, bereits fertig geworden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Die Herren sind damit einverstanden. Das wäre so
beschlossenworden. Wir würden nunmehr zu der Wahl der Commissionenkommen. Es ist wohl
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oer Modus, wie diese Wahl vorgenommen werden soll, bei der vorherigen Besprechung der Geschäfts¬
ordnung zu H. 3 festgestellt worden. Ich nehme wenigstens an, daß damals die Intention des
hohen Hauses dahin ging, daß für jetzt versuchsweise auch die Commissionen in derselben Weise
gewählt werden sollen. Der Herr Abgeordnete Busch hat das Wort.

Abgeordneter Busch: Ich glaube doch, daß es sich bei ß. 3 nnr um die Wahlprüfuugö'
Commissionen handelt; es ist in Aussicht genommen worden, in derselben Weise die übrigen
Commissionen zu wählen, indeß ist nichts darüber wirtlich beschlossenworden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich habe auch nicht gesagt, daß dies beschlossen worden
lst, sondern ich habe gesagt, ich hätte erkannt, daß dies nach dem vorherigen Beschlusse die
Intentionen des Hauses wären.

Abgeordneter Busch: Ich möchte nur den Antrag erlauben, daß zur Nildung aller
übrigen Commissionm das hohe Haus in 5 Abtheilungen getheilt werde, von denen jede Abtheilung
^ Mitglieder zur Commission wählt, daß also jede künftige Commission aus 15 Mitgliedern besteht.
Wenn ich nur erlauben darf, diesen Antrag mit wenigen Worten kurz zu motiviren, so stehe ich
auf dein Standpunkt, daß bei einer versuchsweise eiuzuführenden Wahl durch die Regierungs¬
bezirke die Wahl in den einzelnen Regierungsbezirken gewissermaßen dahin führen würde, daß
jeder Regierungsbezirk das Bedürfniß fühlte, speziell auch mir aus dein eigene» Regierungsbezirk
felbst die Mitglieder der Commifsion zu bestimmen, was nach meiner Meinung nicht besonders
zweckmäßig sein würde. Wird dagegen das hohe Haus durch Vcrloosung in Abtheilungen ein¬
getheilt, so würde dieses vorerwähnte Stieben vollständig fortfallen uud die Wahl sich auf diejenigen
Mitglieder lenken, welche für die spezielleCommifsion am geeignetsten erscheinen. Es ist allerdings
«»geführt wurden, daß der Mechanismus der Cintheilung des HaufeS in mehrere Abtheilungen
ourch Vcrloofung etwas complizirt wäre; aber ich glaube doch, daß das nicht so schwerwiegend
sein dürfte, wie der dem gegenüberstehende Vortheil, den wir dadurch erlangen, daß wir fachgemäß
nicht nach lokalen Verhältnissen urtheilen, sondern die Wahl nur auf geeignete Persönlichkeiten
richten. Ich hoffe deshalb auch, daß die Wahl von 15 Mitgliedern für richtiger befunden wird,
als die Wahl von 13 Mitgliedern, auch fchon aus dem Grunde, weil die Zahl 15 theilbar ist
ourch die Zahl 5, also sich 5 Abtheilungen mit je 3 Mitgliedern ergeben oder 3 mit je 5. Es
würde» sich, glaube ich, danu bessere Wuhleu herausstellen, als sie sonst stattfinden werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Becker hat das Wort,
Abgeordneter Becker: Ich bin der Ansicht, daß der Herr Vorredner nur auf einem

Umwege nochmals dasselbe zu erreiche,: sucht, was wir durch die frühere Abstimmung abgelehnt
haben. (Zustimmuug) Seine Ausführung, daß wir vorhin nur über die Zufmnmenfetzung der
Wnhlprüfuugs-Commission Beschluß gefußt hätten, trifft nach meinem Dafürhalten besonders mit
Rücksicht auf die ausdrückliche Ausführung des Proviuzialausfchusses, daß die Absicht vorliege,
alle Commissionen nach diesem Modus zu wählen, nicht zu. Wir haben nach meiner Ansicht vorhin
generell für diese Session uns für die Zusammensetzung der Commifsion auf Vorfchlag der
Abgeordueteu uach Regierungsbezirken cntfchiedeu, und ich glaube, wir thu» im Interesse der
Oeconomie der Zeit wohl, es dabei bewenden zu lassen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgcorducte Busch hat das Wort.
Abgeordneter Busch: Meine Herren! Ich bin von einem ganz entgegengesetztenStandpunkt

ausgegaugen wie vorhin; uicht, wie der Herr Abgeordneter Becker meint, ist es mir darum zu
thun, auf einem Umwege das vorhin Abgelehnte zu erzielen, sondern ich gehe von dem Grundsatz
aus, daß es wohl nicht richtig sein dürfte, die Regierungsbezirke als Cintheilung gelten zu lassen,

24"
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ich wünsche, wie auch von anderer Seite betont worden ist, daß eine Eintheiln»«, aus Mitgliedern
aller verschiedenenRegierungsbezirke stattfinde, ganz gleichgültig, wie diese Mitglieder dann
zusammenhaltcn. Dadurch kommt der lokale Standpunkt und die lokale Stellungnahme in Wegfall.
Ich bemerkte schon vorhin, daß wenn die einzelnen Regierungsbezirke eine bestimmte Anzahl von
Commissionsmitgliedernfür sich wählen, fo fühlen sie zweifelsohne auch die Verpflichtung,speziell
nur aus ihren, RegierungsbezirkeMitglieder zu wählen, und das halte ich nicht für richtig.
Mein jetziger Antrag vertritt genau den entgegengesetzten Standpunkt den ich vorhin eingenommen
resp, den ich bei dem vorigen Antrage vertreten habe; ich habe beantragt, den Modus der Wahl
nach Ncgierungsbezirkeu fallen zu lassen und anstatt dessen nach durch Verloosung gebildeteu Abthei¬
lungen zu wählen. Ich glaube, es ist dieses in fast allen parlamentarischenKörperschaftendie
Regel nnd es ist auch das einfachste, Ich glaube aber auch, daß der dazu nothwendige Mechanismus
nicht so sehr eomplizirt sein würde, denn die Verloosung kann in sehr kurzer Zeit stattfinden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteNecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich muh doch bei meinen Ausführungen beharren.

Der Landtag hat eben beschlossen, für diese Session nicht nach Abtheilungen u. s. w., wie der
Herr Vorredner vorschlägt und was sich eigentlich mit dem abgelehnten Antrage des Herrn
AbgeordnetenSchmidt nach meiner Auffassungdeckt, die Wahlen vorzunehmen, sondern in dieser
Session uersnchsweisenach Regierungsbezirkenin die Commissionenzu wählen und zwar in
derselben Zahl, wie der Prouinzialausschuß zusammengesetzt ist. Das ist positiver Beschluß des
Prouinziallandtages und den sucht man auf einem Umwege umzustoßen, nicht in dem früheren
aber in einem andern Sinne. Ich bleibe dabei, der Herr Abgeordnetesticht den eben gefaßten
Beschlußnur aus der Welt zu schaffen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich mochte auch nach dein eben Gehörten zur Geschäftsordnung
meinen, daß wir nach dein vorherigen Beschlusse ro» ^uäioata haben; Sie haben den Wahlmodus
nach ß. 3 angenommenund haben auch den Inhalt des Referates des Ausschusses,Sie müßten
den Beschlußwieder verändern. Der Herr AbgeordneteBusch hat das Wort.

AbgeordneterBusch: Ich möchte mich auf die eigenen Worte unseres verehrten Herrn
Präsidenten berufen, daß ein Beschlußüber die jetzt zu bildende Commissionnicht gefaßt worden
ist; es ist in dem Referate allerdings eine ähnliche Behandlung in Aussicht genommen worden,
also die späteren Commissionenebenso zu wählen, aber unser Beschluß ging speziell nur auf §. 3
und es handelte sich bei diesem nnr um die Wahlprüfungs-Comnnssion. Cs steht uns also frei,
im Nebrigcn unsern Beschluß anders zu fassen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
AbgeordneterAdams: Meine Herren! Ich glaube, daß wir uns doch alle darüber klar

sein müssen, daß cs in der vorherigen Debatte sich nicht nur um §. 3 gedreht hat, sondern
zugleich um das Referat, welches feiteus des Ausschusses erstattet worden ist und welches dahin
ging, daß überhaupt für diese Session der Versuch gemacht werden soll, es in dieser Weise zu
machen. Das war Gegenstandder Debatte, über diesen Gegenstand ist auch vom Hause in dem
vollen Bewußtsein, daß cs eutschiedenwerden soll, wie die ganze Frage für diese Session fest¬
gestellt werden soll, berathen worden, und es hat sich eine kleine Majorität von wenigen Stimmen
ergeben. Durch diese Abstimmung,wenn sie auch formell zu ß. 3 erfolgt ist und nur §. 3 zum
Gesetz erhoben worden ist, hat das Haus in Wirklichkeit den Ausspruch gethan, wenn auch mit
eiuer sehr kleinen Majorität, daß cs für diefe Session so gehalten werden soll, wie vom Prouinzial¬
ausschuß vorgeschlagen war. Das, meine ich, müßten wir unbedingt festhalten, und man sollte
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nicht die Sache aufs neue wieder in die Diskussionziehen und versuchen,eine andere Abstimmung
M erzielen. Ich meine, es müßte als vollständig festgestellt und beschlossenangesehen werden, daß
es versuchsweise in dieser Session so gehalten werden soll. Wenn die Sache in dem nächsten
Landtag zur Sprache kommt und der jetzige Versuch sich wirklich nicht bewährt hat, so wird von
neuem zu erwägen sein, ob wir nach dem Wunschedes Herrn AbgeordnetenBusch so vorgehen,
daß wir eine Verloosung in Abtheilungen vornehmen und daß in jeder Abtheilung gewählt wird,
aber für diese Session ist die Sache festgestellt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteZweigert hat das Wort,
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich muß gegen die Auffassung des Herrn

"»geordneten Becker Einspruch erheben. Wir haben nur abgestimmt über den Paragraphen der
Geschäftsordnungund nicht über die Motive, die Motive haben einen Gegenstand der Debatte,
aber nicht einen Gegenstand der Abstimmung gebildet. Was in dem Referate des Provinzial-
ausschusses steht, ist Gegenstandder Erwägung, aber nicht Gegenstandder Beschlußfassung gewesen,
und ich glaube insofern auch dem Herrn AbgeordnetenAdams entgegentreten zu müssen: es ist
uur über §. 3 beschlossenworden. Es ist daher meines Erachtens auch heute immer noch zulässig,
lede einzelneLommissionswahl nach Belieben vorzunehmen, ohne sich im einzelnenFalle an den
^°n den Herren als beschlossenvorgetragenen Modus zu binden

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.
AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Ich hatte den Antrag auf Vermehrungder Zahl

"er Commissionsmitgliedcrvon 13 Mitgliedern auf 15 Mitglieder mit unterzeichnet,nach dem Laufe
"er langen Debatte indeß muß ich mich dem Vorschlagedes Provinzialausschussesanschließen nach
"em Wort: Probiren geht über Studiren! Dann kommen wir an die Arbeit, an die Wahl.
(Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteIanßen hat das Wort.
Abgeordneter Ianßen (Burtscheid): Meine Herren! Ich möchte darauf aufmerksam

'Nachen, daß, wenn wir den Antrag des Herrn AbgeordnetenBusch annehmen, wir dadurch den
Beschluß umstoßeu, den wir zu ß. 3 gefaßt haben; wir kommen in ein formliches Dilemma hinein,
^ch bitte die Herren, sich die Cousequenzen recht klar zu machen. Wenn wir nach dem Vorschlage
bes Herrn AbgeordnetenBusch die Commissionen außer der Wahlvrüfungs-Commissionin ganz
anderer Weise bilden als die letztere, so tragen wir ein Prinzip in die Geschäftsordnunghinein,
das bisher nicht in derselben enthalten gewesen ist. Zu dem gefaßten Beschlusse über ß. 3 steht
boch das vorhergegangeneReferat naturgemäß in dem genauesten Zusammenhang und nun frage
uh die Herren, ob Sie aus dem Referate des Herrn Abgeordneten Adams den Eindruckgewonnen
haben, als ob ein anderer Modus für die Bildung der sämmtlichenCommissionenin Aussicht
genommenworden ist, als derjenige, der bei §. 3 in Bezug auf die Wahlprüfungscommissionen
festgelegt worden ist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBusch hat das Wort.
AbgeordneterBusch: Unter diesen Umständenziehe ich meinen Antrag zurück und zwar

vorzugsweiseaus den von Herrn AbgeordnetenAdams geäußerten Motiven, indem ich allerdings
nicht wünsche, daß speziell über solche Formalitäten noch eine weitere längere Diskussion stattfinde
und namentlich auch deshalb, weil es sich doch nur um die Wahlen der jetzigen Session handelt
und die Sache also nicht so übermäßig wichtig ist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Der Antrag ist also zurückgezogen und
wir werden jetzt nach diesem zu H. 3 festgestelltenVerfahren zur Wahl der Commissionenübergehen.
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Ich habe nun die Frage an Sie zu richten, welche CommissionenSie wählen wollen. Zu wählen
haben wir nach 8> 3 eine Wahlvrüfungs-Commissionvon 13 Mitgliedern; diese steht obenan fest.
Welche anderen Commissionen wollen Sie dann noch wählen? Das Wort hat der Herr Abgeord¬
nete Adams.

AbgeordneterAdams: Ich mochte mir keine Vorschlägeerlauben, welche Commissionen
zu wählen wären, ich möchte nur bemerken, daß wir jedenfalls eine Geschäftsordnungs-Commission
haben müssen,da in den Beschlüssenüber die Geschäftsordnungbestimmtist, daß alle Abänderungen
der Geschäftsordnungnur nach vorheriger Prüfung durch die Commissionerfolgen können. Diese
ist also gegeben und nothwendig; was die anderen Commissionenanbetrifft, fo möchte ich mich
darüber nicht äußern.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteIanßen.
AbgeordneterIanßen (Burtscheid): Dann möchte ich auch den Zusatzuorschlag machen,

daß wir eine Ctatscommissionwählen, denn in der Lage, in der sich augenblicklich unsere Etats¬
berathung befindet, werden wir ja nothwendig dazu kommen, den einen oder den anderen Theil
des Etats dieser Commission zu überweisen; wir thun daher gut, sogleich diese Commissionzu
bilden. Vielleicht würde es sich auch empfehlen,eine Petitionscommissionzu wählen; es sind schon
viele Petitionen eingegangenund es werden solche im Laufe der Verhandlungen noch weiter ein¬
gehen. Nach dem Vorgange bei anderen parlamentarischenKörperschaftenerscheint es anräthlich,
theils materiell über diese Petitionen durch die Commissionbefinden zu lassen, theils durch die
letztere über die Art und Weise der geschäftlichen Behandlung der Petitionen durch Vermittelung
der Commissionein Einvcrständnih zu erzielen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Also es wären jetzt vorgeschlageneine Wcchlprüfungs-,
eine Geschäftsordnungs-,eine Budget- und eine Petitionscommission. Das Wort hat der Herr
Abgeordnetevon Solemacher-Antweiler.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Ja, meine Herren, hinsichtlich
der Petitionscommission scheint mir die Sache ein wenig schwierig zu sein und hat man hier
wohl kein Recht, Analogien mit den Verhältnissenim Landtage der Monarchie und im Reichstage
zu finden. Dort petitionirt jedermann um verkümmerteRechte, hier vetitionirt jedermann um
Geld. (Heiterkeit.)

Wenn nun das alles unabhängig von den verschiedenen Zweigen unserer Verwaltung in
einer Petitionscommissionberathen werden soll, ohne daß man dabei das entsprechende Material
zur Hand hat und auch die betreffendenOberbeamtenaus den verschiedenen Abtheilungen fehlen,
fo möchte ich mich eigentlich gegen diese Petitionscommission aussprechen und lieber anheim
geben, so wie es früher gewesen ist, 3 Commissionenzu wählen, eine für die Angelegenheiten
der AbtheilungenI und IV, eine andere für die Angelegenheitender Abtheilung II und III und
eine dritte für die Angelegenheitender Abtheilung V, das sind die Wegebausachen. Tann ist
es auch möglich, daß die Commissionen gleichzeitig tagen, indem die betreffendenOberbeamtennur
in die entsprechenden Commissionenzu gehen brauchen. Wenigstens würde auf diese Weise der
Geschäftsgangwefentlich erleichtert.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
LandesdirektorKlein: Ich kann den Ausführungen des Herrn Vorredners nur in allen

Theilen beipflichten.Die Petitionen haben zum GegenstandeentwederStraßenbauten, Uebernahme
von Straßen, Ansprüche auf den Ständefonds oder fonstige Bewilligungen. Dies kann zweck¬
mäßig nur in den betreffenden Fachkommissionen behandelt werden. Sollen nämlich neue Straßen
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übernommen werden", so kommt hierbei einestheils das Budget der Provinz in Frage und
«nderntheils die technische Seite der Sache, die von der Straßcnverwaltung zu beurtheilen ist,
Ebenso hängen die Anträge, welche den Ständefonds betreffen, mit dem Arbeitsmaterial der
"eiwaltnngsllbtheilung I zusammen. Wenn Sie Fachcommissionen für die einzelnen Abtheilungen
^lden, wie dies früher geschehen ist und dann die Petitionen nach Maßgabe ihres Inhalts den
betreffenden Fachcommissionen zuweisen, so würde sich dies nach den früheren Erfahrungen, welche
wir hier gemachthaben, am meisten empfehlen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es wären also folgende Vorschläge gemacht
worden: eine Wahlprüfungs-, eine Gcschäftsordnungs-, eine Budget- und eine Petitions-
Commission.

AbgeordneterIanhen: Ich ziehe meinen Vorschlagzurück.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Ianßeu verzichtet auf seinen Antrag;

ich ertheile ihm das Wort.
AbgeordneterIanßen (Bartscheid): Ich habe einen formellen Antrag nicht gestellt, ich

habe nur zu erwägen gegeben, ob sich nach Analogie anderer Landtage diese Einrichtung nicht
empfehle; ich nehme meinen Vorschlagzurück.

VorsitzenderFürst zu Wied: Die Petitionscammission fällt alfo weg. Dagegen sind
vorgeschlagen eine Fachcommissionfür die Gefchäfte der AbtheilungenI und IV, eine folche für
ble Abtheilungen II und III und eine dritte für die Abtheilung V, welche letztere die Strahen-
sachen behandelt; es würde danach vom hohen Hause beschlossen werden können, daß jeder
Kommission die Petitionen nach ihrem Inhalte überwiesenwerden. Ich ertheile das Wort dem
Herrn Landesdircktor.

LandesdirektorKlein: Es würde vielleicht zweckmäßigsein, Ihnen die Angelegenheiten
ber verschiedenen Abtheilungen mitzutheilen. Die Abtheilung I umfaßt die Angelegenheitender
^entral-Verwllltungsbchürde,insbesondere die Personalien aller Provinzial-Verwaltungsbeamten;
!le umfaßt die Angelegenheitendes Prouinzialausfchussesund des Provinziallandtages als solchem,
"ie allgemeine Finanzverwaltung, Aufstellung des Hauptetats, Ausschreibung der allgemeinen
^rovinzialumlllge, Verwaltung des Proviuzial-, Kreis- und Ständefonds und der in den Svezial-
eiats nicht vorgesehenen Einnahmen und Ausgaben, soweit diese Verwaltung nicht nach der
^eschäftsvertheilungin den anderen Abtheilungen erfolgt; Angelegenheitender Provinzial-Feuer-
"ocietät, Angelegenheiten der Landesbank und des von derselben verwalteten Meliomtions-
wnbs, und dazu sind neuerdings gekommendie Pensionirungs-Angelegenheitender Landbürger-
weister. Die Abtheilung IV, die mit I verbunden werden soll, umfaßt weiter Angelegenheiten
"ei niederen landwirthschaftlichenSchulen sowie der Unterstützung sonstiger landwirthschaftlicher
Zwecke und der Beförderung von Landesmeliorationen; des Rittergutes Desdorf und der dort zu
^'richtenden Ackerbauschule; der Ausführung des Gefetzes vom 25. Juni 1875, betreffend die
Abwehr und Unterdrückungvon Viehseuchen; die Angelegenheitenfür Ausführung der Körordnung
lür die Privatbefchäler der Nheinvrovinz und die Angelegenheitender Beförderung von Kunst und
Wissenschaft sowie der Provinzialinuseen und außerdem neuerdings den Unfall im landwirth¬
schaftlichen Betriebe.

Die Abtheilung II umfaßt die verschiedenen Angelegenheiten des Landarmen- und Korri-
Lendenwescns ausschließlichder Anstalt zu Vrauweiler und des Landarmenhauses zu Trier, die
"Nterbringung verwahrlosterKinder und die Verwaltung der Polizeistrafgelder,also die 3 Zwecke
landarmen- und Korrigendenwesen,die Unterbringung verwahrloster Kinder und die Verwaltung
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der Polizcistrafgclder. Die Abtheilung III, welche mit II verbunden werden soll, umfaßt die
Angelegenheitender Irrenanstalten Andernach,Grafenberg, Merzig, Dürcn und Bonn, die Taub-
stnmmenschulenzu Vrühl, Kempen, Neuwied, Trier, Aachen, Elberfeld, Essen und Köln, die
Blindenanstalt zu Düren, die Hebammcntehranstalt zu Köln, die ProuinziabArbeitsanstalt zu
Brauweiler, das Landarmcnhaus zu Trier, die Fürsorge für Epileptischeund die Unterstützung
milder Stiftungen; das gehört alles zusammen. Die dritte dieser Commissionenwürde dann die
Straßenangelegenheitcn haben, die allein übrig gebliebensind.

VorsitzenderFürst zu Wicd: Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.
AbgeordneterFriederichs: Meine Herren, ich kann nur empfehlen,in dieser Weise die

Commissionen zusammenzu stellen,glaube aber, daß dabei die Etatscommissionüberflüssig wird.
Wenn der Etat in alter Weise der Commission für die Abtheilung I zugewiesen wird, sehe ich
eigentlich keinen Grund, weshalb wir eine besondere Etatscommission wählen sollen. Ich finde
eine Vereinfachungdarin, daß wir nur drei Commissionenwählen, namentlich auch im Hinblick
auf die Betheiligung der Herren Landesräthe an den Sitzungen. Ich empfehleIhnen die Wahl
von drei Commifsioncn.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher hatdas Wort.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Es stimmt wohl nicht ganz genau, was der
Herr AbgeordneteFriederichs gesagt hat, daß früher das alles in der ersten Commifsionberathen
worden ist, sondern früher sind die Etats in den betreffenden Fachcommissionen berathen worden;
in der Commission,die die Angelegenheitenin den AbtheilungenI und IV betrifft, sind nur der
Hauptetat, der Etat der Centralstclle, der Etat der Provinzial-Feuer-Socictät und derjenige der
Provinzialhülfskasse und der Etat der landwirtschaftlichen Angelegenheiten berathen worden,
während der Etat betreffendden Straßenbau in der dritten Commifsionund der Etat der Institute
in der Institntscommission behandelt wurde. Es würde die Frage entstehen, wie der Herr
Abgeordnete Friedcrichs seinen Antrag präzisiren will, ob er beantragt, daß in Zukunft sämmtliche
Etats in der CommissionI berathen werden sollen, oder ob es so bleiben soll, wie es früher
gewesen ist, daß in jeder Fachcommission die betreffendenEtats erledigt werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteSchwitz hat das Wort,
AbgeordneterSchmitz: Meine Herren! Da es sich bis jetzt immer gezeigt hat, daß der

erste Ausfchuß zu viel zu thun hatte uud nicht fertig war, wenn die andern Ausschüsse fertig
waren, mochte ich beantragen, für die Abtheilung IV eine besondere Commissionzu wähleu.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich möchte Ihnen doch empfehlen,an der Bildung

einer besondern Etatscommissionfestzuhaltennnd zwar aus mehrereuGründen, einmal im Interesse
einer einheitlichen Etatsberathung. Wenn Sie die Etats an die verschiedenen Commissionen, die
für die verschiedenen Abtheilungen gebildet sind, weisen, so wird die Etatsberathung von ver¬
schiedenen Gesichtspunktenaus behandelt, während doch sehr erwünscht ist, daß bei der Etats¬
berathung ein allgemeiner Ueberblick von einer Stelle aufrecht erhalten wird. Ferner kommt der
Umstand hinzu, daß jede Abtheilung, welcher die Pflege bestimmterAufgaben zugewiesen ist, sich
leicht auch sür verpflichteterachtet, den Etat nicht vom Standpunkt der Sparsamkeit aus, sondern
von dem Standpunkt aus zu prüfen, ob genug für diefe betreffendenAufgaben nach dem Etat
geschieht, und das ist wenigstens nicht die Absicht, die ich mit einer Budgetcommissionzu erreichen
suche. Ich habe noch ein anderes materielles Bedenken. Wenn Sie eine Etatscommission ver-
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»leiden wollen, haben Sie nur die beiden Alternativen, entweder die einzelnenEtats in den drei
Fachcommissionenvorprüfen zu lassen, wie es bisher geschehen ist, oder den Etats der ersten
Kommission, welche die Gegenständeaus den AbtheilungenI und IV behandelt, zuzuweisen; die,
wie sich der Herr AbgeordneteSchwitz ausdrückte, an sich schon immer sehr belastet gewesen ist.
Da nun die erste Eommission, welche die AbtheilungenI und IV umfaßt, auch die laudwirth-
schaftlichcn Angelegenheitenmit zu prüfen hat, fo winden wir also entweder diese Eommission
nicht mit Rücksichtauf die Nedürfuisse der Landwirthschaft zufainmenfetzenkönnen oder sie in
einer Weise zusammeusetzcnmüssen, die gerade für die Etatsbcrathung nicht die geeignetste ist.
Aus all diesen Gründen würde ich rathen, an einer besonderenEtatscommission festzuhalten, im
übrigen aber dem Vorschlagedes Herrn Freiherrn von Solcmacher, die Fachcommission nach den
verschiedenen Abtheilungen zu bilden, stattzugcbeu.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist die Anregung gegeben worden, ich kann nicht sagen,
°aß ein Antrag gestellt worden ist, denn ich habe einen solchen nicht schriftlich vorliegen, daß für
°ic IV. Abtheilung eine besondere Eommissiongewählt wird und ist die fernere Anregung gegeben
worden, daß eine besondereVudgetcommissionneben den Fachcommissionen gewählt wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf von Hoensbrocch hat das Wort,
Abgeordneter Graf Wilhelm von Hoensbroech: Ich möchte mich gegen die Aus¬

führungen der Herren Vorredner aussprechenund Sie bitten, es beim Alten zu belassen. Wenn
wir eine eigene Vudgetcommissioneinrichte», so wird die Arbeit der Abtheilungen, die nach dem
alten Muster eingerichtetwerden sollen, sich vielfach auf ein Minimum reduziren. Nehmen Sie
i- N. die Straßenabtheilung, was hat diese für das Straßenwesen noch zu thun, wenn sie den
Straßenetat nicht beräth? Dann ist sie nach meiner Ansicht vollständig überflüssig. Auch die
Petitionen, die wir in den Abtheilungen bekommen,schließen sich meist an den Etat an, sie
fließen sich, weil es Petitionen um Geldbewilligungen sind, hauptsächlichan den Ständefonds
°m. Die Abtheilungen, die die Petitionen bekommen,muffen in der Hauptsachedieselbenan der
Hand des Etats und unter Prüfung des Etats behandeln, E^ findet alfo in dieser Beziehung
eine doppelte Prüfung des Etats statt, die betreffendeEommissionmuß den Etat noch nebenbei
behandeln. Warnm wir noch extra eine Vudgetcommissioneinrichten sollen, ist nur nicht recht
^nr. Ich rufe die langjährige Praxis aus alter Zeit an uud ich glaube, daß diese Praxis
durchaus keine Uebelständein dieser Veziehuuggezeigt hat; im Gegentheil ist nach allen Seiten
hlu gut und gründlich berathen worden. Ich möchte Sie daher ersucheu, in diesem Punkte es
bei der „gutcu alten Zeit" zu belassen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landcsdirektorhat das Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Ich möchte Sie bitten, bei der Bildung der Fach¬

kommissionen die AbtheilungenI und IV nickt zu trennen. Diese Angelegenheitenhängen mehr
°oer minder eng zusammen. Früher haben wir getrennte Eommifsionenfür beide Abtheilungen
gehabt, uud das Bedürfniß hat ergeben, daß beide wieder vereinigt werden müßten. Es trifft
h'« zu, was der Herr AbgeordneteFriedcrichs gcsagt hat, daß Probiren über Studiren geht.
Wir haben probirt, und es hat sich hierbei als zweckmäßignur die Vereinigung herausgestellt.
Das Bedenkendes Herrn AbgeordnetenSchwitz, daß die erste Eommission überlastet sei, wird
bei dem neuen Landtage weniger zutreffen: wir machen viele Sachen im Plenum ab, die früher
^' Plenum nicht abgemachtwerden konnten, und es wird sich herausstellen,daß eine Ueberlastung
bei Vereinigung der Abteilungen I und IV, die früher manchmal zu beklagen gewesen ist,
nicht eintritt.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFriederichs hat das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Ich verstand allerdings meine Anregung dahin, daß die

Spezialetats den betreffenden Fachcommissionen zugewiefen würden und die etwaigen Ausstellungen
erst der ersten Commission, Ich möchte sodann den Herrn AbgeordnetenBecker bitten, seine
Bedenken wegen Mangels der Beobachtung der gebotenenSparsamkeit für diesen Landtag zu
vertagen, Ist es doch der alte Landtag mit seinen alten Einrichtungen und mit seinen alten
getrennten Ausschußberathungender Etats, welcher die jetzt bestehende Sparsamkeit eingeführt
hat Es läßt sich ohne die Etats, wie schon Herr Graf Hoensbroech gesagt hat, das Wesen
der Abtheilung nicht berathen; es ist keine rechte Unterlage mehr da für die Commissions-
berathung. Ich bitte Sie, lassen Sie die alte Praxis des alten Landtages versuchsweise,um
das Wort wieder zu gebrauchen, bestehen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteSchwitz hat das Wort.
AbgeordneterSchmitz: In Folge dessen, was der Herr Landcsdirektoreben ausgeführt

hat, ziehe ich meinen Antrag zurück.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDietze hat das Wort.
Abgeordneter Dietze: Meine Herren! Ich glaube, Sie können gar nicht anders verfahren,

als die einzelnenSpezialetats an die Äbtheilungen, wie sie genannt sind — I und IV, II und
III, und V — verweisen. Wenn diese Abtheilungenihre Arbeit fertig gemacht,wenn diese ihre
Bemerkungen zu den Etats eventuell gemachthaben, und Sie wollen dann noch eine besondere
Etlltscommissionhaben, so würde sich diese nur mit der Zusammenstellungder Spezialetats zu
befasse,:haben und mit der Beurtheilung des Hauptctats. Ich habe den Herrn Abgeordneten
Becker nur in dem Sinne verstanden, daß er die Etatscominission sich nicht mit den einzelnen
Spezialetats beschäftigenlassen will, sondern daß letztere durch die Abtheilungen vorbereitet
werden sollen, aber daß besonders eine Commission, welche gleichsam revidirend über den Fach-
eommissionensteht, über den Hauptetat beräth, wobei principielle Bedenken und Einwendungen
gemacht werden könnten. Ich möchte vorschlagen, in diesem Sinne eine Etatscommission zu
wählen, die dann für den Hauptetat zusammentritt, wenn in den Abtheilungendie Spezialetats
durchgearbeitetworden sind.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine verehrten Herren! Wenn Sie beschlossen hätten, wie in

früheren Jahren, die ganzen Etats zunächst in einer Commission durchberathen zu lassen, so
würde ich es für richtig gehalten haben, wenn Sie auch das frühere Verfahren fortgeführt hätten,
Sie haben sich aber damit einverstanden erklärt, daß wir in diesem Jahre ausnahmsweise alle
Spezialetats hier im Plenum durchberathen, damit wir uns gegenseitig vollständig über die
einzelnenPositionen informiren, daß nur ausnahmsweise einzelne Positionen oder einzelne Etats
an eine Commissiongewiesen werden sollen. Und bei dieser Sachlage scheint es mir in der That
richtiger — ich bescheide mich sehr gern, aber ich kann vorläufig die Unrichtigkeitmeiner Auf¬
fassung nicht zugestehen — wenn diese einzelnen verschiedenenFragen, die entstehen, nicht an
verschiedene Commissionengewiesen, sondern einer bestimmtenEtatscommissionzugewiesen werden.
Ich nehme an, daß die Eommissionsbcrathungdie Ausnahme, die Berathung im Plenum die Regel
bleiben soll, und ich glaube, daß eine Commissioneinheitlicher und schneller die Sache bearbeiten
wird, als wenn verschiedeneCommissionen die einzelnenBudgetfragen berathen. Das ist der
Grund, weshalb ich für meine Person immerhin eine besondere Etatscominissionfür richtiger halte.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDietze hat das Wort.
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AbgeordneterDietze: Meine Herren! Das, was der Herr Abgeordnete Becker ausgeführt
Mt, deckt sich eigentlichmit dein, was ich gesagt habe. Ich mochte Sie nur fragen, was bleibt für
o<e Fachcommifsionübrig, wenn eine Etatscommission auch für die Spezialetats gebildet wird.
Sehen Sie sich die 71 Nummern an, welche uns als Vorlagen bezeichnet sind und ich frage Sie,
wozu siud dann überhaupt noch Commissionen nöthig, dann könne» wir das Commissionsberathen
ganz daran geben. Es bleibt den Commissionen dann nichts als die Dechargirung von
Rechnungenübrig.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Nach dem, was bisher hier vorgeschlagenoder angeregt
worden ist, sind also folgende Commifsionenvorgeschlagenworden: zunächst eine Wahlprüfungs¬
commission,dann eine Geschäftsordnungs.Commission,eine Commission für die Geschäfte der
AbtheilungenI und IV, eine Commifsion für die Geschäfteder Abtheilungen II und III, eine
Commission für die Geschäfte der V. Abtheilung und dann die Budget-Commission,insofern Sie
oles für nöthig halten. Meine Herren! Sie können es auch so machen, daß Sie jetzt die anderen
Kommissionen wählen und die Wahl der Budgetcommissionnoch aussetzen,bis die Nothwendigkeit
derselben sich ergiebt. Sind die Herren damit einverstanden? Herr AbgeordneterDietze hat
das Wort.

AbgeordneterDietze: Ich möchte doch glauben, daß Sie sich vorher über das Prinzip
klar werden müssen: wollen Sie die Spezialetats in Fachcommissionenverweisen, oder wollen
Sie sie der Hauptetat-Commissionzuweisen. Die Hanptctat-Commissionwürde gleichsam eine
revidirende Commissionüber die Fachcommissionen werden. Ich muß wiederholen,daß die Com¬
missionen für die Abtheilungen I und IV, II und III und V alle absolut ohne Beschäftigung
sein würden, wenn beispielsweise der ganze Etat der Abtheilung V für Wege und damit
zusammenhängendeAngelegenheitennicht in der Abtheilung V behandelt würde, sondern von der
Hlluptetat-Commission Wozu soll dann aber noch eine Ctatscommission gewählt werden und
zusammentreten?

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektorhat das Wort.
Landesdirektor Klein: Ich glaube, es ist allein richtig, wenn Sie zunächst die Spezial¬

etats im Plenum berathen; ergeben sich bei den Spezialetats Anstünde, so mögen diese Anstünde
von den einzelnenFachcommissionengeprüft und dort behandelt werden. Was später mit den
Etats geschehen soll, wird demnächst zu beschließen sein. Das Aufstellendes Hauptetats, hat bisher
°u I. Fachcommifsionals Commissionfür die AbtheilungI gethan, weil die Aufstellungdes Haupt¬
etats zur AbtheilungI gehört und die I. Fachkommission für alle Geschäfte der Abtheilung I eintritt,
^b Sie die Aufgabe der Superprüfung der I. Fachcommissionüberweisen oder eine besondere
Nudgetcommissionernennen, wird in der Sache gleich sein, es würde in dem letzteren Falle nur eine
Commission «lehr sein, die I. Fachcommission wäre entlastet,das wäre das einzige praktischeResultat.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnetevon Grand-Rn hat das Wort.
Abgeordnetervon Grand-Nn: Meine Herren! Es ist eben schon berührt worden, daß

^ sich im Wesentlichen um verschiedene Prinzipien handelt. Nach meiner Auffassung handelt es
>tch darum, ob der Etat hier im Plenum geprüft werden soll und nur einzelne Fragen ausgenommen
werden oder ob der alte Modus der Theilung zugleich mit dem alten Modus der Berathung in
Wirksamkeit treten soll, daß die einzelnen Fachcommissionen auch ihrerseits eine besondere Prüfung
«es Etats vornehmen. Wenn man auf dem letzten Standpunkte steht, und ich bin der Meinung,
"aß allerdings dieses Prinzip hier zur Geltung kommen muß, so muß man auch zu der Meinung
kommen, baß eine besondere Abtheilung für den Etat sehr wenig Bedeutung hat, aber ich halte
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Blättern sitzen werden. Was nun die Bemerkungen des Herrn AbgeordnetenBecker und meines
verehrten Nachbarn, des Zerrn von Grand-Nv, betrifft, daß die diesjährige Etatsberathung einen
unterschiedin der Sache mache,weil beschlossen worden ist, den Etat im Plenum durchzuberathen
und blos einzelne Positionen, die sich etwa zur sofortigenBerathung hier im Plenum nicht eignen
würden, an die Vudgetcommissionzu überweisen, so halte ich diesen Unterschied auch nicht für
emen sachgemäßen,denn ich frage mich sehr einfach,warum können wir nicht gerade fo gut, wie
es früher geschehen ist, daß die ganzen Spezialetats an die Abtheilungen übergeben worden sind,
letzt einzelnePositionen, die sich nicht zur sofortigen Behandlung im Plenum eignen, an die
Abtheilungen übergeben? Ein wesentlichersachlicher Unterschied besteht zwischenden einzelnen
Positionen und dem gcsammten Etat doch nicht. Ich glaube, daß die diesjährige Behandlung des
"llts keinen Grnnd für die Einrichtung einer besonderen Vudgetcommissionhergiebt und bitte, es
bei der alten Praxis zu lassen und den Abtheilungen das Material für ihre Arbeit nicht unter
den Füßen wegzuziehen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Zerr AbgeordneteAdams hat das Wort.
Abgeordneter Adams: Meine Herren! Ich stehe auch auf dem Standpunkte, daß ich

für sehr zweckmäßig halte, den ganzen Etat im Plenum zu berathen, nicht etwa es fo einzurichten,
daß zunächst der Etat in seine Glieder zertheilt und den Commissionenzur Vorberathung über¬
wiesen wird und hier eine spezielle Berathung des Etats vermieden würde. Der jetzige Landtag
neht auf einem Gebäude, welches von Anderen errichtet ist, der Landtag ist in allen seinen Vor¬
schlägen, in alleu seinen Betrachtungen eine Fortsetzungdes früheren ständischen Landtages, Für
"e neuen Mitglieder des Landtages ist es immer ein etwas zweifelhaftes Gefühl, welches sie
haben, daß sie auf einer Basis fortarbeiten, die sie eigentlich nicht alle genau kennen, und ich
halte es für sehr wichtig und werthvoll, daß der jetzige Landtag den ganzen Etat, wie es mit
dem Hauptetllt schon geschehen ist, auch die Spezialetats hier kennen lerne und dadurch allgemein
klne genaue Kenntniß des Etats erzielt wird. Ich halte das für das Verträum, welches die
einzelnenMitglieder in Bezug auf die Basis, auf der wir stehen, in Zukunft haben werden, für
lehr wichtig. Nun unterscheidet sich allerdings ein solches Verfahren von dem Verfahren, was
sonst in den Parlamenten geübt wird, die eine Vudgetcommissiongewählt habcu dadurch, daß wir
zuerst alles hier durchberathenund die Einzelheiten, die streitig sind, hier zur Sprache kommen.
<venn wir ans diesem, von dem Herrn Abgeordneten Becker vorgeschlagenenWege vorwärts
schreiten uud den ganzen Etat hier durchberatheu,dauu kommen wir zur zweiten Frage, was nun
geschehen soll. Meine Ansicht ist die, daß wir bei denjenigenSpezialetats, bei denen sich keine
Anjtände und Bemerkungenergeben in Folge der Berathung, dieselbenals angenommenansehen,
daß wir aber alle diejenigen Etats, bei denen sich Anstünde ergeben, zur Vorbesprechungin die
betreffendenFachcommissionen verweisen. Es wird die natürliche Folge sein, wenn der Hauptetat
an die Abtheilung I verwiesenwird, daß in der Abtheilung I die Resultate dessen, was in den
anderen Fachcommissionen festgestellt und dort hinüber gebracht worden ist, formulirt werdeu, daß
dort zum Schluß das vorkommt, was in der II. und III. Abtheilung uud in der V. Abtheilung
und was auch in der I. und IV. Abtheilung vorgelegt wird. Wir brauchen meines Erachtcns
eine besondere Budgctcommissiondann nicht, wenn wir dem Vorschlagedes Herrn Freihcrrn von
Solemacher gemäß die alte Art der Eintheilung der Commissionenbeibehalten. Ich glaube, daß
der Vorschlag der Herren Abgeordneten Becker und Ianhen, eine besondere Etatscommission zu
wählen, nicht bereits die frühere Einrichtung im Auge hatte, wonach die Abtheilung I eigentlich
die Commission für den Hauptetat ist. Ich glaube nicht, daß daneben noch eine besondere Budget-
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comnnssion nothwendig ist, sondern es würde meines Erachtens das Nichtigste sein, wenn wir uns
folgende 5 Commissionen wählten, 1. eine Commission für Wahlprüfungen, 2. eine Commission
für die Geschäftsordnung, 3. eine Commission für die Geschäfte der Abtheilungen I und IV,
4. eine Commission für die Abtheilungen II und III und eine Commission für die Geschäfte der
Abtheilung V.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordneter Vroich hat das Wort.
Abgeordneter Vroich: Meine Herren! Ich glaube, daß die Differenzen, die die

lange Debatte verursacht hat, sich leicht schlichten lassen würden, wenn das Haus über die
Frage sich klar machte, ob eine Vorberathung der Ctats in einer Commission gewünscht wird oder
der Etat im Plenum berathen werden soll. Ich glaube, daß ein bestimmter Beschluß darüber
nicht zu Stande gekommen ist, sondern daß der Herr Landesdirektor als Referent nur gefagt hat,
er fetze voraus, daß die Ctats direkt im Plenum berathen würden. Je nachdem das Haus für
die eine oder die andere Art der Berathung sich entscheidet, wird entweder der Autrag des Herrn
Abgeordneten Becker, eine Etatscommission zu ernennen, — für den Fall, daß Sie die Verhandlung
im Plenum beschließen wollen, — sich empfehlen, während sonst der andere Antrag, der, wenn
ich nicht irre, von dem Herrn Abgeordneten Friederichs ausgeht, der zweckmäßigere wäre. Wird
die Vorberathung der Etats in einer Commission beschlossen, so würde die Berathung in den
Commissionen nach dem alten Brauche vorzuziehen sein. Deshalb möchte ich die Vorfrage stellen,
ob eine Vorberathung in einer Commission stattfinden soll oder eine Berathung im Plenum.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Ianhcn hat das Wort,
Abgeordneter Ianhen (Burtscheid): Ich glaube, constatircn zu müssen, daß diese Vor¬

frage erledigt ist. Nach dem ganze» seitherigen Gange der Debatte und nach den von dem
Landtage entgegengenommenen Aeußerungen des Herrn Vorsitzenden ist die Sache in der Weise
entschieden, wie sie von dem Herrn Landesdirektor vorgetragen worden ist. Ich mochte aber noch
einiges in Bezug auf die Worte des Herru Abgeordneten Adams bemerken. Wenn ich mich auch
feiuen Ausführuuge» iu manchen Theilen anschließen könnte, so glaube ich doch, im Cinverständniß
mit Herrn Abgeordneten Becker mich für Etablirung einer besondern Etats comnnssion aussprechen
zu müssen und zwar wesentlich aus dein Grunde, weil ich fürchte, daß eine dem glatten und
erfpriehlichen Gefchäftsgange fehr hinderliche Verzettelung der Etats und ihrer Berathung eintreten
wird, wenn wir dieselben auf verschiedene Fachcommissioneu vertheilen. Wer einmal mit Etats¬
fachen, die ihrer Natur nach ja oft recht fchwicrig sind, zu thun gehabt hat, wird den Werth
einer einheitlichen Behandlung derselben ermessen. Gerade um eine solche herbeizuführen, möchte
ich in voller Uebereinstimmung mit dem Herrn Abgeordneten Becker wünschen, daß wir eine
Etatscommission etablircn. Wir können sie ja stärker gestalten, als die übrigen Commissionen;
statt 13 Mitglieder können wir ja 26 wählen. Dann haben wir in dieser Commission auch die
richtige Vertheilung der Arbeiten zu erwarten,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
Landcsdirektor Klein: Meine Herren! Der Schwerpunkt der Sache liegt darin, daß

nach der Prüfung der Etats in den einzelnen Commifsionen noch eine Superprüfung stattfinden
muh. Diese Superprüfung hat bis jetzt die erste Fachcommission als Abtheilung I vorgenommen,
so daß die erste Abtheilung eine doppelte Aufgabe hinsichtlich des Etats hatte, sie berieth zunächst
die in den Abtheilungen I und IV einschlagenden Ctats; waren alsdann die Etats in den übrigen
Commissionen berathen, so wurden sie zusammengestellt und von der Abtheilung I in ihren
Resultaten nochmals bei Aufstellung des Hauptetats geprüft. Es kaun sich meines Erachtens nur
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darum handeln, ob man mit dem Vorgehen, welches sich bisher als praktisch bewiesen hat, für
nie Folge einverstanden ist, oder ob man die Funktion, welche sowohl der Herr Abgeordnete
Ianßen, als der Herr AbgeordneteVecker, als der Herr Abgeordnete Adams für nothwendig
erachten,der ersten Fachcommission oder einer besondernBudgetkommissionüberweisen will. Ich
habe schon die Ehre gehabt, vorhin zu bemerken, daß der einzige Unterschied der ist, daß alsdann
eine Commissionmehr existirt und daß die erste Fachcommission von dieser Arbeit entlastet wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
Abgeordneter Becker: Wenn ich mich nicht sehr irre, habe ich vor Schluß der Generaldiskussion

über das Budget festgestellt,es wäre der Wille der Versammlung, daß der Etat im Plenum
berathen würde. Das haben Sie bejaht und darauf hatte der Herr Vorsitzende die Güte, zu
sagen, es würde voraussichtlichden Wünschen der Versammlung entsprechen, wenn wir diese
Berathung baldigst vornehmen und schon morgen die Svezialctats auf die Tagesordnung setzten.
Damit haben Sie sich auch einverstandenerklärt. Nach meiner Meinung ist deshalb kein Zweifel
darüber, daß ein Beschluß darüber, daß sämmtlicheEtats im Plenum zu berathen sind, nicht
Mehr gefaßt zu werden braucht. Von diefer Voraussetzungausgehend, habe ich den Antrag
gestellt, indem ich annahm, daß sämmtliche einzelneFragen der Budgetcommissionüberwiesen
werden sollen. Wollen Sie gegenüberden von mir und dem Herrn AbgeordnetenIanßen aus¬
geführten Gründen die einzelnen Fragen, die bei den Spezialetats vorkommen, an die einzelnen
Fachcommifsionen überweisen,dann brauchen Sie nach meiner Meinung keine besondereVudget-
commission, wollen Sie aber, daß die einzelnen Fragen in derselben Commission einheitlich geregelt
werden sollen, was eine Vereinfachungdes Gefchäfts nach meiner Auffassuugwäre, dann würde
es sich empfehleneine Budgetcommifsionzu wählen. Ich würde Ihnen rathen, beschließen Sie
zunächst darüber: wollen Sie die einzelnen Fragen an die Fachcommissionen verweisen oder nicht?

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnetevon Loe hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Lo«: Ich mochte nochmals für die Vudgetcommissiondes

Herrn AbgeordnetenNecker plädiren. Beschlossen ist, daß die Etats im Plenum berathen werden;
es fragt sich nur, wie der Herr AbgeordneteAdams uorhiu ausgeführt hat, was weiter? und
da bin ich mit demselbeneinverstanden,wie ich vorhin schon ausgeführt, daß die Etats an die
Fachcommissionverwiesen werden sollen. Nun hat der Herr AbgeordneteAdams hinzugefügt:
vorbehaltlichderjenigen Etats, bei denen sich hier keine Anstünde ergeben haben. Da möchte ich
hervorheben,daß dies nicht ganz vollständig ist, es wäre die Sache dahin zu vervollständigen:
und zu denen nicht irgend welche Petitionen vorliegen. Es tonnen Petitionen vorliegen, die bei
Berathung der Etats zur Besprechungkommen müssenund von Einfluß auf diefelben fein können.
Wir würden hiernach nach der Berathung im Plenum in der bezeichneten Weife alle Etats an
die Commissionenzurück verweisen. Ich bin dabei nicht der Ansicht des Herrn Abgeordneten
Necker — ich spreche rein prinzipiell —, daß dann die Bndgctcommissioneigentlichüberflüssig
sei, denn es müssen diese von den Commissionenvorberathenen Etats noch zusammengestellt und
Mit Rücksicht auf die gestimmteFinanzlage geprüft werden, und da ist es richtig, daß hierfür
eine eigene Budgetcommissionbesteht. Ich glaube, daß wir bei der Durchberathung im Plenum,
bei der Verweisung an die Svezialcominissionund bei einer Verweisung an die Budgetcommission,
zum Zwecke der Zusammenstellungeme ganz leichte und kurze Arbeit haben.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Eolemacher hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr v. Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Wenn ich den Herrn

Vorredner richtig verstanden habe, faßt er die Sache dahin auf, daß, wenn ein Spczialetat hier im
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Hause berathen ist, er trotzdeman eine Commissionverwiesenwerden soll, (Widerspruch,) Das
würde unbedingt nicht richtig sein, sondern was hier im Plenum berathen und beschlossen worden ist,
bleibt beschlossen. Was die Bildung einer Extra-Nudgctcommissionbetrifft, die noch gebildet
werden soll, und die arbeiten soll, nachdem in den Fachcommisstonenbereits die Etats geprüft
sind, so stimme ich mit dein Herrn AbgeordnetenNecker überein, daß das ganz überflüssig ist,
denn nach den langjährigen Erfahrungen ist diese Arbeit nichts weiter als eine kalkulatorische
Zusammenstellung. Wenn erst seder einzelne Etat festgestellt ist, dann handelt es sich bei dem
Hauptetat nur um die Addition, und dafür eine Extra-Commissionzu wählen, scheint mir absolut
überflüssig.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es hat sich Niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich
hatte vor einiger Zeit vorgeschlagen,die Wahl der Vudgetcommissionauszusetzen, bis sich die
Nothwendigkeitdafür herausstellt. Damals wurde zugestimmt,in der Debatte aber, welche darauf
fortgeführt wurde, ist nochmals erwogen worden, ob dennoch eine Budgetcommissiongewählt
werden soll. Ich constatire nochmals, daß ich festgestellt habe, daß sämmtliche Etats hier im
Plenum durchbcrathenwerden sollen. Ich constatire ferner, daß Sie eine Wahlprüfuugscommifsion,
eine Geschäftsordnungscommission,eine Commission für die Abtheilungen I und IV, eine Com¬
mission für die AbtheilungenII und III und eine Commission für die Abtheilung V erwählen
wollen. Ich mochte nun zunächst die Frage stellen: wollen Sie, daß sämmtliche Anstünde, die
sich bei der Berathung der Spezialetats im Plenum ergeben, an die Fachcommissionen gehen? -^
Es erfolgt kein Widerspruch,ich constatire dies, sie gehen also an die Fachcommissioncn,und ich
frage nun noch: wollen Sie feststellen, daß die Vudgetcommissionjetzt erwählt wird, oder wollen
Sie warten, bis die Nothwendigkeitsich crgiebt? Einige wünschensofortige Wahl einer Nudget-
commission für die letzte Zufammenstelluug, Zur Abstimmung frage ich: sind Sie mit meinem
Vorgehen in dieser Hinsicht einverstanden? (Zustimmung.) Also wäre das andere beschlossen,
und es wäre nur das noch zu beschließen. Zur Geschäftsordnunghat der Herr AbgeordneteGraf
Hoensbroech das Wort.

Abgeordneter Graf Wilhelm von Hoensbroech: Nach Aeußerungen, die ich eben
gehört habe, ist darüber Meinungsverschiedenheit,ob eine Budgetcommissiongewählt wird oder
nicht. Darüber ist noch keine Abstimmungerfolgt

VorsitzenderFürst zu Wied: Das will ich ebeu thun. Meine Herren, wir würden zur
Abstimmung schreiten, wenn Niemand mehr das Wort haben will. — Ich bitte diejenigen,welche
für sofortige Wahl der Budgetkommissionsind, sich zu erheben, (Geschieht.) Das ist die
Minorität, meine Herren, wir würden also nach Ihrem Beschluß die Wahlprüfungscommission,
die Geschäftsordnungscommission,die Commission für die Angelegenheitender Abtheilungen I
und IV, die Lomm'ssion für die Angelegenheitender Abtheilungen II und III und die Com¬
mission für die Angelegenheitender Abtheilung V zu wählen haben. Die Budgctcommissionist
vertagt. Der Herr Abgeordnetev. Solcmacher hat das Wort zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Ich glaube gehört zu haben, daß
auch eine Vorlage der Königlichen Staatsregierung vorliegt, einen Gesetzentwurfbetreffend. Dafür
ist auch wohl noch eine Commissionzu wählen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte Ihnen nun die Frage stellen,wann Sie diese
Commissionswahlenvornehmen wollen. Man könnte es ja jetzt thun; es ist jetzt '/4 nach 3 Uhr.
Wenn Sie sich sofort in den Abtheilungen constituiren und gleich die Wahlen für die Commis¬
sionen vornehmen, dann können wir hier wieder zusammentretenund das Resultat hören.
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Indessen wäre es auch nicht nöthig, daß wir wieder zusammentreten; sondern wir ver¬
nehmen morgen das Resultat Meine Herren! Wenn Sie damit einverstandensind, daß das jetzt
geschehen soll und die Commissionengewählt werden sollen, so kann dies ja nach Schluß der
Sitzung erfolgen. Dann würde ich nunmehr schließen und Ihnen nur noch mitzutheilenhaben,
was für eine Tagesordnung ich für morgen vorzuschlagen gedenke.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteBecker zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterNecker: Ich halte den Vorschlagunseres verehrtenHerrn Vorsitzendenfür

durchaus fachgemäß,daß wir jetzt noch die Commissionswahlenvornehmen. Ich würde mir noch
o>c Bitte erlauben, daß den Abgeordneten der einzelnenRegierungsbezirkebezeichnet würde, in
welchen Zimmern sie sich zusammenfinden sollen, damit wir uns dort rcgierungsweiseals Abtheilungen
constituirenkönnen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich würde dann vorschlagen, wenn ich
den Vorschlagmachen darf, daß vielleicht die Herren aus dem RegierungsbezirkDüsseldorf hier
bleiben und in einem Theile des Saales zusammentreten,während die Mitglieder aus den anderen
Regierungsbezirkensich in den anstoßendenZimmern nebeneinander gruvvircn. Dann werden Sie
sich, denke ich, bald zurecht finden; es sind vier Zimmer vorhanden, und der Saal ist das fünfte.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteAdams zur Geschäftsordnuug
AbgeordneterAdams: Ich wollte nur die Frage anregen, ob, wenn wir die Wahlen

letzt in den Abtheilungen vornehmen, es nicht zweckmäßigund zur Zeitersvarnitz dienlichsein
wird, wenn auch sofort die Gewählten sich in den anzugebendenZimmern als Commissionen
constituirenund den Vorsitzenden ernennen würden, oder ob wir vielleicht das Ganze auf morgen
Vormittag um die Zeit zwifchen 10 und 11 Uhr verlegen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Becker zur Geschäfts¬
ordnung.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich glaube, daß der Herr Vorredner vergißt,
daß es sich hier nur um Vorschlägehandelt, welche die einzelnenAbtheilungen dem Plenum zu
machenhaben, während die Wahlen dem Plenum geschäftsordnungsmähigzustehen. Ich glaube,
etwas anderes ist nicht durchführbar. Nach meiner Meinung hätten wir jetzt nur in den Abtheilungen
Vorschlägezu machen. Morgen würden im Plenum die Vorschläge mitgetyeilt werden und die
Wahl erfolgen, und nach dein Plenum könnten sich erst die Commissionenconstituiren.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich würde vorschlagen, daß die Abtheilung Düsseldorf,
hier bleibt, die Abtheilung Köln im ersten Zimmer, Trier im zweiten, Coblenz im dritten und
Aachen im vierten Zimmer sich versammeln; dies wäre ungefähr nach der Zahl der Abgeordneten
abgemessen. Sind die Herren damit einverstanden? (Zustimmung.)

Dann, meine Herren, würden wir morgen um 11 Uhr wieder zur Plenarsitzungzusammen¬
treten, und wir würden die Vorschlägeder Abtheilungen entgegennehmen,die sich dann nach der
Sitzung als Commissionen constituiren könnten. Sind die Herren auch hiermit einverstanden?
(Zustimmung.) So habe ich jetzt nur noch die Tagesordnung für morgen Ihnen vorzuschlagen. Ich
würde Ihnen zunächst vorschlagen:

Eingänge und geschäftliche Mittheilungen,
dann gefchäftliche Behandlung der übrigen Eingänge, wobei ich auf das zurückkomme,

was der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher gefügt hat, daß wir eine Regierungsvorlage
haben, zu der wir wahrscheinlichauch eine Commission brauchen. Es ist dies die Haubergs¬
ordnung für den Kreis Altenkirchen,welche ich heute noch nicht auf die Tagesordnung setzen
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